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Newsletter von www.pro-herten.de 

Günter Wichert, der letztlich für Aufregung sorgte, 

 als er im  Gästebuch der UWG Schmiergeldvorwürfe unkonkretisiert erhob, bekommt jetzt den Verwaltungszorn zu 

spüren. Werbeplakate wurden vom Ordnungsamt entfernt – und das ohne Ihm davon vorher Kenntnis zu geben. 

"Ich habe schon früher für andere Veranstaltungen ähnlich, manchmal sogar noch wilder, plakatiert." Damals sei 

das Ordnungsamt nicht tätig geworden, höchsten einmal per Anruf, wenn ein Plakat an einer Ecke besonders störte. 

Für die Stadtverwaltung wies Stadtsprecher Peter Brautmeier den Vorwurf als unbegründet zurück. "Wir sind seit 

langem bemüht, das wilde Plakatieren in der Stadt zu unterbinden." 

Wildes verbotswidriges Parken wurde jedoch auf der Feldstraße Seitens der Verwaltung geduldet und damit ein-

deutige geltendes Gesetz gebeugt. – welch eine Logik. 

Hausnummern werden auf Antrag der Viterra im großen Umfang in Scherlebeck geändert (sh. Diskussionsforum 

www.pro-herten.de). Pikanterweise ohne Wissen der Anwohner und Rat. Selbst ein Notarzteinsatz hatte mit den 

„unbekannten neuen Hausnummern Probleme! Ist der gewählte Rat unserer Stadt eigentlich nur noch schmü-
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ckendes Beiwerk für einen Bürgermeister, der an die Zeiten eines Sonnenkönig im vergangenen Frankreich erin-

nert? 

L´Etat cést moi, der Staat bin ich, alle meine Untertanen lieben mich, bei den Zacken meiner Krone, ich regiere 

zweifelsohne ein Volk, das fleißig ist an sich.  

 

Teilen Sie uns Ihre Meinung im Diskussionsforum unserer Webe-Seite mit . 

JJ 

Zweifel am Bebauungsplan Wiesenstraße; 

 Für wie dämlich dumm hält die Verwaltung eigentlich die Bürger und das für ca 7500€ Bürgermeistergehalt und 

5000€ für den Baurat, der seine eigenen Vorschriften nicht kennt 

WAZ Zweifel am Bebauungsplan Wiesenstraße 

Die Lärmwerte auf der Schützenstraße wurden falsch ermittelt. Sagt Anwohner Joachim Jürgens. WAZ-Bild: Wolf-

gang Quickels  

 

Der Bebauungsplan 112 (Blockinnenbebauung Wiesenstraße) ist zwar rechtsgültig - wird aber wohl vor dem Ober-

verwaltungsgericht (OVG) Münster landen. "Wir erwägen eine Normenkontrollklage", sagte Norbert Müller, einer 

der Sprecher der Bürgerinitiative. 

Die BI hatte lange versucht, die geplante Bebauung zu verhindern oder zumindest einzuschränken, was die Zahl der 

erlaubten Wohneinheiten anbelangt. Vergeblich. Und einen gültigen Bebauungsplan kann nur ein OVG (im Wege 

einer Normenkontrollklage) oder der Rat selber aufheben. 

Per Zufall stieß Joachim Jürgens, Anwohner der angrenzenden Schützenstraße, in einem anderen Verfahren auf 

Angaben aus dem Lärmschutz-Gutachten, das dem Bebauungsplan Wiesenstraße zugrunde liegt. "Die Lärmwerte 

sind falsch ermittelt", sagte Jürgens gegenüber der WAZ. 

Begründung: Der Gutachter (Ingenieurbüro afi Arno Flörke) habe bei der Berechnung des Lärms dem Verkehr auf 

der Schützenstraße einen Lkw-Anteil von 10 Prozent zugebilligt und dadurch eine Belastung von 65,3 dB(A) errech-

net. Jürgens: "Nach den Lärmschutzrichtlinien wären aber für die Schützenstraße 20 Prozent Lkw-Anteil richtig 

gewesen. Dann ist die Lärmbelastung 3,6 Dezibel höher, und schon drei Dezibel kommen einer Verdoppelung des 

Lärms gleich." 

Jürgens führte weiter aus, dass der Gutachter dem Verkehr auf der Ewaldstraße 20 Prozent Lkw-Anteil zugemessen 

- die Schützenstraße aber der Wiesenstraße gleichgesetzt habe (beide 10 Prozent). "Nach den Richtlinien müssen 

für Landes-, Gemeinde- und Stadtstraßen 20 Prozent angesetzt werden. 10 Prozent gelten für Gemeindewege wie 

die Wiesenstraße." (Jürgens). 

Stadtbaurat Volker Lindner mochte sich nicht dazu äußern, wieviel Prozent richtig sind. "Wir gehen davon aus, dass 

der Gutachter die Werte nach den Vorschriften ermittelt hat." Anmerkung: Im Gutachten erklärt das Ingenieurbüro 

explizit, das sie selber keine Daten ermittelt haben, dass alle Daten von der Stadt stammen?!?! Auf keinen Fall 

werde die Verwaltung deshalb dem Rat vorschlagen, den Bebauungsplan 112 wieder aufzuheben. "Wer den Be-

bauungsplan für fehlerhaft hält, der muss das vor Gericht überprüfen lassen." 

Nach Auskunft von Dr. Wolfgang Wesener, Recklinghäuser Fachanwalt für Verwaltungsrecht, gilt in der Rechtspre-

chung eine Abweichung von mehr als drei Dezibel als relevant. "Das wird dann in der Regel als Abwägungsfehler 

angesehen, und Abwägungsfehler führen vor dem Oberverwaltungsgericht zur Aufhebung von Bebauungsplänen", 

sagte Dr. Wolfgang Wesener. 

 07.06.2002   Von Günter Mydlak  

  

Hertener Allgemeine  
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"H.A. Bei Zweifeln ans Gericht wenden"  

Was für Schützenstraßen-Anlieger Joachim Jürgens "ein dicker Hund" ist, ist für die Stadtverwaltung kein Grund für 

neue Überlegungen: Verkehrsdaten zum Lkw-Verkehr, die Jürgens bei seiner Akteneinsicht im Rathaus entdeckt hat 

und die seiner Meinung nach den Bebauungsplan Wiesenstraße "kippen". 

 

Als Basis für das Lärmgutachten ist für die Ewaldstraße ein Lkw-Anteil von 20 Prozent genannt, für die Wiesenstra-

ße von 10 Prozent und für die Schützenstraße ebenfalls nur von 10 Prozent. "Das kann unmöglich stimmen", meint 

Jürgens. Dadurch enthalte das Schallgutachten bereits im Ansatz gravierende Fehler, "die nicht nur die Lärmbeur-

teilung der Belastung Schützenstraße falsch machen, sondern auch den Bebauungsplan Schützenstraße / Wiesen-

straße grundsätzlich in Frage stellen." Er hat gestern Bürgermeister Klaus Bechtel aufgefordert, den Rats-Beschluss 

zu beanstanden. Dazu sieht die Stadt keinen Anlass. Pressesprecher Norbert Johrendt: "Der Bebauungsplan 112 ist 

beanstandungsfrei vom Rat als Satzung beschlossen worden. Unserer Meinung nach ist diese Satzung rechtmäßig 

und wirksam. Wenn ein Bürger Zweifel hat, kann er sich an das zuständige Gericht, in diesem Fall das Oberverwal-

tungsgericht, wenden und die Satzung auf Rechtsfehler prüfen lassen." Dies werde Bechtel Jürgens in einem Brief 

mitteilen. Auf die Möglichkeit eines solchen Normenkontrollverfahrens hatte Bechtel ebenso wie die Bezirksregie-

rung auch die Bürgerinitiative im Mai hingewiesen. 

 

Hertener Allgemeine - 07. 06. 2002  
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Warum häufen sich die Verwaltungsfehlentscheidungen? 

Da steht eindeutig im Gutachten, dass das Zahlenwerk von der Verwaltung zur Verfügung gestellt wurde. Warum 

hat der Baurat nicht den Mut zuzugeben, das die Situationsvorgabe von der Verwaltung zur Verfügung gestellt 

wurde.  

Damit häufen sich die Merkwürdigkeiten: 

Schon der Rat hat einen Bebauungsplan beschlossen, der der so gar nicht verwirklicht werden soll. 

WAZ 

Zweifel am Bebauungsplan Wiesenstraße 

     

Die Lärmwerte auf der Schützenstraße wurden falsch ermittelt. Sagt Anwohner Joachim Jürgens. WAZ-Bild: Wolf-

gang Quickels  

 

Der Bebauungsplan 112 (Blockinnenbebauung Wiesenstraße) ist zwar rechtsgültig - wird aber wohl vor dem Ober-

verwaltungsgericht (OVG) Münster landen. "Wir erwägen eine Normenkontrollklage", sagte Norbert Müller, einer 

der Sprecher der Bürgerinitiative. 

Die BI hatte lange versucht, die geplante Bebauung zu verhindern oder zumindest einzuschränken, was die Zahl der 

erlaubten Wohneinheiten anbelangt. Vergeblich. Und einen gültigen Bebauungsplan kann nur ein OVG (im Wege 

einer Normenkontrollklage) oder der Rat selber aufheben. 

Per Zufall stieß Joachim Jürgens, Anwohner der angrenzenden Schützenstraße, in einem anderen Verfahren auf 

Angaben aus dem Lärmschutz-Gutachten, das dem Bebauungsplan Wiesenstraße zugrunde liegt. "Die Lärmwerte 

sind falsch ermittelt", sagte Jürgens gegenüber der WAZ. 

Begründung: Der Gutachter (Ingenieurbüro afi Arno Flörke) habe bei der Berechnung des Lärms dem Verkehr auf 

der Schützenstraße einen Lkw-Anteil von 10 Prozent zugebilligt und dadurch eine Belastung von 65,3 dB(A) errech-

net. Jürgens: "Nach den Lärmschutzrichtlinien wären aber für die Schützenstraße 20 Prozent Lkw-Anteil richtig 

gewesen. Dann ist die Lärmbelastung 3,6 Dezibel höher, und schon drei Dezibel kommen einer Verdoppelung des 
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Lärms gleich." 

Jürgens führte weiter aus, dass der Gutachter dem Verkehr auf der Ewaldstraße 20 Prozent Lkw-Anteil zugemessen 

- die Schützenstraße aber der Wiesenstraße gleichgesetzt habe (beide 10 Prozent). "Nach den Richtlinien müssen 

für Landes-, Gemeinde- und Stadtstraßen 20 Prozent angesetzt werden. 10 Prozent gelten für Gemeindewege wie 

die Wiesenstraße." (Jürgens). 

Stadtbaurat Volker Lindner mochte sich nicht dazu äußern, wieviel Prozent richtig sind. "Wir gehen davon aus, dass 

der Gutachter die Werte nach den Vorschriften ermittelt hat." Anmerkung: Im Gutachten erklärt das Ingenieurbüro 

explizit, das sie selber keine Daten ermittelt haben, dass alle Daten von der Stadt stammen?!?! Auf keinen Fall 

werde die Verwaltung deshalb dem Rat vorschlagen, den Bebauungsplan 112 wieder aufzuheben. "Wer den Be-

bauungsplan für fehlerhaft hält, der muss das vor Gericht überprüfen lassen." 

Nach Auskunft von Dr. Wolfgang Wesener, Recklinghäuser Fachanwalt für Verwaltungsrecht, gilt in der Rechtspre-

chung eine Abweichung von mehr als drei Dezibel als relevant. "Das wird dann in der Regel als Abwägungsfehler 

angesehen, und Abwägungsfehler führen vor dem Oberverwaltungsgericht zur Aufhebung von Bebauungsplänen", 

sagte Dr. Wolfgang Wesener. 

 07.06.2002   Von Günter Mydlak  

  

Hertener Allgemeine  

 

"Bei Zweifeln ans Gericht wenden"  

Was für Schützenstraßen-Anlieger Joachim Jürgens "ein dicker Hund" ist, ist für die Stadtverwaltung kein Grund für 

neue Überlegungen: Verkehrsdaten zum Lkw-Verkehr, die Jürgens bei seiner Akteneinsicht im Rathaus entdeckt hat 

und die seiner Meinung nach den Bebauungsplan Wiesenstraße "kippen". 

 

Als Basis für das Lärmgutachten ist für die Ewaldstraße ein Lkw-Anteil von 20 Prozent genannt, für die Wiesenstra-

ße von 10 Prozent und für die Schützenstraße ebenfalls nur von 10 Prozent. "Das kann unmöglich stimmen", meint 

Jürgens. Dadurch enthalte das Schallgutachten bereits im Ansatz gravierende Fehler, "die nicht nur die Lärmbeur-

teilung der Belastung Schützenstraße falsch machen, sondern auch den Bebauungsplan Schützenstraße / Wiesen-

straße grundsätzlich in Frage stellen." Er hat gestern Bürgermeister Klaus Bechtel aufgefordert, den Rats-Beschluss 

zu beanstanden. Dazu sieht die Stadt keinen Anlass. Pressesprecher Norbert Johrendt: "Der Bebauungsplan 112 ist 

beanstandungsfrei vom Rat als Satzung beschlossen worden. Unserer Meinung nach ist diese Satzung rechtmäßig 

und wirksam. Wenn ein Bürger Zweifel hat, kann er sich an das zuständige Gericht, in diesem Fall das Oberverwal-

tungsgericht, wenden und die Satzung auf Rechtsfehler prüfen lassen." Dies werde Bechtel Jürgens in einem Brief 

mitteilen. Auf die Möglichkeit eines solchen Normenkontrollverfahrens hatte Bechtel ebenso wie die Bezirksregie-

rung auch die Bürgerinitiative im Mai hingewiesen. 

 

Hertener Allgemeine - 07. 06. 2002  

Es gab einen neuen Eintrag in Ihrem Gaestebuch: 

 

Zeit:      18-06-2002 07:20 Uhr 

Name:      Manfred Schwirske 

eMail:     M.Schwirske@pro-herten.de 

Homepage:   

IP:        80.135.140.194  

seit eben hat auch der ´nen fan, der Johannes Paul: mich! 

und zwar wie folgt: 
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In seiner Rede am 4. November 2000 sagte Papst Johannes Paul II. an die Politiker gewandt: "Ihre Aufgabe darf in 

der Tat als eine wirkliche und wahre Berufung zum politischen Handeln angesehen werden: d.h. die Berufung zum 

Regieren über die Nationen, zur Gestaltung von Gesetzen und zur Verwaltung des Staates auf verschiedenen Ebe-

nen." Der Pontifex stellte dann das Wesen der Politik aus christlicher Sicht dar: "Die Politik ist die Anwendung der 

rechtmäßigen Gewalt, um zum Gemeinwohl der Gesellschaft zu gelangen... Politisches Handeln muß sich deshalb 

im Geist des Dienstes entfalten. Gerechtigkeit soll die hauptsächliche Sorge des Politikers sein: eine Gerechtigkeit, 

die sich nicht darauf beschränkt, jedem das Seine zu geben, sondern danach strebt, unter den Bürgern gleiche 

Möglichkeiten zu schaffen. Auf diese Weise fördert man diejenigen, die auf Grund ihrer sozialen, kulturellen und 

gesundheitlichen Lage Gefahr laufen, benachteiligt zu werden oder immer den letzten Platz in der Gesellschaft 

einzunehmen, ohne eine Möglichkeit, sich persönlich zu verbessern. Es ist der Skandal der Wohlstandsgesellschaf-

ten der heutigen Welt: Die Reichen werden immer reicher, denn der Reichtum produziert Reichtum, und die Armen 

werden immer ärmer, weil die Armut dazu neigt, neue Armut hervorzubringen. Dieses Ärgernis besteht nicht nur 

innerhalb der einzelnen Nationen, sondern hat Dimensionen angenommen, die ihre Grenzen bei weitem über-

schreiten. Die reichen und hochentwickelten Länder tendieren vor allem heute auf Grund der Globalisierung der 

Märkte dazu, ihre Wirtschaftslage noch mehr zu verbessern, während die armen Länder -- mit Ausnahme einiger, 

die eine vielversprechende Entwicklung aufweisen -- in immer schmerzlichere Armut zu geraten scheinen. In einer 

nunmehr globalisierten Welt tendiert der Markt dazu, jede moralische Rücksicht abzulegen, während er das Gesetz 

des höchsten Profits als oberste Regel ansetzt. Deshalb haben die Christen, die sich von Gott zum politischen Leben 

berufen fühlen, die gewiß recht schwierige, aber notwendige Aufgabe, die Gesetze des ,wilden' Marktes den Ge-

setzen der Gerechtigkeit und Solidarität unterzuordnen." 
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Naturschutztag: Trittin will Flächenverbrauch reduzieren  

Bundesumweltminister Jürgen Trittin will den täglichen Flächenverbrauch in Deutschland bis zum Jahr 2020 von 

derzeit 130 auf 30 Hektar reduzieren.  

Hannover (dpa) - Häuser und Straßen, die sich in Grünflächen «fressen», seien eins der drängendsten Probleme des 

Umweltschutzes, sagte Trittin (Grüne) am Dienstag in Hannover auf dem 26. Deutschen Naturschutztag.  

Der Union warf der Minister Ignoranz beim Umweltschutz vor: «Bei der Bundestagswahl geht es auch um die Frage, 

ob der Erhalt der Natur und die Artenvielfalt ein Sonntagsbekenntnis ist oder alltägliche Politik.»  

Trittin kritisierte die seiner Ansicht nach schleppende Mitarbeit der Bundesländer bei der Erfüllung europäischer 

Umwelt-Richtlinien. Besonders beim Bundes-Naturschutzgesetz, das am 4. April in Kraft getreten ist, komme es auf 

die Mitarbeit der Länder an. «Das neue Gesetz muss jetzt rasch - und vollständig - in Landesrecht übernommen 

werden.»  

Der Minister rief Verbraucher auf, beim Kauf auf den Naturschutz zu achten. Auch müsse Umweltbewusstsein bei 

Kindern und Jugendlichen gebildet werden. Es gehe darum zu zeigen: «Umwelt- und Naturschutz machen Spaß.»  

Gorbatschow kritisiert Klimapolitik der USA  

Der Ex-Präsident der aufgelösten Sowjetunion und Vorsitzende des Umweltverbandes Green Cross International, 

Michail Gorbatschow, warnte auf dem Naturschutztag vor einem «grenzenlosen Konsum» in den Industriestaaten. 

«Wenn wir so weiterleben, dann bekommen wir in 30 bis 40 Jahren eine unumkehrbare Veränderung in der Bio-

sphäre.»  

«Es gibt dutzende internationale Beschlüsse zum Umweltschutz, die nicht funktionieren», beklagte Gorbatschow 

und kritisierte namentlich die USA. Diese verbrauchten 40 Prozent der weltweiten Energie, wollten aber das Kli-

ma-Abkommen von Kyoto zur Reduzierung der Treibhausgase nicht unterzeichnen. Deutschland attestierte er da-

gegen ein allgemein umweltbewusstes Verhalten.  
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Naturschutz muss «Verhinderer-Image» loswerden  

Der Umweltschutz muss nach Ansicht des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) sein «einseitiges Verhinderer-Image» 

loswerden. Nur so könne der Umweltschutz stärkeren Rückhalt in der Bevölkerung erhalten.  

«Gewinnerkoalitionen zwischen Naturschutz und Naturnutzern bieten eine hervorragende Möglichkeit, die Natur-

schutz-Anliegen in andere Bereiche einzubringen und gleichzeitig die Akzeptanz des Naturschutzes zu steigern», 

sagte BfN-Präsident Hartmut Vogtmann.  

Er bemängelte zudem die schleppende Umsetzung von Naturschutz- Richtlinien in Deutschland. Vogtmann sagte, 

der Naturschutz müsse sich auch «offensiv und konstruktiv» in andere Politikbereiche einmischen, vor allem in die 

Agrar-, Regional-, Siedlungs- und Verkehrspolitik. Durch die Agrarwende hin zum Öko-Anbau sei schon viel ge-

schafft worden, meinte er. Bei der Siedlungs- und Verkehrspolitik sei ein Umdenken aber noch nicht erreicht.  

Mehr zusammenhängende Flächen für den Naturschutz  

Bei der Veranstaltung forderte der Umweltschutz-Verband NABU mehr zusammenhängende Flächen für den Na-

turschutz. Die Bundesländer müssten das angestrebte Ziel des Bundes-Naturschutzgesetzes rasch umsetzen, 15 

Prozent ihrer Fläche für Biotope zu reservieren, sagte NABU-Präsident Jochen Flasbarth am Dienstag. «Diese Kern-

flächen des Naturschutzes müssen als «Netz des Lebens» miteinander verbunden werden».  

Der 26. Naturschutztag wurde am Dienstag eröffnet und dauert bis Freitag.  
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Chance vertan (von Hans Heinrich Holland, zur HuFa-Sitzung am 19.6.02) 

Die Diskussion im Haupt- und Finanzausschuss zu den Anträgen der Offenlegung der Nebentätigkeiten von Man-

datsträgern und Hauptverwaltungsbeamten war vor allem von Vorurteilen bestimmt. Dass es zu solchen Anträgen 

eventuell noch andere Motivationen gibt, als irgendjemanden „vorführen“ zu wollen, kam niemanden in den Sinn. 

Erst recht kam niemand auf die Idee, dass die Offenlegung politischer Nebentätigkeiten auch dem Schutz der je-

weils Betroffenen dient.  

Die politische Welt hat sich im Zuge des Strukturwandels genauso heftig verändert, wie die wirtschaftliche Situation 

der Kommunen – aktuell das Fehlen von 50 Millionen € im Hertener Haushalt. Ein Aspekt der häufig übersehen 

oder nicht zur Kenntnis genommen wird. Öffentliche Armut und privater Reichtum. Natürlich hat das Konsequen-

zen für die Politik! In fast allen Bereichen (Schule, Jugend, Soziales, Kultur usw.) versucht die Verwaltung „Spen-

dengelder“ zu akquirieren, um öffentliche Aufgaben noch wahrnehmen oder ansonsten wichtige gesellschaftliche 

Projekte auf den Weg bringen zu können. Da ist man froh über jeden politischen Mandatsträger, der den direkten 

Draht zu potenziellen Spendern hat und damit Projekte ermöglicht. Natürlich spenden Unternehmen nicht nur 

„uneigennützig“, sondern verbinden damit Steuergutschriften, Imagegewinn und unterschwellig möglicherweise 

den einen oder anderen „Gefallen“. Hier wachsen Grauzonen, denen sich politische Funktionsträger nicht immer 

entziehen können. Eine Möglichkeit, Funktionsträger gegen Ansinnen der „Spender“ zu schützen, ist Transparenz 

herzustellen. Die Grauzonen müssen auch für die Öffentlichkeit ausgeleuchtet werden, damit Politik und Verwal-

tungshandeln glaubwürdig bleibt. 

Dass dabei der eine oder andere geoutet wird, der so viele Nebentätigkeiten ausübt, die an einem 24-Stundentag 

gar nicht vernünftig bewältigt werden können, sagt dann sicher auch etwas über die Betroffenen aus. Natürlich 

rückt dann auch die Bezahlung von Nebentätigkeiten in den Blick und die mögliche Macht Demokratie auszuhebeln 

– besser demokratische Entscheidungen zu beeinflussen. Deutlich sollte man dabei machen, dass dies dann auch 

Ausnahmefälle sind, die selbstverständlich Gegenstand der öffentlichen Diskussion sein müssen.  

Ich halte es für schade, dass die Diskussion im HuFA nicht dazu gedient hat, über das neue Selbstverständnis von 

Politik in einer veränderten Welt nachzudenken. Eine Chance vertan! 

 

Hans Heinrich Holland 
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Der Rat der Stadt Herten hat  im APBU am 5.6.2002 ein Wohnbauflächenkonzept beraten und soll es in der nächs-

ten Ratssitzung im Juni beschließen. Der HUFA signalisierte (laut Presseberichten) eine breite Zustimmung der Poli-

tik für das Verwaltungskonzept. 

 

Die AGUBI macht ein weiteres Mal darauf aufmerksam, dass ein gemeinsamer und grundsätzlicher Beratungs- und 

Entwicklungsprozess mit den Bürgern nicht stattgefunden hat. Die Umweltverbände haben wiederholt inhaltlich 

Kritik geäußert und Argumente vorgetragen.  

Ohne diese Argumente im Mindesten zu diskutieren soll eine politische Linie  festgezurrt werden, die in einem 

krassen Widerspruch zu politischen Leitentscheidungen des Landes- und sozialen und ökologischen Fakten in Her-

ten wie im gesamten Revier steht. 

 

Es darf insbesondere nicht hingenommen werden, dass eine illusionäre Vorstellung, nämlich die Zielsetzung sei 

eine bevölkerungspolitischen Stabilisierung Hertens als Begründung einer wenig sozialen und ökologisch unerträg-

lichen Wohnungsbaupolitik herangezogen wird. 

 

Pro Herten appelliert in Schreiben noch einmal  

dringend an Bürgermeister und die Fraktionen im Rat: 

 

„Die anstehenden Siedlungsentscheidungen sind bedeutsam für die  Zukunft der Stadt. In der jetzigen Verwal-

tungsvorlage erkennen wir gravierende Mängel, die nicht Grundlage für eine nachhaltigkeitsorientierte Hertener 

Politik sein können. So sind bereits wieder Einschnitte in den Außenbereich beabsichtigt.  

 

Wir möchten dringend vorschlagen, das Wohnbauflächenkonzept nicht im Rat zu verabschieden. 

Eine Eilbedürftigkeit des Beschlusses ist nicht erkennbar, so dass die Grundsatzentscheidung  durchaus noch mit 

Bürgern und Verbänden diskutiert werden könnte.“ 

 

Mit freundlichem Gruß 

Pro-Herten, M.Schwirske 

Stellungnahme von „pro herten“, Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen 

 

„Man müsse den Bürgern u.a. klar machen, dass sie ohne Engagement sich selbst entmündigen. Zur 

lokalen Demokratie gehöre es, dass Bürger mitgestalten. Und mitgestalten kann nur, wer sich engagiert. Auch au-

ßerhalb von Parteien.“ In diesem Sinn wird der ehemalige Hertener Stadtdirektor Prof. Dr. Bernd Adamaschek am 

Montag in der Tagespresse zitiert. Seit einigen Wochen ist auf der Internetseite von „Pro Herten“ ähnliches formu-

liert. Wir weisen u.a. darauf hin, dass politische Parteien kein Monopol auf die politische Willensbildung haben, 

sondern laut Grundgesetz, Art. 21 (1), daran „mitwirken“ sollen. Auch Bürgermeister Bechtel betonte in der glei-

chen Veranstaltung die Bedeutung „mündiger, engagierter Bürger“ für eine Stadt, nicht nur um etatbedingte Lö-

cher in der kommunalen Arbeit zu stopfen. 

 

Inzwischen ist man es gewohnt, dass Theorie und Praxis oft weit auseinanderklaffen. Beim Stadtparteitag der SPD 

schlugen Bürgermeister Bechtel und stellvertretender Bürgermeister Werner offenbar völlig entgegen gesetzte 

Töne an, die nicht geeignet sind, die Bereitschaft zum Engagement für unsere Stadt zu fördern. Da werden Men-

schen als „Miesmacher“ beschimpft, nur weil sie über Probleme der Stadtentwicklung nicht hinwegsehen wollen. 

Statt Auseinandersetzung mit Denkanstößen, anderen Meinungen und Vorstellungen, werden engagierte Bürger 
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„niedergemacht“. Ganz besonders entsetzt mich, dass die SPD sich offenbar einen Schuh anzieht, der ihr gar nicht 

passt. Von uns, Pro Herten, wurde bisher überhaupt nicht gegen die SPD argumentiert, sondern wir zeigten Prob-

leme der Stadtverwaltung und deren Folgen auf. Zudem bieten wir Lösungsmöglichkeiten an. Sachthemen müssen 

diskutierbar sein und bleiben. Diskussionen sind in einer Demokratie notwendig, denn ich kenne niemanden, der 

den „Stein der Weisen“ schon gefunden hat. 

 

Herten hat einen Standortvorteil, der eigentlich unbezahlbar ist: Herten hat viele engagierte Menschen in ganz 

vielen Organisationen, Vereinen und Initiativen, die sich Gedanken über Hertens Zukunft machen – eben nicht nur 

in der Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen, Pro Herten. Und das ist gut so! 

Hans-Heinrich Holland 

Newsletter von www.pro-herten.de 

Den Blick weiter fassen 
Der Jugend fehlen Werte, so könnte man den Tenor des Hertener Werteforums beschreiben. Dabei ist die Aussage 

falsch. Es gibt pauschal nicht die „Jugend“. Und viele junge Leute leben mehr positive „Werte“ als viele ältere Ge-

nerationen zusammen. Da wo sie miteinander umgehen, geschieht das durchaus tolerant, rücksichtsvoll, ja beinahe 

liebevoll. Was den jungen Leuten fehlt sind Perspektiven. Pessimismus bei jungen Menschen ist angesichts bedrü-

ckender gesellschaftlicher Bedingungen leider auszumachen.  

Die Werte fehlen unserer Gesellschaft insgesamt. Wer hat sich schon über die Werbung mit den Chips geärgert, wo 

das Leben einer jungen Frau rücksichtslos aufs Spiel gesetzt wird, nur weil der Mann „seine“ Kartoffelchips allein 

essen möchte? Oder Vater und Sohn, deren Beziehung zu nichts anderem taugt, als sich gegenseitig technische 

Details von Computern und Autos um die Ohren zugeben. Wo sind die „Werte“ in der Werbung? Haben sich die 

Werbung etwa junge Leute ausgedacht?  

Als in Erfurt der junge Mann mit seiner Pistole wild schießend 18 Menschen umbrachte, war die Politprominenz vor 

Ort und heuchelte angesichts der wachsenden Gewaltbereitschaft in der Jugend Betroffenheit, während deutsche 

Soldaten im Ausland in ihrem Auftrag zu ebensolcher bereit sind. Die Opfer des Terroranschlages aus Tunesien und 

deren Hinterbliebene erhielten keine Unterstützung, nicht einmal das „Mitgefühl“ der Politik aus Berlin. Die Grünen 

strichen die Gewaltlosigkeit aus ihrem Grundsatzprogramm, um weiter das Grundgesetz im „Bündnisfall“ ignorie-

ren zu können. Deutsche Staatsanwälte weigern sich Akten von Schweizer Behörden zu übernehmen, um Licht in 

die Bestechungen von „Elf-Aquitaine“ in Leuna zu bringen. Ein Altbundeskanzler setzt sich über geltendes Recht 

hinweg und nennt wegen eines „Ehrenwortes“ Spender nicht, ignorierend, dass sich das „Ehrenwort“ mit Uwe 

Barschel bereits erledigt hatte. 

Werte? Der Werteverfall ist umfassend in unserer Gesellschaft, am Arbeitsplatz (Mobbing), auf der Straße, in der 

Wirtschaft, in der Politik ... Werte die zählen sind Geld, Egoismus, Rücksichtslosigkeit, Ignoranz, Macht. 

Angesichts dessen kann man die jungen Leute, die Gruppensolidarität üben, die sich ihre Nischen suchen, nur be-

wundern. Ja, es ist eine neue Generation, die ihr Kreuz mit dem Werteverfall dieser Gesellschaft hat, die sich mög-

licherweise darein schicken wird, weil sie überleben will. Nur rede bitte niemand über den Werteverfall der Jugend 

– der Blick muss viel breiter angelegt sein. Es möge niemand von der Jugend erwarten, was die Älteren nicht selbst 

bereit sind zu geben. 

Von einem Verfall der Sitten oder Werte muss man auch in Herten reden, wenn Ratsbeschlüsse nach fast 4 Jahren 

immer noch nicht umgesetzt sind. Im Oktober 1998 beschloss der Rat einstimmig die Schützenstraße im Flächen-

nutzungsplan als Hauptverkehrsstraße auszuweisen. Heute müssen Bürger ihr eigenes Geld in die Hand nehmen, 

um klären zu lassen, welchen Status diese Straße nun tatsächlich hat. Und eine große Mehrheit im Rat findet das in 

Ordnung! Es bleibt nur zu hoffen, dass die Parteien wenigstens die Bürger nicht allein auf den Kosten hängen lassen. 

Signale zur Unterstützung gibt es bereits von UWG-Mitgliedern, CDU und den Grünen. Eigentlich müsste es auch 

der SPD etwas „Wert“ sein, den Status Quo in einem Rechtsgutachten feststellen zu lassen. 

hhh - pro herten 
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Herten, den 9. Juni 2002 

Hans-Heinrich Holland, Feldstr. 160, 45699 Herten  

 

Leserbrief zu den Artikeln: „Zweifel am Bebauungsplan Wiesenstraße“ (WAZ, 8.6.02), bzw. „Bei 
Zweifeln ans Gericht wenden“ (HA, 8.6.02) 

 

Unsere Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen - Pro-Herten - legt Wert darauf, mit den 

aktuellen Themen die Demokratie und den Interessenausgleich zwischen gesellschaftlichen Kräften - wobei wir uns 

der Menschen ohne Lobby annehmen – zu fördern. Diskussions- und Argumentationskultur statt platter Sprüche. 

Unser augenblicklicher Gesprächspartner spielt da leider nicht so richtig mit.  

Alle Hertener wissen, dass Lkws nicht ohne dringende Notwendigkeit in die Ewaldstraße fahren. Sie befahren lieber 

die zügigere Schützenstraße. Schon aus diesem Grund dürften mehr Lkws die Schützenstraße als die Ewaldstraße 

befahren. Ganz sicher quälen sich kaum Lkws durch  die Wiesenstraße.  

Findet sich niemand in der Verwaltung, der sachkundig genug ist, um eine einfache Fehleinschätzung festzustellen? 

Die „Richtlinie Lärmschutz von 1990“ (RLS-90), das A und O der Stadtplanung, müsste doch aufzutreiben sein. Dann 

wäre es eine Kleinigkeit objektiv festzustellen, ob die Lkw-Belastung der Wiesen- mit der der Schützenstraße 

gleichzusetzen ist. Das muss auch mal ohne teures Gutachten möglich sein. 

Einen merkwürdigen Status besitzt die Schützenstraße schon seit über 20 Jahren in diversen Einschätzungen. Das 

reicht von „hoch belastet mit dringendem Handlungsbedarf“ bis kurios. Unter kurios ist z.B. der Hinweis einzuord-

nen, dass ein langsamerer Verkehr diese Straße - im Gegensatz zu Straßen im Rest der Republik - lauter machen 

würde. 

Wenn es in der Verwaltung schon daran mangelt, Fehler eingestehen zu können, dann sollte doch zumindest der 

Rat einmal den Mut finden und dafür sorgen, dass die Verwaltung ihre Schularbeiten macht – ohne vorher noch ein 

Gericht zu bemühen! 

Welchen Zacken hätte sich die Verwaltung aus der Krone gebrochen, wenn sie zugesagt hätte, den angesprochenen 

Sachverhalt, die Ungereimtheiten im Schallschutzgutachten zu überprüfen? Stattdessen wird ein „wir irren uns 

nie“-Eindruck vermittelt.  

Eine Auseinandersetzung mit dem immer verlangten, aber nie ernst genommenen „mündigen Bürger“ findet wie-

der einmal nicht statt. Geht doch zum Gericht, heißt es lapidar. Das kostet Geld und Nerven der Bürger und viel-

leicht schrecken sie vor diesem Gang zurück, denkt man offenbar in der Verwaltung. Es steht aber viel mehr auf 

dem Spiel als das Geld der Steuerzahler, das ein verlorener Prozess vor dem OVG für die Stadt bedeutet. 

Die Blamage eines gerichtlich aufgehobenen Bebauungsplanes fördert nämlich zusätzlich die politische Verdros-

senheit in der Bürgerschaft. Wie viel Werbung für die „bürgerfreundliche Verwaltung“ muss erst wieder getrieben 

werden, um den Vertrauensverlust halbwegs wettmachen zu können?  

Hans-Heinrich Holland 

 

NABU Ortsverein Herten    Herten, 10.06.2002 

Herbert Beste Reinhard Bömke BUND Ortsgruppe Herten Roland Kerutt Uferstr. 33 Tel.: 02366 / 885746 

Offener Brief an: An den Bürgermeister der Stadt Herten Herrn Klaus Bechtel 

Betr.: Gesprächstermin Siedlungspolitik / Stadtentwicklung in Herten 

 

Sehr geehrter Herr Bechtel, 
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am 09.01. diesen Jahres haben wir Ihnen und den Fraktionen im Rat der Stadt Herten eine Stellungnahme unserer 

Verbände zur Siedlungspolitik zugeschickt. Insbesondere haben wir es begrüßt, dass der Rat der Stadt Herten die 

Siedlungspolitik und Stadtentwicklung mit den Bürgern zu beraten und zu entwickeln beabsichtigte. Mit unserer 

Stellungnahme wollten wir frühzeitig als Hertener Bürger an diesem Beratungsprozess teilnehmen. 

 

In Ihrem Antwortschreiben – datiert mit 09.01.02 – teilten Sie uns mit, Sie kämen wegen eines Gesprächstermins 

kurzfristig auf uns zu. Ein jetzt erst für den 12.06 anberaumter 

Terminvorschlag  ist  auf den 02.07. verschoben worden. 

 

Der Rat der Stadt Herten hat  im Ausschuss für Bauen, Planung und Umwelt am 5.06.02 bereits ein Wohnbauflä-

chenkonzept beraten und wird es in der nächsten Ratssitzung im Juni beschließen. Ein gemeinsamer und grundsätz-

licher Beratungs- und Entwicklungsprozess mit den Bürgern hat nicht stattgefunden. 

 

Aufgrund dessen halten wir das Gespräch mit Ihnen am 02.07. für überflüssig und zwecklos und sagen es hiermit 

ab. 

 

Im Gegenzug schlagen wir vor, das Wohnbauflächenkonzept so nicht im Rat zu verabschieden. Die anstehenden 

Siedlungsentscheidungen sind bedeutsam für die Zukunft der Stadt. In der jetzigen Verwaltungsvorlage erkennen 

wir gravierende Mängel, die so beschlossen nicht die Grundlage für die Hertener Politik sein können. So sind bereits 

wieder Einschnitte in den Außenbereich beabsichtigt. Gemeinsam mit den Bürgern sollten Konzepte zur Siedlungs-

politik entwickelt werden. Dazu sind wir gerne bereit auch in Gesprächen mit Ihnen und dem Rat der Stadt Herten 

uns zu beteiligen. 

Mit freundlichen Grüßen  

Herbert Beste Reinhard Bömke   Roland Kerutt 

1. Vorsitzende 2. Vorsitzender NABU-Ortsverein     BUND - Herten 

  

 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Wie wird ein Gutachten Interpretiert (?) und was sagt das Gutachten aus: 

u. A. 

Ewaldstr.        11680 Kfz/Tag 20% Lkw-Anteil tags 69,9 dB(A) 

Schützenstr.  14930 Kfz/Tag 10% Lkw-Anteil tags 65,3 dB(A) 

Also: 4,6 dB(A) mehr Lärm auf der Ewaldstr. 

3 dB(A) entspricht, weil logarithmisch, eine Lärmverdoppelung 

(hier wird die unterschiedliche Bebbauungsstruktur der Straßen ausdrücklich nicht berücksichtigt) 

 

Für den Bürgermeister, sh. Abschrift der Antwort, ist alles ok und nicht zu beanstanden. 

Der Leser möge selber urteilen, ich enthalte mich jeglichen Kommentars 

(Joachim Jürgens) 

 

Abschrift: An  Joachim Jürgens vom Bürgermeister mit Datum vom Herten, 11.06.02 

Ihr Schreiben vom 06.06.2002 betr. Bebauungsplan 112 sowie Ihre Petition 

Sehr geehrter Herr Jürgens, 

Ihr v. g. Schreiben vom 06.06.2002 hat mich erreicht. Ich habe dieses Schreiben an die Verwaltung mit der Bitte um 
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Prüfung weitergeleitet. 

Als Ergebnis dieser Prüfung kann ich Ihnen mitteilen, dass wir Ihre rechtlichen Bedenken nicht teilen. Insbesondere 

haben wir keinen Zweifel an der Richtigkeit der Aussagen des von Ihnen in Zweifel gezogenen Gutachtens. Ihre 

diesbezüglichen Vorbehalte sind aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar. 

Ich werde aus diesem Grund den vom Rat gefassten Satzungsbeschluss, betr. den Bebauungsplan 112 „Wohnbe-

bauung südlich Wiesenstraße“ nicht beanstanden. 

Sollten Sie diese Rechtsauffassung nicht teilen, bleibt es Ihnen selbstverständlich unbenommen, gerichtliche Hilfe 

in Anspruch zu nehmen. 

Darüber hinaus habe ich auch keine Veranlassung, mich wegen Ihrer Petition erneut an das Ministerium zu wenden. 

Sämtliche im Rahmen des Petitionsverfahrens von der Verwaltung bzw. von mir abgegebenen Stellungnahmen sind 

zutreffend und bleiben vollinhaltlich aufrechterhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Bechtel 

Unser Bürgerantrag für mehr Transparenz wurde seitens der 

Verwaltung und  mit dem Mehrheit der CDU, allen SPD-Politiker und gegen die Stimme der UWG abgelehnt. 

Dieser Antrag entspricht dem u.a. Artikel. 

Offensichtlich haben die Politiker in Herten doch - aus welchen Gründen auch immer- bedenken gegen Transparenz, 

oder kapieren halt nicht alles (?) 

Wir (Pro-Herten) werden aus diesem Grund versuchen, alle Nebentätigkeiten unserer Volksvertretung herausfin-

den und für die nötige Transparenz auf unserer HomePage sorgen 

(JJ) 

 

"TRANSPARENZ MUSS DAS A UND O SEIN" 

 

Expertenkommission der rheinland-pfälzischen Landesregierung fordert Verschärfung der Gesetze für Nebentätig-

keiten und Ehrenämter des Landes. – Von Heidi Parade 

Glasklare Transparenz muss das A und O beim Umgang mit Nebentätigkeiten und öffentlichen Ehrenämtern 

sein.“ Diese Ermahnung gab der rheinland-pfälzische Ministerpräsident Kurt Beck seinem Kabinett, führenden Re-

gierungsbeamten und den kommunalen Wahlbeamten mit auf den Weg, als er den Abschlussbericht der von ihm 

initiierten unabhängigen Expertenkommission zur Durchleuchtung des Nebentätigkeitsrechts in Empfang nahm. Für 

die Öffentlichkeit, so der SPD-Politiker, müsse nachvollziehbar sein, wer welche dieser Nebentätigkeiten im öffent-

lichen Dienst ausübe und unter welchen Bedingungen er dies tue. 

Die Kommission unter Leitung des Verwaltungswissenschaftlers Willi Blümel hat nach einjähriger Arbeit Empfeh-

lungen zu Papier gebracht, die nach ihrer Einschätzung den Betroffenen wehtun“ wird. Vor allem sollen die Gesetze 

für Nebentätigkeiten und Ehrenämter in Rheinland-Pfalz verschärft und die Abgaben aus dem teilweise üppigen 

Zubrot von kommunalen Wahlbeamten an die Kassen des Landes strenger kontrolliert werden. 

Dass im Wald- und Rebenland endlich Licht in das verwirrende Dickicht von Nebeneinkünften öffentlicher Amts- 

und Mandatsträger kommt, ist besonders dem hartnäckigen Bohren der Landtags-Grünen zu verdanken. Der Fall 

des früheren Präsidenten des Sparkassen- und Giroverbandes, Karl-Adolf Orth, ein Ex-CDU-Landrat, der schließlich 

wegen unverhältnismäßig hoher Nebeneinnahmen seinen Hut nehmen musste, hatte den Stein ins Rollen gebracht. 

Unter dem Druck der öffentlichen Diskussion hatte Beck schließlich eine Expertenkommission damit beauftragt, die 

Nebeneinkünfte der Mitglieder seines Kabinetts, zahlreicher Spitzenbeamter und der kommunalen Wahlbeamten 

vorbehaltlos zu durchleuchten, Fehlentwicklungen zu korrigieren und Transparenz zu schaffen. Bei den hauptamt-

lichen kommunalen Wahlbeamten ist ein Landrat mit jährlich 130.000 Mark Zubrot „Tabellenführer“. Einer der 12 



Zurück 
 13 

Oberbürgermeister kommt auf 76.000 Mark, ein anderer auf 33.000 Mark zusätzlich zum Hauptsalär. Ein 

CDU-Landrat ist mit 44 zusätzlichen Tätigkeiten, die irgendwie mit seinem Hauptamt zusammenhängen, Spitzen-

reiter bei der Anzahl der Nebenjobs. 

Revolutionäres legten die Verwaltungsexperten nicht vor. An drastische Gesetzesänderungen mit dem Ziel einer 

besseren Übersichtlichkeit der verwirrenden Vergütungsregelungen wagten sie sich nicht heran. Die gesetzlichen 

Regelungen definierten klar, was im Hinblick auf Nebenjobs gehe und was nicht. Das Problem liege in der Kontrolle 

und im Vollzug, meinte Blümel vor Journalisten. Deshalb empfiehlt die Kommission unter anderem, dass Landräte, 

Oberbürgermeister und hauptamtliche Bürgermeister künftig ihre Nebentätigkeiten nicht nur wie bisher bei der 

Aufsichtsbehörde anzeigen, sondern diese soll die Nebenjobs auch genehmigen und die Einhaltung der Bestim-

mungen kontrollieren. Im Zusammenhang mit der Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter schlägt die Kommission 

eine Verschärfung der geltenden Rechtsvorschriften vor. Die Anzahl der öffentlichen Ehrenämter, deren Wahr-

nehmung nicht als Nebentätigkeit gilt und die daher auch nicht einer Ablieferungspflicht für Einkünfte unterliegen, 

soll beschränkt werden. Weil bei Wahrnehmung mehrerer öffentlicher Ehrenämter sich die Nebeneinkünfte zu 

„unvertretbarer Höhe“ summieren könnten, wird angeregt, über eine „partielle Ablieferungspflicht“ nachzudenken. 

Dass in dieser Empfehlung Dynamit steckt, sieht die Kommission. 

Weiterhin schlagen die Experten vor zu prüfen, inwieweit für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal 

und Material des Dienstherrn im Zusammenhang mit der Ausübung eines öffentlichen Ehrenamtes ein angemes-

senes Entgelt zu verlangen ist. Dieser Bereich ist bis jetzt nicht gesetzlich geregelt. 

Auch Kurt Becks Regierungsriege geht es an das Portemonnaie. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sollen die 

Kabinettsmitglieder jene Einnahmen aus außeramtlichen Tätigkeiten künftig an die Staatskasse abführen, die 

15.000 Mark übersteigen. Als Spitzenreiter verdient Finanzminister Gernot Mittler (SPD) rund 51.000 Mark neben-

her. Bei Staatssekretären oder anderen Spitzenbeamten schlägt die Kommission eine gesetzliche Ablieferungs-

pflicht und geringere Freibeträge vor. 

Der Vorsitzende des Städtetages Rheinland-Pfalz, der Wormser Oberbürgermeister Gernot Fischer (SPD), erhofft 

von der Kommissionsarbeit und von der angekündigten Gesetzesinitiative der Landesregierung Klarheit zum Ne-

bentätigkeitsrecht. Die Verwaltungen in den Kommunen hätten auf der bisherigen Grundlage nach bestem Wissen 

und Gewissen die Einordnungen von Tätigkeiten vorgenommen und die sich daraus ergebenden Schlussfolgerun-

gen gezogen. „Aus heutiger Sicht wird man sagen können, es wäre gut gewesen, den unbefriedigenden Rechtszu-

stand frühzeitiger zu korrigieren.“ 

Gerade wegen der Unsicherheit seien gleiche Aufgaben von den Verwaltungen unterschiedlich eingestuft worden, 

macht Fischer geltend. Auch Aufsichtsbehörden hätten sich mit den Kategorien von Nebentätigkeiten schwer getan. 

„Ich kenne aber keinen Kollegen, der zu diesem Thema eine ‚Verschleierungstaktik‘ betrieben hat“, erwidert der OB 

dem Vorwurf der Grünen, kommunale Wahlbeamte wollten sich der Transparenz entziehen. Die Exper-

ten-Vorschläge stufte Fischer als gute Basis für ein übersichtliches Nebentätigkeitsrecht ein. Einzelne Vorschläge, 

insbesondere zu den ehrenamtlichen Aufgaben, müssten aber genauer analysiert werden. „Vor allem muss ver-

mieden werden, dass ehrenamtliches Engagement in der Kommunalpolitik durch die Nebentätigkeitsdebatte in 

Mitleidenschaft gerät.“ 

Im Vorfeld der Vorlage des Abschlussberichts hatten sich die kommunalen Spitzenverbände in einem gemeinsamen 

Brief beim Ministerpräsidenten über Innenminister Walter Zuber (SPD) beschwert. Sie waren über dessen Ansicht 

erbost, dass die kommunalen Wahlbeamten sämtliche Nebentätigkeiten, Ehrenämter und mit dem Hauptamt ver-

bundenen Tätigkeiten offen legen und die Einnahmen bis auf einen kleinen Teil an die öffentlichen Haushalte ab-

führen müssen. Diese Auffassung sei dem geltenden Nebentätigkeitsrecht nicht ohne weiteres zu entnehmen und 

werde von den kommunalen Spitzenverbänden auch nicht ohne weiteres geteilt. Verärgert hatte die Interessen-

vertretung der Kommunen auch, dass Zuber die Gewährung von Aufwandsentschädigungen für Tätigkeiten in Zu-

sammenhang mit dem Hauptamt als „Belohnungen und Geschenke“ definiert und damit eindeutig in die Nähe der 

Zahlung von Bestechungsgeldern gerückt habe. Der Innenminister konterte im Mainzer Landtag, die Reaktion der 

kommunalen Spitzenverbände dränge die Vermutung auf, dass die Rechtslage nicht allgemein bekannt sei und 
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möglicherweise nicht überall beachtet werde. Das wäre ein Vollzugsdefizit, urteilt er streng. 

 Den Blick weiter fassen 

Der Jugend fehlen Werte, so könnte man den Tenor des Hertener Werteforums beschreiben. Dabei ist die Aussage 

falsch. Es gibt pauschal nicht die „Jugend“. Und viele junge Leute leben mehr positive „Werte“ als viele ältere Ge-

nerationen zusammen. Da wo sie miteinander umgehen, geschieht das durchaus tolerant, rücksichtsvoll, ja beinahe 

liebevoll. Was den jungen Leuten fehlt sind Perspektiven. Pessimismus bei jungen Menschen ist angesichts bedrü-

ckender gesellschaftlicher Bedingungen leider auszumachen.  

Die Werte fehlen unserer Gesellschaft insgesamt. Wer hat sich schon über die Werbung mit den Chips geärgert, wo 

das Leben einer jungen Frau rücksichtslos aufs Spiel gesetzt wird, nur weil der Mann „seine“ Kartoffelchips allein 

essen möchte? Oder Vater und Sohn, deren Beziehung zu nichts anderem taugt, als sich gegenseitig technische 

Details von Computern und Autos um die Ohren zugeben. Wo sind die „Werte“ in der Werbung? Haben sich die 

Werbung etwa junge Leute ausgedacht?  

Als in Erfurt der junge Mann mit seiner Pistole wild schießend 18 Menschen umbrachte, war die Politprominenz vor 

Ort und heuchelte angesichts der wachsenden Gewaltbereitschaft in der Jugend Betroffenheit, während deutsche 

Soldaten im Ausland in ihrem Auftrag zu ebensolcher bereit sind. Die Opfer des Terroranschlages aus Tunesien und 

deren Hinterbliebene erhielten keine Unterstützung, nicht einmal das „Mitgefühl“ der Politik aus Berlin. Die Grünen 

strichen die Gewaltlosigkeit aus ihrem Grundsatzprogramm, um weiter das Grundgesetz im „Bündnisfall“ ignorie-

ren zu können. Deutsche Staatsanwälte weigern sich Akten von Schweizer Behörden zu übernehmen, um Licht in 

die Bestechungen von „Elf-Aquitaine“ in Leuna zu bringen. Ein Altbundeskanzler setzt sich über geltendes Recht 

hinweg und nennt wegen eines „Ehrenwortes“ Spender nicht, ignorierend, dass sich das „Ehrenwort“ mit Uwe 

Barschel bereits erledigt hatte. 

Werte? Der Werteverfall ist umfassend in unserer Gesellschaft, am Arbeitsplatz (Mobbing), auf der Straße, in der 

Wirtschaft, in der Politik ... Werte die zählen sind Geld, Egoismus, Rücksichtslosigkeit, Ignoranz, Macht. 

Angesichts dessen kann man die jungen Leute, die Gruppensolidarität üben, die sich ihre Nischen suchen, nur be-

wundern. Ja, es ist eine neue Generation, die ihr Kreuz mit dem Werteverfall dieser Gesellschaft hat, die sich mög-

licherweise darein schicken wird, weil sie überleben will. Nur rede bitte niemand über den Werteverfall der Jugend 

– der Blick muss viel breiter angelegt sein. Es möge niemand von der Jugend erwarten, was die Älteren nicht selbst 

bereit sind zu geben. 

Von einem Verfall der Sitten oder Werte muss man auch in Herten reden, wenn Ratsbeschlüsse nach fast 4 Jahren 

immer noch nicht umgesetzt sind. Im Oktober 1998 beschloss der Rat einstimmig die Schützenstraße im Flächen-

nutzungsplan als Hauptverkehrsstraße auszuweisen. Heute müssen Bürger ihr eigenes Geld in die Hand nehmen, 

um klären zu lassen, welchen Status diese Straße nun tatsächlich hat. Und eine große Mehrheit im Rat findet das in 

Ordnung! Es bleibt nur zu hoffen, dass die Parteien wenigstens die Bürger nicht allein auf den Kosten hängen lassen. 

Signale zur Unterstützung gibt es bereits von UWG-Mitgliedern, CDU und den Grünen. Eigentlich müsste es auch 

der SPD etwas „Wert“ sein, den Status Quo in einem Rechtsgutachten feststellen zu lassen. 

hhh - pro herten 

  

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

1 Woche vor der Kommunalwahl  1979 (Kopie des Originals vorhanden) 

ABSCHRIFT ! (Auch für 2004, Kommunalwahl 2004 verwertbar!) 

“SPD — Fraktion Herten  

Welche Anforderungen stellt die SPD-Fraktion zum Bau der Ersatzstraße für die Schützenstraße (Nord-Süd-Achse)? 

Die SPD hat sich mit dem Problem der Nord-Süd-Achse in mehrfachen Besprechungen beschäftigt. Sie kam zu der 
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Auffassung, bei den kommenden Beratungen im Mai (79) folgende Stellungnahme abzugeben: 

1. Es muß sichergestellt werden, daß durch den Bau der Ersatzstraße die Lärm und Umweltbelastung der 

Anwohner der Schützenstraße erheblich vermindert wird. Die Schützenstraße sollte sowohl im Norden als auch im 

Süden abgebunden werden, damit auf der Straße kein Durchgangsverkehr mehr möglich ist. Das gleiche gilt auch 

für die Wieschenbeck, die an der Schützenstraße oder am Katzenbusch abzubinden ist. 

2. Trotz der Abbindungen der Schützenstraße und der Wieschenbeck ist die SPD- nicht bereit, die Jägerstraße 

zum Durchgangsverkehr freizugeben, insbesondere nicht das Stück vom Katzenbusch bis zum Friedhof. Wenn die 

Nord- Süd- Achse gebaut wird, muß diese den Durchgangsverkehr insgesamt aufnehmen. 

3. Die Bürger sind bei Verwirklichung der Nord- Süd- Achse für Grundstücke, Häuser und Anlagen zu entschä-

digen, wie es durch die Umlegung in der Stadtmitte geschehen ist. Der südliche Bereich bis zur Kaiserstraße ist 

niveaugleich zu bauen, eine Aufständerung oder Dammanschüttung der Straße darf nicht erfolgen. Damit der aus 

Herten abfließende Verkehr aufgenommen werden kann, sind 3 Anschlüsse zwischen Herten- Süd und Herten er-

forderlich, wobei die Kaiserstraße und Hochstraße anzubinden sind, muß im Bereich nach Herten zwischen Hoch- 

und Nimrodstraße überlegt werden, wo ein weiterer Anschluß zweckmäßig erscheint. 

Bei der Beratung darf der Bereich von Herten-Süd, Kreuzung Gaststätte ‘Look‘ bis zur Gaststätte ‘Brauckmann‘ nicht 

übersehen werden, da insbesondere hier Parkstreifen und ein flüssiger Verkehrsablauf zu garantieren sind. 

4. um festzustellen, inwieweit eine Entlastung für die Bürger der Schützenstraße durch die Nord-Süd-Achse 

erfolgt, ist für diesen Bereich ein Lärmschutzgutachten durch die Verwaltung in Auftrag zu 

-2- 

geben. Des weiteren ist zu prüfen: Aufständerung oder Dammanschüttung ’Schürmanns-Wiese’ und die Auslegung 

der Bundesbahnbrücke sowie die Weiterführung der Trasse nach der Bundesbahnüberführung. 

5. Die an die neue Trasse angrenzenden Grundstücksflächen sollen Wohngebiet bleiben. 

Begründung der Stellungnahme 

Den Generalverkehrsplan haben die Parteien im Rat gutgeheißen. Diese Entscheidung hat zum Inhalt, daß die 

Schützenstraße dringend eine Entlastung benötigt. 

Bei den Diskussionen ging es darum, die Bürger vor Lärme und Umweltbelastung zu schützen. Da der Straßenver-

kehr ständig zunimmt und nach dem Gutachten bis 1990 jedes Jahr ständig mit einer Neuzulassung von 5 - 10 % an 

Fahrzeugen zu rechnen ist, haben die Politiker die Aufgabe, großzügige Entlastungsstraßen zu bauen, die insbeson-

dere den Durchgangsverkehr aufnehmen und für Lärm und Umweltschutz Sorge tragen. 

Solche Maßnahmen sind notwendig, um die Gesundheit der Bürger zu schützen. 

Die SPD ist nicht der Meinung, daß nur in Herten- Mitte eine neue Trassenführung notwendig  ist ‚ wie es von der 

CDU in einem Presse bericht an wird ‚ weil auch im südlichen Bereich der Schützenstraße die Bürger von den bishe-

rigen Lärm- und Umweltbelastungen befreit werden müssen.  

Bei den Beratungen spielte die bisherige Verbindung über die Bundesbahn eine große Rolle, da die Brücke über die 

Bahn zu schmal ist, die Fußgängerwege angehangen sind und eine Verbreiterung technisch erhebliche Schwierig-

keiten bereitet. Sollte durch höhere Gewalt diese Verbindung entfallen, bevor eine neue Brücke errichtet ist, erge-

ben sich für den Verkehr aus den Außenbezirken zwischen Innenstadt bzw. von und zur Autobahn erhebliche Kon-

sequenzen. 

Der SPD-Fraktion ist bekannt, daß Lärmschutzanlagen auch an der neuen Trasse erforderlich sind . Dieser Lärm-

schutz kann aber so angebracht werden, daß er die Lärm und Unweltbelastungen in großem Ausmaß mindert. 

Die SPD-Fraktionsmitglieder werden eine Entscheidung in dieser Sache herbeiführen. Diese soll noch vor den Wah-

len getroffen werden. 

Die SPD-Fraktion will in echter Zusammenarbeit mit den Bürgern diese Aufgabe lösen.“ 

Unterschrift (Karl Steinhard) 

  

Die SPD und auch sämtliche Gutachter sprachen sich eindeutig damals für die Entlastung der Schützenstraße aus. 

Die Entlastung der Schützenstraße wurde nicht nur für notwendig sondern für dringend erforderlich gehalten. 
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Im Verlauf der Beratung zum Flächennutzungsplan 1981 wurde die Entlastung der Schützenstraße entgegen den 

Empfehlungen nicht weiter verfolgt. Die dafür erforderliche Begründung qem. § 1 Abs. 5 Satz 3 BBauG lautet im 

wesentlichen: 

“Die ursprüngliche Planung der Entlastungsstraße zur Schützenstraße wird entgegen den Empfehlungen im GVP der 

Stadt Herten aufgegeben, weil davon ausgegangen wird, daß sowohl die angesichts der Entwicklung auf dem Ener-

giesektor erwartete Reduzierung des Verkehrsaufkommens als auch die Verlagerung des Bergetransportes (3%) auf 

die Schiene zu einer Entlastung der Schützenstraße beitragen werde“. 

Das nach der Wahl ! 

Im Folgenden nehmen die Merkwürdigkeiten bezüglich dieser Straße immer mehr zu. 

Hier wird erkennbar, dass es sich in Herten nicht nur um die Schützenstraße dreht, sondern dass die Schützenstra-

ße als Synonym für die Glaubwürdigkeit der lokalen Politik im Ganzen steht.  

Hier wollen keine „kooperierenden Protestvereinigungen“ mit ihren „Konsorten“ den Bürgermeister „schlach-

ten“ sondern nur eine einfache, nachvollziehbare Politik  

Sollte der Bürgermeister dieses jedoch nicht erkennen, so wird er wohl mit dem leckgeschlagenen Schiff „Kommu-

nalpolitik Herten“ untergehen, denn unverkennbar wird unser Atem, der uns 1979 eingehaucht wurde, noch für 

etliche Jahre weiter reichen. 

Pro-Herten, jj 

 

 

In Herten, auf dem Paschenberg in Nähe des Sportplatzes befindet sich eine Mess-Station des Landes- Umweltam-

tes- NRW Hier werden Luftverunreinigungen aktuell erfasst. 
Alle aktuelle Daten (Ozon, Staub etc.) kann jeder kostenlos im Internet unter 

 http://www.lua.nrw.de einsehen 

Angesichts der im Bericht (sh. Dokument): http://www.lua.nrw.de/ubweb/ubnrw/kap%203.pdf 

stimmt es schon bedenklich, wenn man dort unter 3.2.3.2 nachlesen kann: 

Staubniederschlag 

In Karte 3.2/7 sind die Ergebnisse der Messungen in den industriellen Zentren des Ruhrgebiets dargestellt. Die 

höchsten Belastungen sind in unmittelbarer Nachbarschaft zu den Komplexen aus Kokereien, Hochöfen und Stahl-

werken in Duisburg- Bruckhausen und Dortmund zu beobachten, hier wird sogar der Immissionswert der TA Luft 

zum Schutz vor erheblichen Nachteilen und Belästigungen überschritten. 

 

Weiter: 

 

Blei im Staubniederschlag 

In Karte 3.2/8 ist die Belastungssituation für Blei dargestellt. Als Bleiemittenten sind vor allem zu erkennen: 

Zinkverarbeitende Firmen in Duisburg Angerhausen. Das Blei ist sowohl in Zinkerzen als auch in vielen Zinkhaltigen 

Schrottprodukten als Nebenbestandteil enthalten. 

Betriebe auf dem Duisburger Hafengelände; Gelände nördlich des Hafens Hugo in Gelsenkirchen-Schalke-Nord 

In allen genannten Fällen wird der Immissionswert der TA Luft überschritten. 

 

Herten gilt - weil zwischen den Emittenten liegend als besonders gefährdet so stimmt es schon bedenklich, wenn 

man nun folgende Studie zur Kenntnis nimmt. 

 (Journal of Respiratory and Critical Care Medicine".) 

Gesundheit: Smog hemmt Entwicklung kindlicher Lungen; Wachsen Kinder in einer Gegend mit Luftverschmutzung 

auf, leiden darunter die Entwicklung ihrer Lungen, berichten amerikanische Mediziner. 
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(jkm) - Vor allem saurer Dunst, Ruß und Ozon bremsen demnach Wachstum und Entwicklung der Kinderlungen und 

machen sie anfälliger für akute und chronische Krankheiten - auch noch im Erwachsenenalter, schreiben die Wis-

senschaftler im "American Journal of Respiratory and Critical Care Medicine". 

Die Untersuchungen waren Teil der auf zehn Jahre ausgelegten "Children's Health Study", einer der umfangreichs-

ten Studien zu den Auswirkungen von Smog auf Kinder. Dazu wurden in zwölf Gemeinden Südkaliforniens die Kon-

zentrationen der wichtigsten Luftschadstoffe und im Jahresrhythmus die Lungenfunktion von dort lebenden Schü-

lern bestimmt. 

Für die aktuelle Arbeit werteten James Gauderman von der University of Southern California, Los Angeles, und 

seine Kollegen die Daten von 1.678 Kindern aus, die im Jahr 1996 zehn Jahre alt waren und über vier Jahre an der 

Studie teilnahmen.  

Wie die Mediziner berichten, entwickelte sich die Lungenfunktion bei Kindern aus den am stärksten verschmutzten 

Gemeinden etwa elf Prozent langsamer als bei Kindern aus den Gebieten mit der geringsten Luftverschmutzung. 

Bei Mädchen wie Jungen und asthmatischen wie gesunden Kindern zeigten sich ähnliche Effekte. 

Als bedeutendsten Missetäter machten die Forscher sauren Dunst aus, der unter anderem Salpeter-, Ameisen- und 

Essigsäure enthält. Die Hauptquellen sind Straßenverkehr und Industrieanlagen. Ruß aus Dieselmotoren, feine 

Staubpartikel mit Durchmessern von unter 2,5 Mikrometern (Tausendstel Millimetern), Stickstoffdioxid und Ozon 

hatten ebenfalls Einfluss auf die Entwicklung der Kinder. 

Ähnliche Ergebnisse hatte die Untersuchung von rund 1.500 Schülern in den Jahren 1993 bis 1997 ergeben. "Wie 

auch bei der früheren Studie war der Zusammenhang zwischen dem langsameren Anstieg der Lungenfunktion und 

der Luftverschmutzung umso stärker, je mehr Zeit die Kinder im Freien verbrachten", so Gauderman. "Genau das 

sollte man erwarten, falls die Luftverschmutzung tatsächlich einen schädlichen Einfluss auf Kinderlungen hat." 

Kinder mit einer verminderten Lungenfunktion könnten anfälliger für Atemwegserkrankungen sein, so der Forscher. 

Und auch als Erwachsene besäßen sie häufig relativ kleine, schwache Lungen und hätten mit chronischen Lun-

generkrankungen zu kämpfen. 

Gauderman und sein Team wollen nun den weiteren Werdegang der kleinen Studienteilnehmer verfolgen, um 

mehr über diese späten Folgen der Luftverschmutzung zu erfahren. 

Weiter Links für Deutschland 

http://www.umweltbundesamt.net/immission/admin/Test/ 

bzw. Europa 

http://europa.eu.int/comm/environment/air/ 

 

Pro-Herten; jj 

 

Unter der Zeile "Pächter wollen Grabeland nicht aufgeben" berichtete die WAZ-Redakteurin Christiane Rau-

tenberg in Gelsenkirchen  am 5.7.2002 von einer ernsten Negativ-Entwicklung, auf welche die AGUBI auch in Her-

ten bereits hingewiesen hatte:  

Immer mehr innerstädtische Gärten und Grünflächen fallen einer falschen Siedlungspolitik in den Kommunen des 

Reviers zum Opfer. Dabei stellen Gärten ein Herzstück jeder ökologischen Stadtlandschaft dar. Man muss daran 

erinnern: in NRW genießen Gärten einen verfassungsrechtlich verankerten Rang. Nichtsdestoweniger haben die 

Betroffenen meist weder rechtliche Handhabe noch eine Lobby. AGUBI hat dies Thema weit vorn auf die eigene 

Agenda gesetzt. 

 

Wir zitieren aus der Zeitungsmeldung, insofern der Bericht aus Buer auch für die Entwicklung in Herten aufschluss-

reich ist: 

 

> Für die Verwaltung ist es Grabeland, für die Pächter eine grüne Oase, ein Stück Lebensqualität: die 5200 Quad-

ratmeter große Fläche mit zehn Gärten an der Hoffeldstraße. Im Jahr 2003 soll sie zum Entsetzen der Betroffenen 
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für eine Wohnbebauung vermarktet werden. 

 

"Wenn sie mir den Garten nehmen, können sie mich gleich mit ´raustragen", sagt Waltraud Hülsmann, 

SPD-Verordnete im Bezirk West. Seit über 40 Jahren hat sie das Gelände gepachtet, es mit ihrem Mann in einen 

blühenden Garten mit Teich, Kamin, Hütte und überdachter Terrasse verwandelt. Dass sie den Garten bald aufge-

ben soll, damit dort Häuser für junge, kinderreiche Familien errichtet werden können, kann sie auch zwei Wochen 

nach der Mitteilung des städtischen Fachbereichs Liegenschaften kaum fassen. 

. . . 

Hintergrund für den Vorstoß der Verwaltung ist die angespannte Haushaltslage. Zudem bestehe großer Bedarf an 

Grundstücken für junge Familien. Sie würden sonst in benachbarte Städte abwandern, heißt es in den Schreiben, 

die die Pächter erhalten haben. 

 

Dabei argumentiert die Verwaltung damit, dass es sich um Grabeland handele, das lediglich zum Anpflanzen von 

Gemüse verpachtet worden sei. Der Bau von Hütten und das Pflanzen größerer (Obst-)Bäumen sei nicht erlaubt, so 

Stadtsprecher Martin Schulmann. 

Genau das sehen die Betroffenen aber anders: "Die Nutzungsart hat sich grundlegend geändert. Die Gärten stillen 

heute den Hunger nach einer Zuflucht und Ruhe im Grünen", betont Erwin Möller (67). Und: "Auch wir waren da-

mals junge Familien, und wir sind in Gelsenkirchen geblieben, weil es das Projekt Grabeland gab." 

 

Die SPD-Fraktion im Bezirk West, die die Anlage an der Hoffeldstraße gestern besuchte, will die Forderung der 

Pächter bei der nächsten Sitzung der Bezirksvertretung am Dienstag mit einem Antrag unterstützen."< 

 

Erwähnenswert scheint uns hier vor allem auch, dass die Gelsenkirchener SPD-Bezirksfraktion hier Sensibilität für 

ein Problem beweist, das in Herten einstweilen weiterhin ignoriert wird. 

 

Wir von der AGUBI fragen uns: ist es vielleicht das Erlebnis des Mehrheitsverlustes im Rat der Stadt Gelsenkirchen, 

welches die ökologische und soziale Sensibilität der einstigen Mehrheitsfraktion wachgerufen hat? 

 

pro-herten, mms 

 

Wir sehen es als unsere Aufgabe an, an dieser Stelle auf die unzähligen widersprüchlichen Aussagen zur Schützen-

straße hinzuweisen. In Verbindung mit der Klage der Bürgerinitiative Süd wird auch das nachfolgend zitierte Gut-

achten bei Gericht eine Rolle spielen. Auch hier geht es um die Belastung der Nord-Süd-Verbindung, die im Gut-

achten einen klaren Verlauf hat. Als Nord-Süd-Verbindung werden die Ewaldstraße, die Schützenstraße und die 

Feldstraße genannt. Die parallel zur Schützenstraße verlaufende Landesstraße – Ewaldstraße – wird nicht in die 

Betrachtungen einbezogen.  

“Neben den Quell- und Zielverkehren von Herten berühren weitere auf das GVZ Emscher bezogene Verkehre die 

Stadt. Dabei handelt es sich um Verkehre von und nach anderen Städten, die für Herten Transitverkehre darstellen. 

Im wesentlichen sind dies zwei Transitverflechtungen. Zum einen dient der Straßenzug Ewaldstr. - Schützenstr. - 

Kaiserstr. zur AS Recklinghausen/Herten an der A 43 als Umfahrung des Autobahnkreuzes Recklinghausen (von der 

A 2 zur A 43). Diese Umfahrung wird wegen der häufigen Staus auf der A 2 und A 43 gewählt. Die Ganglinien des 

Verkehrsaufkommens auf der A 43 zeigen, daß die Verkehrsbelastung dort gerade dann am stärksten ist, wenn in 

den Morgen- und Spätnachmittagsstunden auch ein wesentlicher Teil der Lkw vom und zum GVZ unterwegs ist. 

Deshalb wird die Umfahrung von einem knappen Drittel der Lkw gewählt, die sonst die Route A 2 - A 43 einschlagen. 

Der zweite Transitstrom kommt von Marl. Die Verkehre von den Marler Stadtteilen Alt-Marl und Drewer sowie von 

den Hüls-Werken nehmen überwiegend die Verbindung B 225 - A 43 - A 2. Es ist jedoch damit zu rechnen, daß 

wiederum etwa ein Drittel dieser Ströme im Transit durch Herten fährt. Dabei ist praktisch nur die Route B 225 - 
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Feldstr. - Schützenstr. - Ewaldstr. attraktiv. Die Wegführung über Bertlich stellt einen Umweg dar, die Route über 

Gelsenkirchen-Buer ist ebenfalls länger, und die Durchfahrt durch Gelsenkirchen-Resse ist für Lkw nicht möglich. 

Zur Verdeutlichung der Lkw-Belastungen wurden sechs Querschnitte im Straßennetz von Herten ausgewählt. In der 

Tabelle 5.2 sind für diese Querschnitte die Gesamtbelastung aus Güterverkehr im Jahr 1990 sowie die auf das GVZ 

bezogenen Quell-/Ziel- und Transitbelastungen von Herten ausgewiesen.“ 

Aus: KV-Terminal Wanne-Westhafen: 18-Untersuchung zum straßenseitigen Vor- und Nachlauf (Anlage 18.2) (Seite 

9), eine Untersuchung der Kessel + Partner Verkehrsconsultants. Das Gutachten ist datiert auf den 16.7.1997.  

Die Zitate aus dem nun 5 Jahre alten Gutachten sprechen eindeutig gegen eine „Gemeindestraße“ Schützenstraße 

und halten, um Frau Sickers sinngemäß zu zitieren, einer gerichtlichen Überprüfung sicherlich ebenfalls stand.   

PRO-Herten - JJ/HHH 

 

Die zunehmende "Politikverdrossenheit" in Deutschland hat die Frage nach Mängeln und Defiziten der Politik 

immer mehr in den Mittelpunkt der innenpolitischen Diskussion gestellt. Die Beiträge, die ich in den letzten zwölf 

Jahren in Vorträgen und Aufsätzen zu dieser Thematik geschrieben habe und die dieser Band in mitunter leicht 

gekürzter Form 

versammelt, sind damit von neuer Aktualität. 

Der zunehmende Verdruss der Bürger und Wähler kommt nicht nur in Umfrageergebnissen, sondern auch darin 

zum Ausdruck, daß den etablierten Parteien die Mitglieder und Wähler weglaufen und sich aus Protest teilweise 

extremen Parteien zuwenden. 

Betrachtet man die Entwicklung der Bundesrepublik seit ihrer Gründung im Jahre 1949, so wird klar, daß die Ver-

drossenheit der Bürger ganz handfeste Gründe hat, die in unserem politischen System angelegt sind und die der 

Idee der Demokratie zuwiderlaufen: Die Bürger haben keine Möglichkeit, wirklich ihre Meinung kundzutun; sie 

werden eher entmündigt. An ihre Stelle sind die politischen Parteien getreten, die aber ihre Funktion als Sprach-

rohre des Volkes nicht erfüllen. Sie wirken nicht an der politischen Willensbildung mit, sondern beherrschen sie 

weitgehend und unterlaufen die Gewaltenteilung. Der von ihnen (und den Interessenverbänden, Medien etc.) be-

herrschte Staat wird in den Augen der Bürger mit den drängenden Problemen der Gegenwart nicht mehr fertig. 

Dadurch wird den Bürgern ihre politische Ohnmacht erst richtig bewusst, die sie, solange sie mehr Vertrauen in die 

Politik hatten, noch weniger empfanden. Der Bundespräsident hat das umsichgreifende Unbehagen 

in die zugespitzte Formulierung gekleidet, die politischen Parteien seien machtversessen auf den Wahlsieg und 

machtvergessen, wenn es um langfristig-konzeptionelles Denken gehe. 

Doch darf die Kritik nicht auf Parteien allein beschränkt bleiben. Die Schwäche des Gemeinwohls, die ich 1977 in 

meinem Buch »Gemeinwohl und Gruppeninteressen« analysiert habe, beruht nicht zuletzt auch darauf, daß die 

allgemeinen Interessen durch gut organisierte Partikularinteressen erdrückt werden. Auch die Politiker scheinen oft 

weniger an »das ganze Volk«, dem zu dienen sie eigentlich gewählt werden, als an Posten und finanzielle Ausbeu-

tung des Staates zu denken.  

Probleme werden immer öfter auf Kosten der Zukunft »gelöst«, was zum Beispiel in der rasant zunehmenden 

Staatsverschuldung Ausdruck findet. Die zugrunde liegenden Strukturmängel ließen sich so lange einigermaßen 

übertünchen, wie die Herausforderungen, denen sich die Gemeinschaft gegenübersah, aus dem laufenden Wirt-

schaftswachstum finanziert werden konnten. Doch hat sich die Situation inzwischen grundlegend geändert. 

Die deutsche Vereinigung und die Entwicklung in Europa stellen uns vor einen Berg von Herausforderungen; zu-

gleich bleibt das Wirtschaftswachstum aus. Gleichwohl ist es bisher nicht gelungen, die an sich erforderliche 

grundlegende Neuordnung der Prioritäten vorzunehmen. 

Als Gegengewicht gegen Strukturmängel des politischen Prozesses sind bestimmte unabhängige Institutionen ge-

dacht, wie die Bundesbank, die Rechnungshöfe, die Rechtsprechung und die Medien. Aber auch diese stehen in 

Gefahr, immer mehr „gleichgeschaltet“ zu werden. Gegen derartige Verkrustungs- und Mißbrauchsgefahren hilft 

letztlich wohl nur eins: die Aktivierung des Volkes selbst. Wie sehr das Volk unter der politischen Entmündigung 
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leidet und wie sehr es an wichtigen Entscheidungen teilhaben möchte, was in der Demokratie eigentlich selbstver-

ständlich sein sollte, zeigen neuere Erfahrungen: der Volksentscheid in Hessen, mit dem die Direktwahl der dorti-

gen Bürgermeister und Landräte im Jahre 1991 eingeführt wurde - mit einer Zustimmung von mehr als 80 Prozent -, 

und die Urwahl des Parteivorsitzenden der SPD im Juni 1993. Auch 

ausländische Entwicklungen weisen in die gleiche Richtung, so besonders die Volksentscheide in Italien im April 

1993, durch die unter anderem ein Mehrheitswahlrecht des Senats eingeführt und die staatliche Parteienfinanzie-

rung aufgehoben wurde. Auch der Siegeszug der Direktwahl der Bürgermeister in Italien (und in Deutschland) ge-

hört in diesen 

Zusammenhang. Das Volk will Mitverantwortung übernehmen, und seine bisherige Ausklammerung ist ein wesent-

licher Grund für die zunehmende Verdrossenheit. 

 

Speyer, im Juli 1993 Hans Herbert von Arnim 

Aus: Hans Herbert von Arnim, Demokratie ohne Volk, Plädoyer gegen Staatsversagen, 

Machtmissbrauch und Politikverdrossenheit, München 1993 (Vorwort) 

 

 

Nach einer Woche "Zeugnis Herten" hier einmal einige Kommentare, die uns zugesandt wurden, die Zensur-

energebnisse werden auf unserer Homepage aktualisiert bekanntgegeben: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Wohnqualität in Disteln ist gut. Über das Freizeitangebot in Herten kann ich nichts sagen. Die Verkehrsbelästi-

gung, etc. ist wie in jeder Stadt lästig, In den Uhlenwiesen ist die Welt aber noch in Ordnung. Bei den Ozonwerten 

liegt Herten oft vorne. Nutzung Bahn/Bus? Ich nutze sie nicht, unzuverlässig, teuer u. zu weit weg. Mir fehlt in Her-

ten ein Kaufhaus. Überhaupt gibt es kaum noch attraktiven Geschäfte. Dass die Ausl. in Herten mehr als anderswo 

integriert werden, ist unwahrscheinlich. Bebaut ist auch in Herten genug, wie überall in der Region. Insgesamt ist zu 

sagen, dass ich Herten die vielen Arbeitslosen, die Armut und die vielen Ausländer ansehe, wie allerdings auch 

vielen anderen Städten.  

Ich danke Ihnen für die Möglichkeit mich hier in Worte fassen zu können. 

++++++++++++ 

Die Stadt Herten hat mit sehr vielen Problemen zu kämpfen. Meiner Meinung nach wird zuviel Gehirnschmalz für 

Unsinn verschwendet und dabei der Blick für das Wichtige und Wesentliche verloren. Anstelle sich über Zone 30/50 

oder generell über Zone 40 und andere Nebensächlichkeiten zu streiten, sollte man sich lieber Gedanken darüber 

machen, WARUM ! mehr und mehr Bürger, welche über Geld verfügen und folgend den Einzelhandel in Herten 

durch ihre Kaufkraft unterstützen würden, der Stadt Herten den Rücken kehren.  

Dieses Zeugnis ist eine tolle Idee, wenn auch es etwas ausführlicher ausfallen hätte können. Ich hoffe das Ergebnis 

und mögliche Schlussfolgerungen daraus zu Gesicht zu bekommen. 

++++++++++++ 

 

Schön wäre es, wenn in dem Fragebogen auch die Fragestellung nach: Kindergarten und Kinderhort, Qualität der 

Schulen Grund-, Hauptschulen und weiterführende Einrichtungen, Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche 

aufgeführt würden. Sauberkeit und Sicherheit sind wesentliche wohlfühl Faktoren 

++++++++++++ 

 

Schloss und Katzenbusch, den Ewaldsee nicht zu vergessen finde ich gut. Die Innenstadt ist grauenhaft, als Frau 

habe ich angst, dort abends durchzugehen. Die Sauberkeit der Stadt ist katastrophal, Müll und Hundkot auf den 

Straßen. Da hilft des Bürgermeisters Sauberaktion auch nicht viel, er sollte lieber im Vorfeld für die notwendigen 

Maßnahmen sorgen. Sehr gut finde ich die Möglichkeiten des städt. Betriebshofes 
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++++++++++++ 

 

Integration sollte nicht als eine einseitige Pflicht von ausländischen Mitbürgern aufgefasst und gesehen werden. 

Auch die deutschen müssen viel für die gegenseitige Verständigung tun. 

++++++++++++ 

 

Herten ist fast tot, was die Innenstadt angeht. Selbst sehr gute Einzelveranstaltungen wie Bierfest, Weinfest, Blu-

menmarkt und Folkfestival helfen über den tristen Alltagszustand nich hinweg. Vergleichsweise hervorragend ist 

die Infrastruktur und der Einzelhandel in Disteln, wie der Zulauf der Bürger aus Langenbochum, Scherlebeck und 

sogar Hochlar zeigt. 

++++++++++++ 

 

Eigentlich ist Herten eine ganz nette Stadt, nur die Jugend kommt ein bisschen zu kurz - jedenfalls für mich als 

15jährigen. 

++++++++++++ 

 

Die Innenstadt Attraktivität hängt natürlich auch vom Warenangebot außer Lebensmittel ab, hier ist Herten im 

Aussterben begriffen, es war nicht immer so. Die Lärmbelästigung ist schon enorm, besonders wenn die Schüt-

zenstrasse gesperrt ist, und dies einmal im Jahr. Stellt sich die Frage warum diese Strasse jedes Jahr für Reparatu-

ren gesperrt wird. Ist die Stadt nicht in der Lage fachmännische Reparaturen durchführen zu lassen, oder fehlt es an 

Absprachen zwischen den einzelnen Bereichen. 

++++++++++++ 

 

Die Angebote (allgemein) in der Innenstadt sind grauenhaft. Ich wohne in Herten, da ich eine schöne und günstige 

Wohnung habe, sonst würde ich schon längst woanders wohnen. Die Verkehrsanbindunug (A43) ist ok. Eine gute 

Verbindung mittels ÖPNV ins Ruhrgebiet (Essen, Bochum, Dortmund) vermisse ich. Ohne PKW ist es fast unmöglich 

Langenbochum zu verlassen. Positiv an Herten ist die Lage des Ortes: zwischen Ruhrgebiet (Industrie + Wirtschaft) 

und Münsterland (Natur + Landschaft). 

++++++++++++ 

 

Das Problem in Herten ist, dass über alles geredet wird, aber sich nichts ändert. 

Beispiele: Im letzten Jahr fragte, gegen Ende des Werteforums, eine Mutter, wo sie sich bei Problemen und Erzie-

hungsfragen mit Eltern oder anderen Einrichtungen kurzschließen könnte. Keine Antwort! Und das nach der Ein-

sicht aller Anwesenden, dass dringend etwas gemacht werden muss! Tempo 30 Zonen in Herten! Das Problem der 

punktuellen Raserei ist bekannt, es ändert sich nichts. Die Polizei kann nicht zusätzlich messen und die Verwaltung 

kann nicht an die Einsicht der Raser appellieren. Kurz gesagt bin ich weder mit dem Aussehen der Stadt, mit den 

Politikern mit dem politischen Engagement der Hertener Bürger noch mit der Verwaltung zufrieden.  

Aus meiner Sicht kann überall verbessert und optimiert werden. Für weitere Diskussionen und Anregungen bin ich 

jederzeit ansprechbar! 

Newsletter von www.pro-herten.de 
---------------------------------------- 

Pro-Herten den Antrag zu beschließen: 

Die Verwaltung wird beauftragt,  

Möglichkeiten für ein Stadtentwicklungsprojekt im Rahmen des Bund-Länder-Programms „Die Soziale Stadt 

- Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ zu untersuchen; 

II.  
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eine Zusammenführung bzw. Erhebung geeigneter Daten vorzunehmen, die eine Beurteilung sozialräumlicher Dif-

ferenzierungen der Lebensbedingungen und Lebenslagen innerhalb des Stadtgebietes gestatten. 

 

Der gesamte Text incl. der Begründung ist nachzulesen unter 

http://www.pro-herten.de/aktuell/ba170702.htm 

++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++ 

 

Stellungnahme von Pro Herten zum Interview der WAZ-Herten mit dem Stadtverbandsvorsitzenden 
der SPD, Herrn Herbert Werner /  WAZ, 13. Juli 2002 

 

Hans-Heinrich Holland 

 

Klare Worte sind notwendig. Herbert Werner spricht klare Worte. Das ist lobenswert, denn unmissverständliche 

Äußerungen führen dazu, dass man weiß, woran man ist. Beim Stadtverbandsvorsitzenden der SPD und stellver-

tretenden Bürgermeister Herbert Werner kann man nur noch auf die vielen Irrtümer in seinen Einschätzungen 

hinweisen.  

1. wäre da klarzustellen, dass Pro Herten überhaupt nicht daran denkt, bei der Kommunalwahl anzutreten. Sinn von 

Pro Herten ist, Konzepte für die Entwicklung Hertens voranzutreiben, die Herten auch in Zukunft menschenwürdig 

und liebenswert erhalten. Wer sich der Kritik an bestehenden Konzeptionen und unseren Verbesserungsvorschlä-

gen politisch bedient, spielt für uns eine untergeordnete Rolle. Zumindest glauben wir, dass sie für alle politischen 

Richtungen und Einwohner Hertens diskussionswürdig sind.   

2. wäre klarzustellen, dass der Begriff der „Konsorten“ uns nicht negativ berührt. Im ursprünglichen Sinn bedeutet 

das Wort des „gleichen Los teilhaftig“, also im Sinn von Gefährte oder Mitgenosse. Das Wort ist heute immer noch 

Bestandteil des Begriffes „Konsortium“ und bedeutet „Teilhaberschaft“, „Mitgenossenschaft“, also die Vereinigung 

von Unternehmen. In diesem Sinne ehrt uns der Begriff „Konsorten“, weil uns ein gleiches Ziel eint – für (pro) Her-

ten. 

3. hat Joachim Jürgens kein persönliches Problem. Vor über 20 Jahren war die Verkehrsbelastung der Schützen-

straße auch eines meiner Probleme. Damals wohnte ich im gleichen Haus. Schon damals war unser Anliegen, auf 

die gesundheitliche Gefährdung von überbelasteten Hauptverkehrsstraßen für die Anwohner aufmerksam zu ma-

chen. Das was für die Schützenstraße gilt, ist ebenso gültig für andere ebenso belastete Hauptverkehrsstraßen. Die 

Gemeindestraße Schützenstraße war für uns der Aufhänger und wir wollten keineswegs ein Sonderrecht. Auch der 

aktuelle Pro-Herten-Antrag an den Rat betrifft die Nord-Süd-Achse, also nicht allein die Schützenstraße. Soweit ich 

die Diskussionen im Ausschuss für Planung, Bauen und Umwelt (15 Jahre) nachvollziehen kann, teilten die Mitglie-

der des Rates einhellig (SPD, CDU, Grüne, UWG) die Auffassung vieler Gutachten, dass für die Anlieger der Schüt-

zenstraße – nach der Aufgabe der Ersatzstraße – etwas getan werden müsse. Und es lagen Konzeptionen in diesem 

Ausschuss vor, die natürlich nicht die Verlagerung des Verkehrs auf die Landesstraße Ewaldstraße vorsahen. 

4. Es ist beschämend, dass ein Ratsmitglied in 30 Jahren nicht mitbekommen hat, dass es andere Möglichkeiten gibt, 

als die Verlagerung des Verkehres auf andere Straßen. Es grenzt fast an Böswilligkeit, wenn er mal wieder auf diese 

„Verlagerung“ anspielt und auf diese Weise die Anwohner der Straßen aufeinander hetzen will. Es gab und gibt 

keinen Antrag von Jürgens, der eine solche Möglichkeit auch nur andeutet. 

5. ist klarzustellen, dass Jürgens bei allen bisher vorgelegten Anträgen immer Alternativen vorschlug (z.B. Tempo 30, 

Verkehrslenkung des überörtlichen Durchgangsverkehres auf die nahen Autobahnen ).   

6. „bürdet“ Jürgens sicherlich keiner unserer Organisationen etwas auf. Wir alle bei Pro Herten sind frei in unserer 

Entscheidung und wir machen gemeinsam die Probleme zum Gegenstand unserer Diskussion, die wir für wichtig 

und würdig befinden. Etwas anderes würde unserem demokratischen Verständnis widersprechen. Für uns gilt au-

ßerdem das Konsensprinzip – alle sind einverstanden oder wir diskutieren solange, bis wir unsere gemeinsame 
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Gewichtung der Position entwickelt haben. Verkehrsprobleme sind und werden auch zukünftig ein Problem der 

Stadtentwicklung und des Umweltschutzes sein. Man denke dabei an Güterverteil- (GVZ) und 

Last-Mile-Logistik-Zentrum auf dem Ewaldgelände, bzw. im Wanner Hafen.  

Letztlich  (7.) ist klarzustellen, dass kein Korruptionsvorwurf bei dem Antrag zur Offenlegung der Nebentätigkeiten 

im Raum stand. Darauf machte Jürgens im Haupt- und Finanzausschuss nochmals ausdrücklich aufmerksam. Wenn 

sich BM Werner persönlich angegriffen fühlte, dann ist das sein Problem und er sollte sich selbst fragen, weshalb er 

sich angegriffen fühlt. 

 

Newsletter von www.pro-herten.de 

Im Zusammenhang mit meinem Offenlegungsantrag bin ich bei Recherchen auf folgenden Artikel gestoßen. 

Nicht nur dieser Beitrag (Interessanterweise ist der Artikel aus der " Monatszeitschrift für Kommunalpolitik, Fach-

organ der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik; Bundes- SGK), sondern auch die derzeitig lau-

fenden Diskussionen über „Politiker und Geld“ sind Grund genug, eine Transparenz im Zusammenhang mit öffent-

lichen Ämtern zu erwarten. 

Pro-Herten wird in Kürze eine Aufstellung – so gut es geht- über Nebentätigkeiten der in Herten politisch Tätigen 

veröffentlichen. (Pro-Herten, jj) 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

"Großes Geld" nur für Aufsichtsräte 

Von: Johanna Eberhardt 

Quelle: 

http://www.demo-online.de 

 http://www.demo-online.de//article.php/iArtID/72/ 

DEMO - Demokratische Gemeinde,  2002/02 

Mannheimer Gemeinderat bekommt seit Januar eine höhere Pauschale. Aufsichtsratsbezüge bleiben geheim. 

 

Zum 1. Januar hat der Mannheimer Gemeinderat seine Aufwandsentschädigung erhöht. Die Debatte darüber hat 

gezeigt: Das „große Geld“ ist im Kommunalparlament trotz langer Sitzungen, zeitaufwendiger Vorbereitungen und 

oder dem Studium dicker Vorlagen nicht zu verdienen. Mehr bringt da schon die Mitgliedschaft in einem Aufsichts-

rat.  

 

850 Mark Aufwandsentschädigung (Fraktionsvorsitzende 1 700 Mark ) und 150 Mark Fahrtkostenpauschale haben 

die ehrenamtlichen Parlamentarier der zweitgrößten Stadt des Landes Baden-Württemberg seit 20 Jahren jeden 

Monat bekommen. Damit bewegten sie sich im Landesvergleich zuletzt am unteren Ende. In Stuttgart etwa gibt es 

1 800 Mark für ein „einfaches“ Gemeinderatsmitglied und 3 500 für Fraktionsvorsitzende, in Freiburg und Heidel-

berg sind die Räte derzeit mit 1 300 Mark im Monat dabei.  

 

Seit dem 1. Januar erhalten jetzt auch die 48 Mannheimer Stadträte eine Pauschale in dieser Höhe – nämlich 650 

Euro, dazu 80 Euro Fahrtkosten. Nur in einigen württembergischen Städten – von Heilbronn über Stuttgart bis Ulm 

– wird zur Aufwandspauschale bisher ein Sitzungsgeld (zwischen 60 und 200 Mark) gezahlt. Eine ähnliche Lösung – 

nämlich die Beibehaltung der bisherigen Pauschale plus Sitzungsgelder, hatte eine externe Kommission mit Fach-

hochschulrektor Professor Dietmar von Hoyningen-Huene an der Spitze auch den Mannheimer Räten nahegelegt. 

Auf diese Weise, so die Kommission, hätte die Entschädigung für das Ehrenamt auch eine „leistungsbezogene 

Komponente“ bekommen. Doch davon wollten die Räte nichts wissen. Der „erhebliche Verwaltungsaufwand“, der 

nötig wäre, um die Sitzungsgelder zu ermitteln, sei nicht gerechtfertigt, fanden CDU und SPD. Allein um Stunden zu 
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zählen und Anwesenheitslisten auszuwerten, bräuchte man im Rathaus fast eine halbe Personalstelle. Im Übrigen 

hätten die Stadträte – etwa bei Veranstaltungen in den Stadtteilen mehr zu tun „als rumzusitzen“. Die Erhöhung 

der Pauschale allein sei „transparenter für Außenstehende“ als Sitzungsgelder, sie vermeide Streitfälle, die es an-

dernfalls sicher gebe, meinte CDU-Fraktionsvorsitzender Sven Otto und auch sein SPD-Kollege Frank Mentrup hielt 

die Pauschale allein für die „sinnvollere Lösung“.  

 

Im Übrigen ging die Erhöhung ohne größere Debatten über die Bühne. Nur die Grünen votierten dagegen. „Die 

angestrebte Erhöhung passt nicht in die Sparlandschaft des Kämmerers“, kritisieren sie. Sie schaffe weder mehr 

Gerechtigkeit noch Transparenz, weil ein wesentlicher Teil gemeinderätlicher Entschädigungen, nämlich die Bezüge 

aus Verwaltungs- und Aufsichtsratstätigkeiten, nicht erfasst würden. So erhalte „der derzeitige 

CDU-Fraktionsvorsitzende gut 35 800 Euro“, rechneten die Grünen in einer Pressemitteilung vor. Der Hauptanteil 

der Einkünfte – vermutlich rund 22 500 Euro – taxierte Grünen-Sprecher Frieder Brender, komme aus Aufsichts- 

und Verwaltungsräten. „Ich glaube, damit ist Otto auch historisch gesehen in Mannheim der absolute Rekordhal-

ter“, kommentiert ein SPD-Mann süffisant die Ämterhäufung. Auch landesweit dürfte Otto zu den Spitzenreitern 

zählen: Von der MVV über das Klinikum bis zum Flugplatz sitzt der dynamisch-aufstrebende CDU-Politiker derzeit in 

insgesamt 13 städtischen Aufsichtsgremien; dazu kommt noch ein Platz im Verwaltungsrat der Sparkasse 

Rhein-Neckar-Nord. Die Häufung ist auch deshalb ein wenig pikant, weil Otto den Wahlkampf gegen OB Gerhard 

Widder im Wesentlichen mit der Aussage bestritten hat, dass der in zuviel Aufsichtsräten sitze und den Überblick 

verlieren könnte. Widder, immerhin hauptamtlicher Kommunalpolitiker, hat gerade noch ein Mandat mehr als Otto. 

Wobei er aber, ebenso wie alle OB, seine entsprechenden Einkünfte nicht ungeschmälert behalten kann, sondern 

sie bis auf 6 135 Euro an die Stadtkasse abführen muss.  

 

Die Konzentration wichtiger Aufsichtsratsmandate sei in der CDU gewollt, versichert deren Sprecher Oliver Althau-

sen. Es sei der Fraktion wichtig, dass ihr Vorsitzender in allen bedeutenden Gremien vertreten sei. Zur Höhe der 

Bezüge und deren Verteilung „sagen wir natürlich nichts“, erklärt er. „Fragen Sie doch mal in anderen Städten 

nach!“ Der Stuttgarter CDU-Fraktionsvorsitzende Michael Föll ist da weniger verschlossen: Er sei, ebenso wie sein 

SPD-Kollege, in drei Aufsichtsräten, erklärt er auf Anfrage. Im Übrigen habe man die Mandate in der Fraktion so 

verteilt, dass jeder Gemeinderat im Schnitt auf ein bis zwei Posten komme. „Die Bezüge sind fraktionsintern be-

kannt“, sagt Föll. Mit Namensangabe, gesteht er, würde er sie trotzdem ungern in der Zeitung lesen, aber sie lägen, 

versichert er, deutlich unter 20 450 Euro. „Die besser dotierten Mandate“, sagt sein SPD-Kollege Reiner Kussmaul 

„gelten seit jeher auch ein wenig als Schmerzensgeld für die Fraktionsvorsitzenden.“ Es wäre albern, ein Geheimnis 

daraus zu machen, meint er, dass sie auch als Ausgleich dienten für die viele Stunden der Gemeinderatsarbeit.  

 

Wenn Sie, lieber Leser, einen interessanten Beitrag veröffentlichen wollen, schreiben Sie uns, wir werden diesen 

Beitrag über diesem Weg veröffentlichen. Die EMail ist 

webmaster@pro-herten.de 

======================================== 

Offenener Brief an: Herrn  Borsu Alinaghi - Vors. Junge Union Herten 

 

Anlass: Forderung der Jungen Union nach Auflösung des Ausländerbeirates. Im Folgenden unser Brief an Herrn 

Alinaghi, in welchem wir widersprechen und  für eine Ausweitung der Kompetenzen des Ausländerbeirates plädie-

ren. 

 

 Pro-Herten zur Frage der Bedeutung des Ausländerbeirates 

 

Sehr geehrter Herr Alinaghi, 
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die Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen in Herten (AGUBI) PRO-Herten ist angetreten, 

um aus der Sicht der Verbände und beteiligter Hertener Bürger Positionen zu gegenwärtigen sozialen und ökologi-

schen Situation Hertens zu beziehen. Es geht uns darum, konstruktiv an den sozialen, ökologischen Fragen und 

Problemen der Stadtentwicklung mitzuarbeiten und nach Möglichkeit zu einer besseren Politik für Herten beizu-

tragen. Dabei wird auch das aktuelle und gewichtige Thema, wie der zunehmende Anteil der in Herten lebenden 

Migranten angemessen beteiligt werden könnte, berührt. 

Wir möchten uns deswegen hier zu der notwendigen und zukünftig verbesserten Rolle des Ausländerbeirates äu-

ßern.  

 

Ihr Vorschlag, den kommunalen Ausländerbeirat abzuschaffen ist - unseres Erachtens - von Ressentiments diktiert 

(für diese Vermutung sprechen einige Ihrer kommunalpolitischen Aktivitäten, zuletzt Ihre ganz und gar populisti-

sche Kampagne in dem ebenso spektakulären wie kommunalpolitisch belanglosen Fall "Mehmet"). 

 

Zwar muss u.E. gesehen werden, dass die gegenwärtigen Form der Ausländerbeiräte eine unglückliche und sehr 

unbefriedigende Lösung für die politische Teilhabe von Migranten darstellen. Ausländerbeiräte sollte man insofern 

als Notlösung begreifen, solange keine weitergehenden Rechte, insbesondere ein kommunales Wahlrecht, für Bür-

ger mit nichtdeutschem Pass existiert. Dies wird auch von Migrantenvertretungen (z.B. LAGA) so gesehen. 

Es ist aber nicht sinnvoll, aus diesem Grunde auch noch die Beseitigung einer schlechten Alternative zu empfehlen. 

Vielmehr sollte eine Ausweitung der Möglichkeiten dieses Gremiums gefordert werden, um über diese Aufwertung 

auch die Attraktivität der Wahl (z.B. für kleinere Gruppierungen) zu steigern; dabei ist allerdings zu bedenken, dass 

die stark vertretenen türkischen Bürger auch real den weitaus überwiegenden Teil Hertener Migranten ausmachen. 

 

Inzwischen haben sich alle Parteien die Integration der langjährig hier lebenden Migranten zum Ziel gesetzt. Bloße 

Appelle, die nicht die volle Beteiligung beinhalten, sind jedoch keine Integration. Die Versäumnisse der Vergan-

genheit haben sich deswegen über lange Zeit zu großen Problemen zusammengeballt. Erinnert sie nur an die in-

zwischen thematisierten Sprachdefizite und die Sprachbarrieren, denen junge Migranten in der Schule gegenüber-

stehen.  Die politische Lösung der Probleme ist wirklich dringend. 

Wenn es weiterhin richtig ist, dass die Bevölkerung in Deutschland, auch in Herten, dramatisch abnimmt, gleichzei-

tig aber der relative Anteil der Migranten zunehmen wird, dann muss spätestens jetzt auch über eine Partizipation 

dieses zunehmend bedeutsam werdenden Teils der Einwohner nachgedacht werden. Folgende zwei Gründe spre-

chen dafür:  

1. das Demokratieprinzip lässt eine Ausgrenzung von Bürgern nicht zu; 

2. keines der anstehenden sozialen Probleme (Arbeitslosigkeit, Verarmung, "Desintegration²) kann ohne eine Betei-

ligung der Migranten überhaupt gelöst werden.  

Der Eintritt (Integration) des bislang politisch ausgegrenzten Teil der Bevölkerung Hertens in kommunale Diskussi-

onen und Entscheidungen wird am ehesten gelingen, wo Beteiligung nicht mehr nur den Charakter von Spielwiese 

hat.  

Leider sind jedoch derzeit die besseren politischen Lösungen, wie v.a. das kommunale Wahlrecht für Migranten mit 

langfristigem Aufenthalt in Deutschland, nicht durchsetzbar. Und auch der Weg der Einbürgerung, der das Wahl-

recht eröffnet, wird nur auf lange Sicht ans Ziel führen. 

 

Wir fassen zusammen:  

Pro-Herten plädiert dafür, Kompetenzen und Beteiligungen des Ausländerbeirates in Herten insgesamt auszuwei-

ten. Dafür müssten Rat und Verwaltung bereit sein, den Beirat intensiver einzubinden. 

Wir sind überzeugt, dass die damit verbundene Aufwertung der Beteiligung von Vertretern der Migranten nicht nur 

ein Schritt in Richtung Gleichstellung und Integration darstellt, sondern dass die Aufwertung auch ein Schlüssel zur 
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Lösung anderer anstehender kommunalpolitischer Aufgaben ist.  

Stadtentwicklung hat sich unseres Erachtens vor allem der Probleme benachteiligter Stadtteile zuzuwenden. Diese 

sind aber gleichzeitig diejenigen Stadtteile mit einem großen Anteil nichtdeutscher Bevölkerung. So können Fragen 

der Stadtentwicklung nicht ohne Beteiligung dieser Bürger diskutiert werden.  

 

Die Junge Union möchten wir dringend auffordern, sich nicht ideologisch und vorurteilhaft den Fragen zu entziehen, 

sondern sich mit den realen Verhältnissen und Problemen zu befassen, um konstruktiv an Lösungen mitzuwirken.  

Verantwortungsvolles politisches Handeln heißt, die in der Stadt zusammen lebenden Menschen in den Mittel-

punkt zu stellen, ganz gleich ob Migranten oder im Lande geborene Hertener Bürger. 

 

Mit freundlichem Gruß 

H. H. Holland,  M .M. Schwierske,  Joachim Jürgens 
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Newsletter- Pro-Herten, vorab Lokalredaktionen. 

Für Pro-Herten: Joachim Jürgens, Schützenstraße 84, 45699 Herten 

Newsletter sind keine Erfindung von „www.pro-herten.de“, es gibt sie seit langem und von jedem, der sich öffent-

lich äußern will. So bezieht Pro-Herten eine Vielzahl von Informationen über diesen Kanal. Hier schaffen wir uns 

auch die Möglichkeit, einen Überblick über den jeweiligen Stand der Erkenntnisse zu erlangen, bevor wir selbst 

ungeprüft irgendwelche Ideen, Vorschläge oder sonstig Wissenswertes veröffentlichen. Selbstverständlich be-

kommen wir auch die Newsletter auch von der SPD-Bundestagsfraktion.  

Als wir gestern die unten aufgeführten Informationen erhielten, glaubten wir unseren Augen nicht zu trauen. Un-

verkennbar die Duplizität des Offenlegungsverlangen der Bundes-SPD (siehe Anlage) mit meinem Bürgerantrag zur 

Offenlegung der Nebentätigkeiten der im Rat der Stadt Herten politisch Tätigen. 

Hier verlangt die SPD für den Rest der Nation das, was in Herten mit „sitzen wir auf der Anklagebank“ (H. Werner) 

oder „Das geht Euch einen Scheißdreck an“ (Fraktionsvorsitzender der SPD Dirk Vogt) abgekanzelt wurde. 

Hin und her gerissen vom Meinungsbild des „Konsortiums“ der Hertener SPD glaube ich, das es zur Klärung der 

Angelegenheiten wichtig ist, der Bundes- SPD die Vorgänge im Hertener Rat zuzusenden. Es könnte ja möglich sein, 

dass die Genossen in Berlin falsch liegen und dass es uns Bürgern wirklich einen „Scheißdreck“ angeht, was Politiker 

so nebenbei verdienen. 

Anlagen: Veröffentlichungen der Bundes- SPD 

http://www.spdfraktion.de/ bzw. http://www.spdfraktion.de/archiv14/prm/02/fp020705.doc 

Zu dem Antrag der SPD-Bundestagsfraktion, Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten auch den Bürgern offen 

zu legen, erklärt der SPD-Bundestagsabgeordnete Christian Lange: „Seit langem fordert die SPD-Bundestagsfraktion, 

dass Abgeordnete Tätigkeiten, die sie neben Mandat und Beruf ausüben, künftig auch den Bürgern öffentlich zu-

gänglich gemacht werden sollen. Bislang gibt es nur eine Anzeigepflicht gegenüber dem Bundestagspräsidenten. 

Nun sollen Einkünfte, Tätigkeiten und Beteiligungen an Kapital- und Personengesellschaften im amtlichen Hand-

buch des Bundestages veröffentlicht werden. Damit wären diese Informationen für jedermann zugänglich und 

jeder Bürger könnte sich umfassend über Nebentätigkeiten von Parlamentariern informieren. Diese Informationen 

wären auch im Internet abrufbar.“ 

 

25. Juli 2002 – 705 

Erster Parlamentarischer Geschäftsführer 

Rot-Grün wird Verhaltensregeln verschärfen 

Zur heutigen Entscheidung des Geschäftsordnungsausschusses, am 29. August eine Anhörung zur Verschärfung der 
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Verhaltensregeln für Abgeordnete durchzuführen, erklären der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der 

SPD-Bundestagsfraktion, Wilhelm Schmidt, und die Erste Parlamentarische Geschäftsführerin der Bundestagsfrak-

tion von Bündnis 90/Die Grünen, Katrin Göring-Eckardt: 

Wir begrüßen die Entscheidung des Geschäftsordnungsausschusses zur Durchführung der Anhörung ausdrücklich. 

Die notwendigen Voraussetzungen, die Reform der Verhaltensregeln für Abgeordnete noch in dieser Legislaturpe-

riode parlamentarisch abzuschließen, sind damit geschaffen. Bereits am 27. Juni war der entsprechende Antrag der 

Koalitionsfraktionen im Bundestag in erster Lesung beraten worden. Wir werden uns dafür einsetzen, die Neure-

gelung noch im September endgültig im Bundestag zu beschließen. 

Die Reform schafft mehr Transparenz über die Nebentätigkeit der Abgeordneten. Angaben, die bislang schon dem 

Bundestagspräsidenten angezeigt wurden, müssen künftig im Bundestagshandbuch veröffentlicht werden. 

Die Argumente, die Union und FDP in den vergangenen Tagen gegen die Verschärfung der Verhaltensregeln vorge-

tragen haben, sind nicht stichhaltig und lassen vermuten, dass die Opposition andere Gründe hat, die Veröffentli-

chung von Nebentätigkeiten zu scheuen. 
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Für Pro-Herten keine Frage,  der Einwohner muss vor vermeidbaren Lärm geschützt werden. 

 

Wirtschaftliche Gründe der Logistik- und Speditionsfirmen dürfen, wenn die Gefahr der Gesundheitsgefährdung 

besteht, keinen Vorrang haben. 

Die Politik muss zuerst die eigenen Bürger schützen und nicht die Leichtigkeit des Transitverkehrs durch Herten 

sicherstellen. 

Auch im folgenden Artikel ist das Mittel der Temporeduzierung (Tempo 30) - im Gegensatz zu der langläufigen 

Meinung der Verwaltung - ein wirksames Mittel der Lärmbekämpfung. 

(jj) 

In der SPD-Nahen Zeitschrift Demo fand Pro-Herten folgenden Artikel, dem wir nichts hinzuzufügen haben. 

 

Wiedergabe mit freundlicher Genehmigung der Berliner vorwärts Verlagsgesellschaft mbH Redaktion Demo 

 

Der Krach macht krank 

Von: Vera Büttner 

Quelle: http://www.demo-online.de//article.php/iArtID/1352/ 

DEMO 2002/07 

Auf den Straßen wird es lauter. Die Bürger sind genervt. Es gibt viele Möglichkeiten, den Verkehrslärm zu verrin-

gern. Zu wenige werden umgesetzt.  

Lärm ist in Deutschland mittlerweile die lokale Umweltplage Nummer eins", sagt Gerd Lottsiepen vom Verkehrsclub 

Deutschland (VCD). Das liegt vor allem am Straßenverkehr. Zwar sind Autos, Lastwagen und Busse in den vergan-

genen Jahren immer leiser geworden, aber das Verkehrsaufkommen ist gestiegen. Mit schwerwiegenden Konse-

quenzen: Jeder zweite Deutsche fühlt sich in seinem Wohnumfeld durch Verkehrslärm beeinträchtigt. Zwölf Milli-

onen Menschen sind sogar gesundheitlich gefährdet.  

Ein Lärmschutzgesetz muss kommen  

Wer dauerhaft Lärm ausgesetzt ist und keine Nacht mehr durchschlafen kann, fühlt sich gestresst und kann sich nur 

schwer konzentrieren. Insbesondere Kinder, die bei den Hausaufgaben ständig von Lärm gestört werden, bringen 

oft auch schlechtere Noten nach Hause. Dazu kommen erhebliche gesundheitliche Risiken: Wer an einer Straße mit 

einem Lärmpegel von 65 Dezibel und mehr wohnt, und das sind immerhin über 15 Prozent der Deutschen, der hat 

ein 20 Prozent höheres Herzinfarktrisiko als Anwohner ruhiger Straßen. Das hat eine Studie des Umweltbundes-
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amtes ergeben.  

Trotz dieser alarmierenden Zahlen, gibt es noch immer keinen ausreichenden gesetzlichen Schutz vor Lärm. "Beim 

Straßenverkehr gibt es vernünftige Regelungen für den Ausbau und Neubau von Straßen. Aber Bürger, die an be-

stehenden Verkehrswegen wohnen, haben keinen gesetzlichen Anspruch auf Schallschutzfenster oder Lärm-

schutzwände," klagt Ludger Visse vom Deutschen Arbeitsring für Lärmbekämpfung (DAL). Dort herrscht Enttäu-

schung über die Regierungspolitik. Die SPD sei angetreten mit dem Versprechen, die Lärmvorsorge und -sanierung 

neu zu regeln. Aber bisher habe sie kein neues Lärmschutzgesetz zu Stande gebracht.  

Auch Gerd Lottsiepen vom VCD fordert für Anwohner bestehender Straßen ein Recht auf passiven Lärmschutz. Die 

im 16. Bundesimmissionsschutzgesetz festgelegten Grenzwerte für Neubaustraßen – sie erlauben einen maximalen 

Lärmpegel von 65 Dezibel tagsüber und 55 Dezibel nachts – seien sehr ambitioniert, so Lottsiepen. "Aber ideal wäre, 

wenn in einem Gesetz festgeschrieben wäre, dass alle Straßen in zehn Jahren diese Werte erreichen müssen. Dann 

wären wir in Sachen Lärmschutz schon sehr weit."  

Niedrigtourig fahren heißt leiser fahren  

Bis es so weit ist, müssen Kommunen die Sache selbst in die Hand nehmen. Durch eine Reihe von Einzelmaßnah-

men lässt sich der Verkehrslärm in Innenstädten hörbar reduzieren. Tempo 30 in Wohngebieten und Tempo 100 

auf Autobahnen, Nachtfahrverbote für Lkw, die Bündelung des Durchgangsverkehrs auf einige wenige Straßen und 

Flüsterasphalt auf Fahrbahnen – das sind nur einige der Maßnahmen, die Lärm um einen bis fünf Dezibel verringern. 

Das ist in der Regel extrem preiswert. Nur Flüsterasphalt, lärmdämpfender Straßenbelag, ist etwas teurer. Auch mit 

einem gut ausgebauten Öffentlichen Personennahverkehr und einem flächendeckenden Netz von Fahrradwegen 

lässt sich der Pkw-Verkehr eindämmen. Wie das geht, machen Städte wie Erlangen oder Freiburg seit Jahren vor.  

Viele Bürger vergessen auch, dass  

sie durch ihr eigenes Verhalten oft selbst Lärm verursachen. "Fast jedes Opfer ist auch ein ‘Täter’", beschreibt Lott-

siepen das Dilemma. Jeder müsse sich fragen, ob er für den Weg zum Supermarkt um die Ecke nicht auch das Fahr-

rad benutzen könne. Wer aufs Auto nicht verzichten kann, sollte niedrigtourig fahren – und nachts nicht durch 

Wohngebiete rasen. Denn ein Auto, das 50 Stundenkilometer im zweiten Gang fährt, wird genauso laut empfunden 

wie 20 Autos, die bei gleicher Geschwindigkeit im vierten Gang fahren. "Lärmarmes und umweltschonendes Fahren 

muss schon in den Fahrschulen vermittelt werden", so Ludger Visse. Das senke übrigens auch die Spritkosten.  

Von der Autoindustrie erwarten die beiden Verbandsvertreter ebenfalls mehr Engagement in Sachen Lärmbe-

kämpfung. Ein Blauer Engel für lärmarme Reifen wäre, so Lottsiepen, möglich und sinnvoll. Doch die Reifenindustrie 

weigert sich, ein entsprechendes Umweltsiegel einzuführen. Für Kunden bietet bisher nur eine TÜV-Reifenmessung 

aus dem Jahr 1999, die über das Umweltbundesamt erhältlich ist, Orientierung. Ein weiterer Kritikpunkt: Autos sind 

heute innen so leise, dass Fahrer die Außenwelt gar nicht mehr richtig wahrnehmen. Eine Lärmanzeige könnte hier 

wieder das Bewusstsein schärfen, meint Visse.  

Dass eine verzahnte Verkehrs- und Stadtplanung Erfolg haben kann, zeigt das Beispiel Hennigsdorf. Die Industrie-

stadt im Norden Berlins hat sich als eine der ersten Kommunen in Deutschland daran gemacht, einen Lärmminde-

rungsplan zu erstellen. Der ist im Bundesimmissionsschutzgesetz für Kommunen ab 20 000 Einwohnern vorge-

schrieben. Zusammen mit dem Aachener Planungsbüro Richter-Richard entwickelten die Hennigsdorfer 1996 ein 

kombiniertes Konzept zur Flächennutzung, Verkehrsentwicklung und Lärmminderung. Seitdem wurden die Vor-

schläge, im Gegensatz zu einigen anderen Städten, konsequent umgesetzt. Das bestätigt auch Stadtplaner Jochen 

Richard.  

Wie Kommunen den Lärm reduzieren  

Das Ergebnis kann sich sehen lassen: Die Anzahl der vom Lärm betroffenen Einwohner in Henningsdorf ist, laut 

einer Analyse des Lärmkontors Hamburg, um rund 20 Prozent gesunken. Das Rezept klingt simpel: Breitere Bürger-

steige und eine Fußgängerzone laden zum Schlendern ein. Neue Radwege wurden gebaut, alte saniert und Bi-

ke-and-ride-Anlagen an Bushaltestellen und am Bahnhof eingerichtet. Mehr Busse auf mehr Linien verbinden 

Wohngebiet, Bahnhofsgegend und Gewerbegebiet. Seit 1998 gibt es einen S-Bahn-Anschluss nach Berlin.  

Dort, wo sich der Autoverkehr absolut nicht vermeiden lässt, wird er bewusst gelenkt: Über eine Parkraumbewirt-
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schaftung in der Innenstadt und Tempo-30-Zonen in Wohngebieten. Der Durchgangsverkehr wird auf wenige Stra-

ßen beschränkt. Alles Maßnahmen, die den innerstädtischen Autoverkehr deutlich vermindert haben, und eines 

zeigen: Eine lärmarme Stadt ist in erster Linie eine Stadt der kurzen Wege.  
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PRO-HERTEN zur Bedeutung von Ausländerbeiräten 

Ausländerbeiräte fordern eine Anerkennung 

von Zweisprachigkeit als Integrationsvoraussetzung 

Migrantenorganisationen und Migrantenselbsthilfeorganisationenspielen spielen eine bedeutsame Rolle in der 

Integrationspolitik. Dazu gehören auch die Ausländerbeiräte. Landesweit sind sie organisiert in der LAGA, Landes-

arbeitsgemeinschaft der Migrantenvertretungen (vormals der LAG-Ausländerbeiräte) in NRW. Speziell in der Frage 

der Sprachförderung tragen sie die wichtige Forderung nach Anerkennung der Zweisprachigkeit als Integrationsvo-

raussetzung 

vor. Die LAGA behandelt das Thema in lesenswerten Broschüren, z.B. “Aus vielen Quellen schöpfen, Mehrsprachig-

keit, religiöse und kulturelle Identität - eine Bereicherung für diese Gesellschaft” (Quelle: 

http://laga-nrw.de/VEROEFFL.html. Dies Heftchen ist auch erhältlich bei Flüchtlingsrat Herten, c/o Haus der Kultu-

ren). 

Pro-Herten stellt sich mit Nachdruck hinter dies Konzept einer bilingualen Sprachförderung 

Pro- Herten hatte anlässlich der öffentlicher Kritik am Konzept der Ausländerbeiräte deren Kompetenzuausweitung 

gefordert. Dabei hatten wir bereits auf die zunehmende Zahl der Hertener Bürger mit Migrationshintergrund (d.h. 

Erwachsene oder Kinder, die entweder selbst oder deren  Eltern zugewandert sind) hingewiesen, deren Teilhabe-

möglichkeiten an der Gesellschaft weitaus unterentwickelt ist. Zu den wenigen offiziellen kommunalen Institutio-

nen der Mitwirkung von Migranten gehören die Ausländerbeiräte. Ihnen kommt also auch beim Thema Sprachen 

eine wichtige Rolle zu. Auch hatten wir angemerkt, dass den aus anderen Ländern zugewanderten Hertener Bür-

gern eine Schlüsselrolle bei der Lösung vieler sozialer und ökonomischer Probleme zufällt. Selbstverständlich spielt 

dabei die Fähigkeit, die Deutsche Sprache zu beherrschen, eine entscheidende Rolle, und auch der Zugang der 

nichtdeutschen Kinder und Jugendlichen in die Schulen und im Arbeitsleben wird entscheidend hiervon abhängen. 

Schulen, Verwaltung und Politik arbeiten seit einiger Zeit an dieser Integrationsaufgabe; das Lernen der deutschen 

Sprache ist erfreulicherweise zu einem zentralen politischen Anliegen geworden. Vor der Erwartung automatisch 

eintretender Erfolge sei gerade deswegen gewarnt. Bei alledem ist das Thema "Sprachliche Integration" nämlich 

alles andere als erschöpfend abgehandelt; der Weg ist noch sehr weit. 

Pro-Herten möchte deshalb an dieser Stelle daran erinnern, dass dem ersten Schritt dringend weitere folgen müs-

sen. Nach wie vor wird die Diskussion um die Sprachkompetenz defizit-orientiert geführt. 

Die ´natürliche´ Zweisprachigkeit der Einwanderer muss erst noch als Chance für eine moderne Gesellschaft er-

kannt werden. Wir halten die Erkenntnis für entscheidend wichtig, dass der Zugang zur deutschen Sprache nicht im 

Widerspruch zu einer Stärkung der Muttersprache in den Migrantenfamilien steht. Im Gegenteil: es kommt darauf 

an, gerade die jeweilige Erstsprache - sei es Türkisch, Griechisch, Französisch, Serbokroatisch oder eine der anderen 

Sprachen - im Elternhaus und in der Schule zu fördern, dort muss deshalb der Muttersprachliche Unterricht ent-

scheidend aufgestockt und intensiviert werden. Grundschulen sollen zweisprachig werden. Die Forderung ist ange-

sichts einer auch in der Politik weit verbreiteten Ungeduld gegenüber den oft mangelhaften Sprachkenntnissen von 

"Ausländern der dritten Generation" nicht unbedingt populär. 

Sie entspricht aber sowohl den sprachwissenschaftlichen Erkenntnissen als auch allen (!) Erfahrungen und Forde-
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rungen von Praktikern. So z.B. auch Dr. Schweitzer, Leiter der RAA Essen, deren Konzept (”Essener Modell”) hier 

eine Schwerpunkt setzt. 

Den vollständigen Artikel finden Sie unter: Pro-Herten    (MMS) 
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Im nachfolgenden Artikel findet sich Pro-Herten in der Argumentation bezüglich der Ausweisung von neuen Bauge-

bieten (z.B. am Waldfriedhof) bestätigt. Bei einer nachweislich rückläufigen Einwohnerzahl könnte sich unsere 

Verwaltung, sowie Politik daran messen lassen, wie vorzugsweise vorhandene Baubrachen (z.B. Feldstraße) "reno-

viert" werden, bevor auch (Urton Altbürgermeister Willi Wessel) "der letzte Garten zubetoniert wird." 

+++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++ 

Der Artikel, Quelle dpa 

 

Sachverständige: Starker Flächenverbrauch in Deutschland  

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat eine stärkere Beachtung des Naturschutzes gefordert und vor allem 

den anhaltend starken Flächenverbrauch in Deutschland kritisiert.  

 

Berlin (dpa) - Der Rat legte am Donnerstag in Berlin ein Sondergutachten mit dem Titel «Stärkung und Neuorien-

tierung des Naturschutzes» vor. Dem zufolge liegt der Flächenverbrauch derzeit bei 130 Hektar pro Tag. Die Bun-

desregierung will ihn bis 2020 auf 30 Hektar zurückführen. Umweltminister Jürgen Trittin (Grüne) wertete das Gut-

achten als Bestätigung seiner Politik. 

 

Der Sachverständigenrat empfiehlt unter anderem eine stärkere «Nachverdichtung» in Städten statt der Auswei-

sung neuer Baugebiete und das «Recycling» genutzter Flächen. Vorgeschlagen wird außerdem eine Abgabe auf die 

Versiegelung der Böden durch die Bebauung.  

 

Nach Ansicht des Gremiums ist der Naturschutz immer noch in einer extrem schwachen Position, wenn es vor Ort 

um seine konkrete Umsetzung gehe, kritisierte der Vorsitzende des Sachverständigenrats, Martin Jänicke. 

 

Positiv bewertet der Rat die im April in Kraft getretene Neuregelung des Naturschutzgesetzes. Jetzt müsse das dort 

Festgelegte aber auch umgesetzt werden, forderte Jänicke. Dass der Naturschutz noch immer einen zu schwachen 

Stellenwert genieße, sei nicht dem Umweltministerium zuzuschreiben.  

 

Die Kritik richte sich vielmehr an die anderen Ministerien, in denen naturschutzrechtliche Belange zu wenig beach-

tet würden. Trittin bestätigte, der Naturschutz müsse aus der Nische geholt werden. Dazu sollte die Landwirtschaft 

künftig noch stärker naturverträglich ausgerichtet. 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist ein siebenköpfiges Gremium von Wissenschaftlern, das die Bundes-

regierung berät. 

Für Pro-Herten eine wichtige Aussage für weitere Planungen im Stadtgebiet von Herten im Bezug auf Flä-

chen-Management und  Ausweisung neuer (unnütze) Bebauungsflächen. 

Keine Traumschlösser, sondern den jetzigen Status quo verbessern. 

 



Zurück 
 31 

++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++++ 

Die demographische Lage 2000 in Deutschland  

Quelle(BUNDESINSTITUT FÜR BEVÖLKERUNGSFORSCHUNG, Karl Schwarz) 

 

Zu Beginn des Jahres 2000 lebten in Deutschland 82,2 Millionen Menschen, darunter 7,3 Millionen oder 9 % Aus-

länder. In den letzten Jahren hat sich die Bevölkerungszunahme verlangsamt. Es gibt dafür zwei Gründe: Der an-

haltende Überschuss der Sterbefälle über die Geburten, von im Jahr 1999 fast 80 000, und der geringer gewordene 

Überschuss der Zuzüge über die Fortzüge. Durch die Rückkehr vieler Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien und dem 

Kosovo entstand in den Jahren 1997/98 bei den Ausländern sogar eine negative Wanderungsbilanz, welche durch 

die andauernde Zuwanderung von deutschstämmigen Spätaussiedlern aber ausgeglichen wurde. 

 

Der Bevölkerungsanteil der 60-Jährigen und Älteren beträgt jetzt 23 %, der Anteil der Kinder und Jugendlichen 

unter 20 Jahren 21 %. Bei den in Deutschland lebenden Ausländern sind es dagegen 8 bzw. 27 %. Ohne weitere 

Zuwanderung wäre in den kommenden Jahrzehnten eine sich beschleunigende Bevölkerungsabnahme, verbunden 

mit einem sich 40 % nähernden Anteil von Personen im Alter von 60 und mehr Jahren zu erwarten. Doch ist selbst 

bei einer einen allzu großen Bevölkerungsrückgang verhindernden Zuwanderung davon auszugehen, dass der Be-

völkerungsanteil der über 60-Jährigen weiter auf über 30 % steigt. 

 

Innerhalb Deutschlands ist das Ausmaß der Bevölkerungsverschiebung von den neuen in die alten Bundesländer 

geringer geworden, denn inzwischen besteht eine fast ausgeglichene Wanderungsbilanz. Für die alten Bundeslän-

der ergaben sich Ende 1998 66,7 und für die neuen Bundesländer 15,3 Millionen Einwohner. Im Jahr 1990 waren es 

63,7 bzw. 16,0 Millionen. 

 

Seit etwa 30 Jahren ist eine sehr große Abnahme der Heiratsbereitschaft zu verzeichnen. Das könnte dazu führen, 

dass von jüngeren Männern und Frauen fast ein Drittel zeitlebens ledig bleiben wird. Anders als früher ist Heiraten 

also nicht mehr selbstverständlich. Die bisherige Entwicklung war mit einer starken Zunahme des Heiratsalters 

verbunden. Für 1998 wurden zwar rund 2 Millionen nichteheliche Gemeinschaften zusammenwohnender Männer 

und Frauen ermittelt, ihre starke Zunahme blieb jedoch hinter der Zunahme der Zahl der im Heiratsalter stehenden 

Ledigen bei weitem zurück. Nur in 28 % der nichtehelichen Lebensgemeinschaften leben Kinder. 

 

Neuerdings wird jede dritte Ehe geschieden. Wiederverheiratungen finden seltener als früher statt. Von den 1998 

über 192 000 geschiedenen Ehen hatten 52 % minderjährige Kinder. Bleibt es bei der heutigen Scheidungshäufig-

keit, wird fast jedes fünfte ehelich geborene Kind eines Tages Scheidungswaise. 

 

Schon seit etwa 25 Jahren liegt das Geburtenniveau um etwa ein Drittel unter dem Stand, der für den sog. Genera-

tionenersatz erforderlich ist. Nach der sog. Zusammengefassten Geburtenziffer gab es 1998 in Westdeutschland 

141 Kinder je 100 Frauen, nach der Mikrozensuserhebung 1998 kamen auf 100 35- bis 39-jährige Frauen 143 im 

Haushalt lebende Kinder. Bei den verheirateten und mit dem Mann zusammenlebenden Frauen waren es 173 Kin-

der. Von allen 35- bis 39-jährigen Frauen waren 26 % kinderlos geblieben, von den verheirateten 13 %. Noch weit 

größer ist die Kinderlosigkeit in den großen Städten, wo schon heute bis zu einem Drittel der fast 40 Jahre alten 

Frauen unverheiratet geblieben sind. Der Anteil der nichtehelich geborenen Kinder hat in Westdeutschland 16 und 

in den neuen Bundesländern 47 % erreicht. Dabei ist allerdings in Betracht zu ziehen, dass rund ein Drittel der Kin-

der durch spätere Heirat beider Eltern ehelich wird und ein weiteres Drittel durch Heirat der Mutter mit einem 

anderen Mann als den Vater des Kindes in einer vollständigen Familie aufwächst. 

 

Die Lebenserwartung, das zusammenfassende Maß der Sterblichkeitsentwicklung, hat weiter zugenommen. Für 

neugeborene Knaben beträgt sie jetzt 74 und für Mädchen 80 Jahre. Ein 60-jähriger Mann kann nach der Sterbeta-
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fel 1996/98 noch mit weiteren fast 19 Jahren rechnen und eine gleichaltrige Frau mit 23 Jahren. Das bedeutet für 

die 60-Jährigen in den vergangenen rund 25 Jahren eine Lebensverlängerung um rund vier Jahre. Nach der Tafel 

1996/98 sterben nur noch 14 % der Männer und 7 % der Frauen vor dem 60. Lebensjahr. Die Bedeutung dieser 

Entwicklung für die Altersversorgungssysteme, das Gesundheitswesen und die Altenpflege ist offensichtlich und 

schwerwiegend. Es ergeben sich daraus aber auch Auswirkungen auf die Struktur des Erwerbspotentials, die Fami-

lie, die Kultur und die Machtverhältnisse in der Gesellschaft. 

 

Wegen der Abnahme der Heiratsbereitschaft und der Kinderzahlen, aber auch wegen der Zunahme der Eheschei-

dungen und der fortschreitenden Alterung der Bevölkerung hat sich die durchschnittliche Personenzahl der Haus-

halte stark vermindert. Die Haushalte aus nur einer Person machen jetzt 35 % aller Haushalte aus, in denen aller-

dings nur 16 % der Bevölkerung leben. Von 1972 bis 1999 hat sich ihre Zahl verdoppelt. Rund ein Drittel der Haus-

halte besteht aus Eheleuten bzw. Alleinerziehenden mit ihren Kindern. Vor 25 Jahren waren das noch 46 %. Haus-

halte, deren Mitglieder drei oder mehr Generationen angehören, gibt es fast überhaupt nicht mehr. Aus solchen 

und ähnlichen Befunden darf aber nicht vorschnell auf Vereinsamung der Menschen geschlossen werden. 

 

Im April 1999 wurden im Rahmen des Mikrozensus 40,5 Millionen Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Erwerbs-

lose) ermittelt, davon 32,3 Millionen im Gebiet der alten und 8,2 Millionen im Gebiet der neuen Bundesländer. 4,1 

Millionen oder 10 % waren erwerbslos. Von den 7,3 Millionen Ausländern in Deutschland, darunter 3,6 Millionen 

Erwerbspersonen, waren 18 % erwerbslos. 

 

Die stark gestiegene Erwerbsbeteiligung der Frauen kommt darin zum Ausdruck, dass sich 1999 für 15- bis 

64-jährige Frauen in den alten Bundesländern eine Erwerbsquote von 62,2 % (1972 erst 47,7 %) ergab und in den 

neuen von 73,2 %. Die hohe Zunahme der Erwerbsbeteiligung der Frauen in den alten Bundesländern, trotz Ver-

längerung der Schulbesuchszeiten und früherem Ruhestand, sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass insbeson-

dere der Anstieg der Erwerbsquoten der verheirateten Frauen weitgehend auf einer sehr starken Zunahme der 

Teilzeitbeschäftigung beruht. In den alten Bundesländern haben 1999 42,5 % der als Beamtinnen, Angestellte oder 

Arbeiterinnen beschäftigen Frauen angegeben, dass ihre Wochenarbeitszeit nicht mehr als 31 Stunden beträgt. Die 

Hälfte dieser Frauen arbeitete weniger als 20 Stunden. Dagegen beträgt die Teilzeitquote der abhängig beschäftig-

ten Männer nur 5 %. Es wäre gut, wenn bei der Beurteilung der Frauenerwerbstätigkeit dieser sehr große Unter-

schied mehr Beachtung finden würde. Sicher ist, dass viele Frauen mit Teilzeitbeschäftigung keinesfalls den Le-

bensunterhalt bestreiten und für eine ausreichende Alterssicherung sorgen können. 

 

Der Verfasser berichtet in erster Linie über demographische Fakten, von denen er glaubt, dass sie heute besonde-

res Interesse finden. Dazu gehört auch die Absicht, den Leser immer wieder auf Aspekte aufmerksam zu machen, 

die sich aus der Anwesenheit von über sieben Millionen Ausländern in Deutschland ergeben. 

 

Der Bericht kann und will nicht die Spezialveröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes ersetzen. Dazu gehö-

ren aus der Fachserie 1 "Bevölkerung und Erwerbstätigkeit" insbesondere die jährlich erscheinenden Hefte der 

Reihe 1 "Gebiet und Bevölkerung", der Reihe 2 "Ausländische Bevölkerung", der Reihe 3 "Haushalte und Familien" 

und der Reihe 4 "Erwerbstätigkeit" mit mehreren Heften zu Unterthemen. Bezüglich dieser Quellen konnte sich der 

Verfasser mit dem Hinweis "Statistisches Bundesamt" begnügen, wenn nur dieses in Frage kam. Handelte es sich 

um Aufsätze aus "Wirtschaft und Statistik" bzw. unveröffentlichtes Material des Statistischen Bundesamtes, ist der 

Hinweis entsprechend präzisiert worden. 
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Arbeitsmarkt Herten: Zukunftschancen durch Strukturwandel? 

 

Dringend fordert Pro-Herten ein neues Nachdenken! 

 

Trägt ein erfolgreicher Strukturwandel zur Entspannung der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit bei? Anhand zweier 

aufschlussreicher Nachrichten aus dem vergangenen Monat geht Pro-Herten der Frage nach, welche Entwicklungen 

des Arbeitsmarktes in Herten und der gesamten Region zu erwarten sein werden. 

 

Nachricht 1. 

Anfang Juli hatten die Gutachter des Institutes für Arbeit und Technik in Gelsenkirchen der Stadt Herten eine Auf-

tragsarbeit abgeliefert. “Zukunftsweisende" Innovationsschwerpunkte sollten aufgezeigt werden, um der durch den 

Rückzug des Bergbaus schwer getroffenen Stadt einen Weg aus der Krise zu  ermöglichen. Die IAT benannten den 

Hertener Wirtschaftsförderern drei Leitprojekte: Wasserstoff-Kompetenzzentrum, Ansiedlung weiterer Recyc-

ling-Betriebe, die Firma Fresenius. Außerdem seien die Bereiche Logistik, Informations- und Kommunikationstech-

nik sowie Gesundheit besonders interessant.  

 

Alles in allem hatten die Gutachter also der Stadt das auf die Agenda geschrieben, worum Wirtschaftsförderer sich 

derzeit landauf landab bemühen.  Innovative Erkenntnisse hatten die Gelsenkirchener jedenfalls nicht vorzutragen, 

was sicherlich  nicht ihnen anzulasten ist. Denn bekanntlich ist Strukturwandel ein sehr mühsames Geschäft, bei 

dem langfristig so gut wie jede Illusion - nicht nur im einst mit hohen Erwartungen befrachteten IT- Sektor - auf der 

Strecke bleibt.  

Wie sind überhaupt die Chancen dieses Strukturwandels hinsichtlich des Arbeitsmarktes einzuschätzen? 

 

Nachricht 2. 

Ende Juli liefert das Arbeitsamt Recklinghausen eine hochinteressante 10-Jahres-Bilanz. Danach stellen sich die 

Auswirkungen des Strukturwandels über diesen Zeitraum hinweg in folgen Zahlen dar: 22.600 Arbeitsplätze sind 

abgebaut worden, davon 17.500 im Bergbau, 3000 im Baugewerbe, 1500 im Handel.  

Besonders junge Menschen sind von dieser Entindustrialisierung betroffen, die Zahl junger Menschen unter 25 

Jahren in Arbeit sank von 32.000 auf 19.500.  Das entspricht einem Verlust von 39 % der Stellen! 

 

Die Langzeit-Bilanz des Arbeitsamtes enthält eine wichtige Botschaft, weil sie die Illusionen und des politischen 

Alltags beiseite räumt.    

 

1. Pro-Herten kommt damit zu folgender nüchternen Erkenntnis:  Mindestens im nördlichen Revier stellt sich der 

aktuelle Strukturwandel als ein Prozess dar, bei welchem Arbeitsplätze in ungeheuer großem Umfang verloren 

gingen und weiter verloren gehen werden. Neuansiedlung von Industrie und Gewerbe schafft einerseits neue Ar-

beitsplätze, v.a. im Dienstleistungs- und Gewerbebereich. Andererseits liegt deren Größenordnung um Klassen 

unter den Arbeitsplatzkapazitäten der liquidierten Industrieunternehmen. 

 

2. Für Herten bedeutet das, dass trotz intensivster Bemühungen mit einer weiteren Abnahme von Arbeitsplätzen zu 

rechnen sein wird. Dieser Effekt wird jedoch Herten weniger als das Revier in seiner Gesamtheit betreffen, weil 

Herten mit dem Rückzug des Bergbaus am Tiefpunkt dieser Entwicklung angelangt ist. Allerdings verschleiert die 

Mobilität der Hertener Bergleute derzeit noch das volle Ausmaß des Verlustes. Am dramatischsten zeigt sich die 

Misere daher im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit 

 

3. Pro-Herten fordert Parteien und Stadtverwaltung auf, unverzüglich diese Diskussion zu beginnen, dabei Illusio-
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nen beiseite zu räumen, um die notwendigen Konsequenzen aus der dramatischen Lage am Arbeitsmarkt zu ziehen.  

“Mit Arbeitsmarktpolitik allein ist dem Problem nicht beizukommen", sagt Hartmut Hauschild, der Leiter des Ar-

beitsamtes Recklinghausen. “...    es müssen alle Verantwortlichen an einen Tisch." (mms)  

======================================== 

 Wir von Pro-Herten verfolgen mit Spannung die einlaufenden Ergebnisse zum Einwohnerzeugnis. Wir ha-

ben angekündigt, dass erst Anfang nächsten Jahres eine vollständige Auswertung erfolgen kann (aktualisierte Teil-

ergebnisse werden in grafischer Form ständig bekannt gegeben).  

Ohne diesem Ergebnis vorgreifen zu wollen macht es Sinn, bei besonders auffälligen Angaben bereits heute Über-

legungen aufzuzeigen.  

Das hat insbesondere mit den Anmerkungen junger Leute zu tun, die mir persönlich bekannt sind. Denn nach deren 

Anmerkungen müssten sie eigentlich „Rechtsradikale“ sein. Sind sie aber nicht, obwohl jemand gar mit „Rudolf 

Hess“ gezeichnet hat! Denn in diese Gruppe integriert sind auch ausländische Jugendliche. Was fängt man dann mit 

den Äußerungen an? 

Auf Nachfrage von mir gaben sie klipp und klar Auskunft: Die jungen Mädchen beklagten sich über die eindeutigen 

und unmissverständlichen Angebote junger Ausländer – ausdrücklich junger Türken - wenn sie an einer solchen 

Gruppe vorbeikommen. Die jungen Männer störten sich am Imponiergehabe der ausländischen Jugendlichen. Das 

wurde zum Teil sehr konkret. 

Der Hinweis von mir, dass ähnliches aber sicher für fast alle jungen Leute gelte, die Probleme haben erwachsen zu 

werden, wurde nicht gelten gelassen. Natürlich wurde auch eingeräumt, dass man das nicht verallgemeinern könne, 

schließlich gäbe es auch anständige Ausländer. Nur die Parolen – Ausländer raus, zu viele Ausländer hier, usw. – 

stehen nun undifferenziert auf den Einwohnerzeugnissen.  

Man muss den jungen Leuten Recht geben, wenn sie sich über Verhaltensweisen junger Ausländer beschweren, die 

auch bei Deutschen so kritisiert würden. Bedenklich wird es, wenn ganze Gruppen – nämlich „die Ausländer“ – 

durch berechtigte Einzelkritik in „Sippenhaft“ genommen werden. Hier zeigt sich das eigentliche Problem – die 

Rechtsextremen haben es tatsächlich geschafft, dass ihre Ideologie der „Ausländerfeindlichkeit“ in weiten Teilen 

der Gesellschaft – nicht nur bei Jugendlichen - greift. Selbst wenn im persönlichen Umgang mit „Auslän-

dern“ durchaus differenziert wird, äußert sich das nicht in den platten Sprüchen.  

Etwas anderes ist weiterhin auffallend. Ein anderer Jugendlicher gab als Namen „Karl Arsch“ an. Offenbar trifft auch 

das die Stimmung der jungen Leute. Desillusioniert und pessimistisch geben sie auf diese Weise die Rolle wieder, 

die ihnen ihrer Meinung nach die Gesellschaft zuweist.  

Beide Beobachtungen haben miteinander zu tun. Die Neigung rechtsextremen platten Sprüchen auf den Leim zu 

gehen und andererseits die Empfindung ihrer eigenen Rolle in unserer Gesellschaft. Dass hier „pädagogi-

sche“ Maßnahmen längst nicht mehr greifen, dürfte einsichtig sein, denn intellektuell bekommen die jungen Leute 

Differenzierungen durchaus auf die Reihe. Ihre Perspektivlosigkeit ist es, die zu Mitteln der „Ab- und Ausgren-

zung“ führt.  

 

Politisch dürfte die Situation gar nicht so unerwünscht sein. Solange sich - nicht nur - junge Leute an ihren „Feind-

bildern“ abarbeiten ist die Politik nicht gezwungen tatsächlich etwas für sie zu tun. Immerhin kämpft die Politik mit 

ihren leeren Kassen, die sie in Steuergeschenken an die „armen Not leidenden Superkonzerne“ und deren sich 

selbst bereichernden Managern selbst zu verantworten hat. Wenn das Hertener Werteforum ein wichtiges Ergeb-

nis gebracht hatte, dann doch dieses: Spitzenreiter bei den gewünschten Werten ist „Gerechtigkeit“. Das dürfte 

inzwischen der meist vermisste Wert sein. Anlass zum Nachdenken liefert diese Angabe ganz sicher.  

Wer weiter „Spitzensteuersätze“ senken, Steuerlasten auf die Armen verteilen will, sollte sich vergegenwärtigen, 

was sich politisch zusammenbraut. Auch die Kommunen dürfen solche Entwicklungen nicht treiben lassen. Es wird 

Zeit - ohne politische Rücksichtnahme auf die jeweiligen Regierungen - finanzielle Ansprüche einzuklagen, um 

kommunale Handlungsfähigkeiten wieder herzustellen. Die Zeit der Lippenbekenntnisse ist vorbei, es ist Zeit zu 

handeln! 
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6.Aug.2002 (hhh) 
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Kritik der Parteiendemokratie - der Zeuge Karl Jaspers  

"Die Parteien wirken bei der Willensbildung des Volkes mit", lautet Artikel 21 des Grundgesetzes. Damit  ist für die 

Verfassung der Bundesrepublik klargestellt, dass zwar die politischen Parteien eine wichtige Rolle spielen sollen, 

dass neben ihnen aber  Raum für andere Formen der politischen Betätigung vorgesehen ist. 

 

 

Dass entgegen dieser Verfassungsvorgabe die Parteien alle politischen Felder dominieren und sich oftmals für den 

zentralen und einzig legitimen Ort für politische Meinungsbildung halten, entspricht der allgemeinen Wahrneh-

mung. Daran hat sich ungeachtet einer breiteten Kritik nichts geändert. Das Unbehagen ist weit verbreitet und den 

Parteien wird immer weniger Vertrauen entgegengebracht. Dies kann sich keine Demokratie auf Dauer leisten. 

 

Bereits vor mehr als 30 Jahren hat sich der Philosoph Karl Jaspers mit der problematischen Rolle der Parteien in der 

Demokratie auseinandergesetzt. Seine Überlegungen sind heute mindestens so aktuell wie damals:  

 

"Man kann kaum behaupten, daß in der Bundesrepublik eine politische Willensbildung des Volkes stattfindet. Die 

Unkenntnis der meisten ist erschreckend groß. Die Parteien informieren und unterrichten das Volk nicht und er-

ziehen es nicht zum Denken. Bei den Wahlen operieren sie nach Prinzipien der Reklametechnik. Ihre Handlungen 

bedenken die materiellen Interessen von Gruppen, deren Stimmen sie erwerben möchten. 

»Ihre Gründung ist frei.« Das ist nur formal richtig. In der Tat ist das Übergewicht der bestehenden Parteien durch 

ihre Organisation und ihre Geldmittel so groß, daß neue Parteigründungen kaum eine Chance haben. Die großen 

Parteien sind selbständige Mächte geworden." 

 

Soweit das Jaspers-Zitat - der bevorstehende Wahlkampf wird wieder einmal unter Beweis stellen, wie richtig der 

Analytiker damit lag. Aber die heutige Wirklichkeit stellt  in den Schatten, was Jaspers damals erlebt hat. Die von 

ihm kritisierte - heute eher harmos und unschuldig wirkende - "Reklametechnik" ist zu einem Instrument herange-

wachsen, das in Wahlkampfzeiten die gesamte Politik bestimmt. Nichts geschieht dann mehr außerhalb dieses 

Rahmens der politischen Inszenierung. Politik ist nicht mehr an Inhalten interessiert, sondern wird zu  Show; in der 

nichts mehr wirklich so gemeint ist, wie es klingt. Es gehört daher inzwischen zum zynischen Grundwissen der 

Wähler, dass hinterher alles ganz anders kommt. 

 

Der neu gegründeten politische Gruppierung Pro-Herten ist mehrfach unterstellt worden, sie wolle als Partei zur 

Wahl antreten. Oben Gesagtes sollte genügend klar stellen, dass keiner der Beteiligten aus der Arbeitsgemeinschaft 

hieran im Entferntesten daran denkt. Von Anfang an gelten vielmehr alle konzeptionellen Überlegungen der Frage, 

wie politische Betätigung neben der Parteienlandschaft möglich sein könnte: 

Pro-herten versteht sich somit als überparteiliche, jedoch betont politische Gruppierung, deren Aufgabe darin be-

stehen soll, neben anderen an der politischen Meinungsbildung mitzuwirken. (mms), 11. August 2002 

 

 

Präsentiert dort von der Stiftung Mitarbeit,  http//:www.mitarbeit.de  

Zivilcourage   
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   Der Duden erklärt: 

Zivilcourage: mutiges Verhalten, mit dem jemand seinen Unmut über etwas ohne Rücksicht auf mögliche Nachteile 

gegenüber Obrigkeiten, Vorgesetzten o.ä. zum Ausdruck bringt. 

 

Courage: Beherztheit, Schneid, Mut (in Bezug auf eine nur ungern vorgenommene Handlung) 

zivil: 1. bürgerlich, Gegensatz militärisch, 2. anständig, annehmbar 

Kurt Singer erklärt Zivilcourage wie folgt: 

»Zivilcourage ist eine demokratische Tugend. Bürger nehmen sich das im Grundgesetz zugesicherte Recht auf freie 

Meinungsäußerung. Sie treten aus dem Untertanengehorsam gegenüber der Obrigkeit heraus und mischen sich 

öffentlich ein, um etwas zu verändern. ... 

Zivilcourage bezeichnet den Mut, öffentlich die eigene Überzeugung zu äußern – auch wenn diese der Ansicht an-

derer Menschen entgegensteht, den Macht Habenden missfällt, den Vorgesetzten widerspricht, der Obrigkeit zu-

widerläuft. Der Einzelne gibt sich mit seinem kritischen Denken zu erkennen. ... 

Zivilcouragierte Bürgerinnen und Bürger haben den Mut, sich ihres Verstandes zu bedienen. Sie erwerben Sachver-

ständnis, wagen zu denken, zu fragen und zu argumentieren. ... 

Zivilcourage ist ein kritisch wachsames Aufdecken, ein Wider-Stehen, ein Sich-entgegen-Stellen, 

Für-etwas-Eintreten. Für Menschen, die freimütig sagen, was sie denken, kann sich das nachteilig auswirken. Solch 

persönliche Benachteiligung durch couragiertes Handeln wird bewusst riskiert und angenommen. In der Spannung 

zwischen Gehorsam und Widerspruch verwirklicht sich persönliche Freiheit. 

Inhalte der Zivilcourage sind nicht privat, sondern öffentlich bedeutsam und am Gemeinwohl orientiert. Es handelt 

sich um Probleme, die alle angehen, sie sind politisch. Bürgermut bewährt sich ... dort, wo ... Unrecht geschieht und 

dies durch couragierte Stellungnahme verhindert werden soll. ... 

Zivilcourage ist gewaltfrei: sich mit Mut »zivil« mit anderen auseinander zu setzen. Es geht nicht nur darum, sich 

mit den sachlichen Argumenten, sondern auch mit den eigenen Gefühlen erkennen zu geben. Zivilcourage ist nicht 

Furchtlosigkeit; sie geschieht in Auseinandersetzung mit der Angst. 

Zivilcourage ... orientiert sich an menschlichen Grundwerten und am persönlichen Gewissen. ... 

 

Zivilcourage ist die Tapferkeit des Herzens.« 

 

Nach Dieter Lünse, Jörg Rohweder und Volker Baisch 

ist zivilcouragiertes Handeln durch Dritte nötig, wenn zwei sich streiten und einander drohen zu verletzen oder sich 

sprachliche oder körperliche Schläge versetzt haben. Zivilcouragiertes Eingreifen kann das Opfer schützen oder 

notwendige Regeln für die Auseinandersetzung durchsetzen. Dies kann geschehen, indem ein Täter vom Opfer 

abgehalten wird oder aber das Opfer gestärkt wird und so für ein Gleichgewicht und eine faire Auseinandersetzung 

gesorgt wird. 

 

Zivilcourage ist eine Kompetenz in Konflikten, die 

 

»nichts mit Mannhaftigkeit oder Heldentum zu tun hat. Es geht um die Stärkung von Schwächeren. ... 

 

Zivilcourage verlangt unabhängige Menschen, die frei genug sind, Gruppenmeinungen zu widerstehen, die sich 

aber auch genug für Andere interessieren und einsetzen. 

 

Zivilcourage bezieht auch das Übertreten bestehender Normen mit ein, wenn dies menschlichen Zielen dient. 

 

Zivilcourage verlangt den Sprung ins Ungewisse mit der Gewissheit, sich für die Menschen einzusetzen. 
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Zivilcourage erfordert Urteilsvermögen.«  

 

 

Worauf es ankommt ist hiernach, dass Zivilcourage für wirksame Handlungen, für konkretes Tun steht. Zivilcoura-

giertes Verhalten meint nicht nur Hilfe für das Opfer einer Gewalttat, sondern steht ebenso für prosoziales Verhal-

ten, für Nichtanpassung (Nonkonformität) und Verweigerung gegen autoritäres Verhalten. Das eine ist nicht ohne 

das andere zu haben.  

 

Till Bastian definiert Zivilcourage 

als »Ethik des Herzens«. Dies bedeutet, dass zivilcouragiertes Handeln nicht aus Geboten und Verboten besteht, 

also äußerlich vorgegebenen Pflichten folgt, sondern sich auf eine bestimmte Haltung, eine innere Einstellung 

gründet, die zum notwendigen Handeln im Einzelfall befähigt. Für Till Bastian resultiert aus der Verbundenheit alles 

Lebenden, aus der Gemeinsamkeit alles Lebendigen die bewusst wahrgenommene Verantwortung für den anderen. 

Zivilcourage bedeutet, dass der Einzelne sich »der leisen Stimme des Gewissens folgend über von der Obrigkeit 

vorgegebene Ordnungszusammenhänge hinwegsetzt.« 

 

Als »Ironie der Geschichte« wird darauf verwiesen, dass die erste bekannte Verwendung des Wortes »Zivilcourage« 

von Otto von Bismarck »dem eisernen Kanzler« stammt: »Mut auf dem Schlachtfeld ist bei uns Gemeingut, aber sie 

werden nicht selten finden, dass es ganz achtbaren Leuten an Zivilcourage fehlt.« 

 

Till Bastian verweist auf verschiedene wissenschaftliche Studien, die untersuchten, was couragierte Menschen 

kennzeichnet bzw. welche Erfahrungen zur Entwicklung und Förderung zivilcouragierten Verhaltens des/der Ein-

zelnen beiträgt. Unter anderem werden folgende Punkte genannt: 

 

mindestens ein Elternteil wurde als sozial verpflichteter, vorbildlich handelnder Mensch erlebt und erfahren, mit 

der Folge einer Gewissensbildung durch liebevolles Nachahmen (Identifikation) an Stelle einer »Dres-

sur-Erziehung«; 

 

sich selbst verantwortlich für das eigene Tun und die Auswirkungen fühlen, d.h. die Verantwortung wird nicht auf 

eine »höhere Instanz« abgeschoben; 

 

Glaube an die eigene Wirkungskraft: Ich kann etwas verändern; 

 

Einstellung, dass Mitgefühl wichtiger als Ordnung ist und Verantwortung mehr wiegt als Anpassung; 

 

Intellektuelle und psychische Selbständigkeit, d.h. gewohnt sein, sich ein eigenes Urteil zu bilden und es auszuhal-

ten, nicht zu einer Mehrheit zu gehören. 

 

 

Insbesondere die elterliche Erziehung und/oder andere prägende Bezugspersonen fördern durch Gebote und Vor-

bildverhalten die Entwicklung altruistischen und zivilcouragierten Handelns. Dabei versetzt die Internalisierung (die 

Übernahme, die Verinnerlichung, das sich zu Eigen machen) von Normen durch Gehorsam und Zwang, eher selten 

in die Lage, in Konfliktfällen eine souveräne, vor sich selber verantwortbare Entscheidung zu fällen. Es führt eher 

dazu, sich durch Anpassung an das, was andere tun, ein vermeintlich ruhiges Gewissen zu verschaffen.  

 

Die Internalisierung von Normen durch Identifizierung mit dem Vorbild ist der andere Weg. Wenn beispielsweise 

Liebe, altruistisches Verhalten und Toleranz gegenüber Menschen, die anders sind, erlebt wird, wenn eine Erzie-
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hung zu Unabhängigkeit, Selbständigkeit und Disziplin erfahren wird, die nicht mit körperlichen Strafen und Lie-

besentzug operiert, dann wird couragiertes Verhalten gefördert. 

 

Interessant ist im Zusammenhang mit Zivilcourage noch der von Bastian beschriebene Begriff des »bystander«. 

»Bystander« bilden in einer Gewalt bzw. Unrechtssituation quasi den Hintergrund für die Täter und die von ihnen 

ausgeübte Gewalt. Die vom »bystander« gezeigte Passivität bedeutet in Wahrheit aktive Begünstigung der Gewalt. 

Quelle Duden: Begriffe Zivilcourage, Courage, zivil 

Singer, K.: Zivilcourage wagen, Piper: München, 1992 

Bastian, T.: Zivilcourage, Von der Banalität des Guten, Rotbuch: Hamburg 1996 

Lünse, D.,/Rohwedder, J./Baisch, V.: Zivilcourage, Anleitung zum kreativen Umgang mit Konflikten und Gewalt, 

agenda: Münster, 1995, S. 10–22 

Lünse, D.: Eine Herausforderung zum Handeln – Zivilcourage, in: gewaltfreie aktion, Heft 124, 3/2000  

 

Pro-Herten möchte seinen Newsletter allen Bürgern zur Veröffentlichungen zur Verfügung zu stellen. Es kann und 

darf nicht sein, dass einige „Internetspezialisten“ allein das Medium Nutzen um ggf. zu versuchen, manipulativ 

Meinungen zu beeinflussen. So kann jeder ernstgemeinte sachbezogene Beitrag via Email zu newslet-

ter@pro-herten.de geschickt werden. Wir werden diese Beiträge dann als Newsletter veröffentlichen. Vorausset-

zung ist natürlich, der Absender ist authentisch. Ebenso werden sittenwidrige und beleidigende Einsendungen nicht 

berücksichtigt. In diesem Fall werden wir jedoch die Gründe dem Einsender ausführlich darlegen. Wir glauben, dass 

wir hier keine Probleme miteinander bekommen.  

Dazu auch folgende Veröffentlichung aus: http://www.wegweiser-buergergesellschaft.de/ 

Demokratie besteht nicht nur aus Wählen und Abstimmen, sondern wird erst durch Diskussion und gemeinsame 

Suche nach Konsens lebendig.  

Bürgerbeteiligung via Internet 

Grundsätzlich kann das Internet alle Formen der Bürger(innen)beteiligung erleichtern oder ergänzen. Immer mehr 

Städte und Gemeinden stellen Bebauungspläne sowie Informationen über andere kommunalpolitische Vorhaben 

ins Internet und geben Bürgerinnen und Bürgern Möglichkeiten, sich via Internet dazu zu äußern. Wichtig ist bei 

solchen Angeboten aber auch die Ergebniskommunikation. Teilnehmende Bürgerinnen und Bürger wollen wissen, 

was aus ihren Vorschlägen und Anregungen geworden ist. Sonst beschränkt sich Beteiligung auf ein folgenloses 

Chatforum.  

In einem Ortsteil Bremens wurde im Frühjahr 2001 in Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe Telekommunika-

tion der Bremer Universität sowie einer lokalen Zeitung eine Kombination von Bürgerbeteiligung und Abstimmung 

über ein umstrittenes Verkehrsberuhigungsprojekt durchgeführt, an der sich die Bevölkerung »via Internet oder 

Tinte« beteiligen konnte. Innerhalb von fünf Wochen wurde der ins Netz gestellte Fragebogen 809 mal ausgefüllt, 

davon 491 mal online. Während die Teilnahme und Repräsentativität auch hier durchaus viele Fragen offen ließ, 

sortierten die Begleitforscher(innen) eine Fülle von wertvollen Anregungen und Diskussionsbeiträgen aus der Bür-

gerschaft, die gerade im Frühstadium einer Planung eine »Fundgrube« für die politisch Verantwortlichen sein 

könnten.  

In einem weiteren Pilotprojekt in Esslingen wurde der Versuch gemacht, in noch offenerer und stärker diskursiver 

Form Bürgerbeteiligung via Internet zu organisieren und in den kommunalpolitischen Entscheidungsprozess einzu-

speisen. Konzentriert auf ein sehr umstrittenes Bebauungsvorhaben der grossen Fraktionen im Stadtrat wurden die 

Bürger und Bürgerinnen über eine Internet-Plattform über die Details des Vorhabens informiert und konnten in 

einem moderierten Diskussionsbereich eigene Stellungnahmen abgeben. Wenngleich die Beteiligung hier im 

Grunde zu spät kam, bzw. bereits durch mangelnde Ergebnisoffenheit im Gemeinderat eingeschränkt wurde, er-

wies sie sich offensichtlich im informellen Vorfeld dieser (und folgender) Entscheidungen als durchaus einflußreich. 

Der Bericht der WissenschaftlerInnen aus der Abteilung »Normbildung und Umwelt« des Wissenschaftszentrums 

Berlin, die dieses Projekt gemeinsam mit dem Fraunhofer Institut AIS (Autonome Intelligente Systeme/Team Medi-
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ation Systems) , Sankt Augustin und der hammerbacher GmbH, Osnabrück begleitet und moderiert haben, zeigt 

insgesamt weitreichende Wirkungsmöglichkeiten eines solchen neuen Instrumentariums auf - freilich unter der 

Bedingung, dass die wesentlichen (politischen, technischen und organisaatorischen) Voraussetzungen seines Ein-

satzes beachtet werden. 

Dass über solche offenen Kanäle neue Ideen und Anregungen in Entscheidungsprozesse einfließen können, ist nicht 

nur für die kommunale und für die Bundesebene, sondern generell für politische Entscheidungsprozesse auf allen 

Ebenen denkbar. Seit einiger Zeit werden zunehmend schon Gesetzesvorhaben als Referentenentwürfe über die 

Homepage des jeweiligen Ministeriums einer breiteren Öffentlichkeit zugängig gemacht.  

Das Bundesministerium des Innern stellte im Jahr 2001 den Entwurf des Informationsfreiheitsgesetzes zur Diskus-

sion ins Netz. Der Unterausschuss Neue Medien des Deutschen Bundestages richtete das Onlineprojekt 

»E-Demokratie« ein, um Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zu geben, sich an der Diskussion der »Modernisie-

rung des Informationsrechts« zu beteiligen. Es werden Bürgerinnen und Bürgern Möglichkeiten eröffnet, konkrete 

Anregungen für die Gesetzgebung zu machen. 

Umfassende Informationen zum gesamten Bereich des »e-government« und was dabei auch von Verwaltungsseite 

zu beachten ist, gibt die Seite der Stabsstelle Moderner Staat - Moderne Verwaltung im Bundesministerium des 

Innern. 

Pro und Contra  

In den USA gibt es aber auch warnende Stimmen zu Schattenseiten des Internets für die Demokratie. Mit dem Be-

griff »Hyperdemocracy« wird z.B. eine Entwicklung beschrieben, dass es (elektronik-)starken Lobbygruppen gelingt, 

via elektronischer Medien populistische Meinungstrends zu erzeugen und immensen Druck auf die politischen 

Mandatsträger(innen) auszuüben. In Deutschland ist hinlänglich bekannt, wie rechtsextreme Gruppierungen das 

Netz dazu missbrauchen, um ihre Propaganda zu verbreiten und sich u.a. untereinander zu vernetzen.  

Vor diesem Hintergrund bleibt festzuhalten, das Internet ist ein technisches Hilfsmittel. Es bietet vielfältige Mög-

lichkeiten, um die Zugänglichkeit von politischen Informationen, und politischer Teilhabe sowie den Austausch 

zwischen Politik und Bürger(inne)n und innerhalb der Bürgergesellschaft zu erleichtern. Darin liegt sein demokrati-

sches Potenzial. Es stellt aber keine Lösung aller Demokratieprobleme dar und ist wie alle anderen Medien auch 

nicht vor Missbrauchsgefahren gefeit. Es ist daher per se weder gut noch schlecht für die politische Teilhabe. Es 

kommt vielmehr darauf an, was wir daraus machen 

Politik im Internet  

Der unabhängige Verein Pol-di.net, der sich für eine Erweiterung der demokratischen Beteiligungsmöglichkeiten via 

Internet einsetzt, informiert auf seiner Website www.politik-digital.de aktuell und umfassend über Entwicklungen 

im Bereich der elektronischen Demokratie. Weitere spezielle Politikseiten im Netz sind u.a. www.politikerscreen.de 

sowie www.politik-im-netz.com.  

 

Wenn Sie diesen Newsletter zukünftig nicht mehr beziehen wollen, klicken Sie auf den folgenden Link: 

http://www.pro-herten.de/cgi-std/newsletter.pl?action=unsubscribe&email=dk3rr@jidv.de 

Der Newsletter-Versand an 67 Adresse(n) wurde erfolgreich eingeleitet. 

Unzustellbare E-Mails werden an Ihre Adresse webmaster@pro-herten.de zurückgeschickt. 

Newsletter von www.pro-herten.de 

Pro Herten fordert CDU-Fraktionsvorsitzenden Kamperdick  zum Rücktritt auf.“ 

Wir von Pro-Herten wollen hier keinen Stein aus dem Glashaus werfen und rechtswidriges Verhalten bei der Be-

nutzung von Behindertenparkplätzen moralisch kritisieren. Auch versuchen wir uns, so weit wie möglich und ver-

meidbar, aus interner Parteipolitik herauszuhalten. Bei der „Affäre Kamperdick“ sehen wird jedoch  durchaus einen 

anderen politischen Zusammenhang. Als wir den Antrag zur Offenlegung der Nebentätigkeit stellten, lehnte der 

Fraktionschef Kamperdick solches unter Hinweis auf Datenschutz in jeder Form ab: "Es gibt eine Verschwiegen-
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heitspflicht. Es könnte ja sein, dass andere Streit kriegen, weil ich meine Vergütungen kundgebe". (Udo Kamperdick) 

Offenbar eine folgenreiche Fehleinschätzung.  

Politiker sind öffentliche Personen, und zwar freiwillig. Und als solche sind sie Gegenstand besonderer Aufmerk-

samkeit und das mit gutem Grund. Nicht jedes ihrer Worte wird und soll auf die Goldwaage gelegt werden. Aber 

schließlich sind ihnen ja unsere gemeinsamen Angelegenheiten anvertraut; sie handeln als unsere Vertreter. Das 

setzt voraus, dass sie uns nicht hinters Licht führen, nicht verführen und nicht verführbar – sprich: nicht bestechlich 

– sind. Ohne diese moralischen Qualitäten geht's nicht.  

 

Handeln Politiker nicht nach dieser Maxime, so ist Politikverdrossenheit die Folge. „Ein beachtlicher Teil der Bürger 

gibt die Schuld für seine Politikverdrossenheit den Politikern, und zwar mit dem Vorwurf moralischer Defizite. Sie 

seien eben keine Vorbilder“, schreibt R. Schröder in ´Die Zeit´´, und weiter: „Sowenig man eine Wohnung in den 

Zustand bringen kann, der das künftige Saubermachen erübrigt, so wenig gibt es einen Weg, Machtmissbrauch und 

rechtswidriges Verhalten von Politikern grundsätzlich auszuschließen. Das ist allerdings kein Argument dafür, die 

Wohnung verdrecken zu lassen.“ Was Kamperdick nun vorführt, entspricht so gar nicht diesen Anforderungen. Es 

mag angehen, dass er tatsächlich nicht weiß, wer den Schwerbehindertenausweis in sein Auto gelegt hatte. Nur 

nach der Anzeige hätte ihm klar sein müssen, dass ein Widerspruch von ihm Erklärungen verlangt. Dass dies unter 

Umständen auch zu „Wellen“ führt – möglicherweise auch bis zu einem bissigen Kommentar in der Süddeutschen 

Zeitung. Dann vor Gericht zu behaupten, dass er sich nicht erinnere …  

Wie kann man Widerspruch einlegen, wenn man überhaupt nicht mehr weiß, was sich abgespielt hat? Welche 

Grundlage hat ein solcher Widerspruch? Die pure Annahme, dass ein städtischer Fahrer ihm etwas wolle? Man 

muss den Anzeigenden vor solchen Verdächtigungen in Schutz nehmen. . Das Problem liegt bei Udo Kamperdick 

und bei sonst niemandem.  

Was fängt man mit Menschen an, die sich nicht erinnern können und hinter allem eine Verschwörung wittern? 

Zumindest hat sich Udo Kamperdick als Fraktionsvorsitzender disqualifiziert, weil er sich selbst zum alleinigen Maß 

nimmt und anderen unterstellt, was sich in seinem Kopf abspielt. Gedächtnislücken wären u.U. entschuldbar, nur 

darauf gründet man keinen Widerspruch der zu solchen Peinlichkeiten führt – wie nun vor Gericht.  

 

Wir meinen also:  

Nicht der politisch unmaßgebliche Verstoß des unberechtigten Parkens soll dem Politiker Kamperdick vorgeworfen 

werden.  Doch der offensichtlich im Verfahren praktizierte Versuch, einen partiellen „black out“ zu konstruieren 

und die dahinter stehnde Weigerung der Übernahme von Verantwortung (Ich  weiß nicht, dazu kann ich nichts 

Sagen) muss man zwangsläufig auch auf seine politische Arbeit beziehen dürfen. Hier spätestens kommen erhebli-

che Zweifel auf, ob dieser Politiker noch fähig ist, uns Bürger zu vertreten. Da wiederum die Politik nur wirkungsvoll 

mit einer verantwortungsfähigenfähigen Opposition funktioniert, sollten die Verantwortungsträger in der Hertener 

CDU ernsthaft darüber nachdenken, ob sie sich noch mit einem Vorsitzenden Kamperdick identifizieren können.  

 

Pro-Herten fordert ihn jedenfalls öffentlich zum Rücktritt vom Fraktionsvorsitz auf.  Dies wäre die mindeste er-

wartbare Konsequenz.  

Sollte Herr Kamperdick an seinem Stuhl kleben, könnte der Eindruck entstehen, dass ihm der Bürger weniger Wert 

ist, als politische Posten nebst gewinnbringenden mandatsbedingten Nebentätigkeiten. 14.08.2002 Für Pro-Herten, 

(MMS/HHH/JJ) 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Stellungnahme von Pro Herten vom 19. August 2002 

Wieder einmal sorgt die „Krise der Kommunalfinanzen“ in den Medien für Schlagzeilen.  
Ganz gewiss zu Recht, aber der Glaube fehlt, dass irgendeine Konsequenz daraus gezogen werden wird. Am Ende 
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sind die Kommunen, z.B. im  Revier – aber nicht nur diese - schon seit mehr als 10 Jahren.  

Eine solche Dauerkrise kann eigentlich schon nicht mehr Krise genannt werden, sie ist längst zum System geworden. 

Ein System, das nicht zufällig entstand, sondern gezielt  auf den Weg gebracht wurde. Dieses System produziert 

Verlierer und natürlich gibt es auch Gewinner! 

Inzwischen gibt es Gegenwehr gegen die schlechten Finanzausstattungen der unteren staatlichen Ebenen und sogar 

Finanzminister Eichel ließ sich eine Aussage für die Notwendigkeit einer Gemeindefinanzreform abringen. Nur ein 

Zugeständnis im Wahlkampf? 

Die Finanzmisere dient seit Jahren dazu, Kommunalparlamente zu zwingen Privatisierungen und Rationalisierungen 

in den Kommunen durchzuführen, Aufgaben auszulagern und Entscheidungen in demokratisch nicht kontrollierte 

Hände zu verlagern. Diese Entwicklung ist von der Bundespolitik, wie von der Landespolitik gewollt. Die leeren 

Kassen der Kommunen sind keineswegs „hausgemacht“, etwa als Folge von Unfähigkeit und Verschwendungssucht 

der Kommunalpolitiker! (Natürlich gibt’s das auch.)   

Die Haushaltsprobleme werden mit keinem soliden oder gar genialen Konzept in Herten gelöst werden können. Im 

Gegenteil: mit ihren Haushaltssicherungskonzepten reiten sich die Kommunen, jede für sich, in immer tiefere Mi-

seren: auf der Strecke bleiben Sozialstaat, urbane Qualität und letztlich: die Demokratie.   

Als 1999 der kommunalpolitische Sprecher der Grünen Landtagsfraktion, Ewald Groth, auf Einladung der Grünen 

Ratsfraktion in Herten war, gab es eine ebenso flapsige Antwort, wie sie heute Ministerpräsident Clement in Rich-

tung Mülheim sandte. Groth sagte sinngemäß: „Euch in Herten geht es doch noch gut!“ Clement zum Bürgermeis-

ter von Mülheim: „Man könnte den Oberbürgermeister fast für einen Schlingel halten“, da die Gewerbesteuer in 

Mülheim einen Zuwachs von 19,1 Prozent habe. (WAZ, 16.8.02) Beide Aussagen besagen nichts zum tatsächlichen 

Problem, außer dass das Problem ignoriert wird. 

Die Äußerung von Bürgermeister Bechtel aus dem Urlaub zeigt, dass Handeln immer noch nichts ins Kalkül gezogen 

wird. Zitat Hertener Allgemeine (16.8.02): „Einen Boykott allerdings, wie ihn Wittke plant, lehnt Klaus Bechtel ab. 

"Das ist nicht der richtige Weg", erklärte er auf unsere Anfrage in einem Telefongespräch aus dem Urlaub. Man 

müsse allerdings Land und Bund deutlich machen, dass die Städte durch immer neue Standards und immer neue 

Gesetze auf Dauer leistungsunfähig würden.“ 

Diese dauerhafte Leistungsunfähigkeit hat Herten längst erreicht. Trotzdem möchte Bürgermeister Bechtel über die 

Wege diskutieren, wie man dem Problem beikommen kann. Dabei gibt es in Herten schon lange einen einstimmi-

gen Ratsbeschluss, gegen von Bund und Land beschlossene Gesetze, die nicht die Finanzierung sicherstellen, son-

dern Lasten auf Herten abwälzen auf dem Klageweg vorzugehen. Bisher hatte sich Herten nur einmal einer Klage 

des Nordrhein-westfälischen Städte- und Gemeindebundes angeschlossen und geklagt. Ansonsten scheint dieser 

Weg wohl auch nicht tauglich? Ob Bürgermeister Bechtel mit Erklärungen weiter kommt, wagen wir zu bezweifeln. 

Gibt es wirklich einen politischen Willen, die Kommunen handlungsfähig zu halten? Willensbekundungen dazu gibt 

es genug, danach gehandelt wird nicht. Darauf aber käme es an, denn die Zerstörung von demokratischen Struktu-

ren in der Bundesrepublik wird ein Ergebnis dieses Nichthandelns sein. Wofür braucht man noch Kommunalparla-

mente, wenn das Haushaltsprivileg des Rates durch Haushaltssperren und/oder Konsolidierungsprogramme aus-

gehöhlt oder abgeschafft ist? 

Die Lösung liegt also jenseits der kommunalen Zuständigkeiten. Sie wird nichtsdestoweniger ohne Gegenwehr der 

Kommunen wohl niemals erreicht werden. Zeichen können nur „Ungehorsam“ gegen die augenblicklich geltenden 

Regeln sein: 

Pro-Herten fordert deshalb den Rat auf, Steuererhöhungen bei der Gewerbesteuer vorzunehmen (bei der beizu-

behaltenden derzeitigen Definition werden kleine Gewerbetreibende und Handwerker nicht oder kaum betroffen 

sein!). Es kann nicht sein, dass die Grundsteuern als alleiniges selbstbestimmbares Mittel für Einnahmeverbesse-

rungen der Kommune dienen.  

Vor allem fordert Pro Herten den Rat auf, Klage gegen Neubelastungen der Kommunen zu führen. Letztlich darf 

selbst ein Boykott von Gesetzen nicht ausgeschlossen werden.  

Pro Herten - hhh 
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Dazu auch: 

Newsletter von www.pro-herten.de 

Zehn Gebote zum richtigen Umgang mit dem Bürger vorgestellt 

Die Bertelsmann-Stiftung hat einen von ihr ausgeschriebenen Wettbewerb über „Bürgerorientierte Kommunen" 

ausgewertet und die Erkenntnisse daraus in einem Zehn-Gebote-Katalog für Bürgerorientierung zusammengefasst. 

Alle Beteiligten, Bürger einerseits und Politiker bzw. Verwaltungsleute andererseits, können von den Erkenntnissen 

profitieren: Die Bürgerbefragung sollte an Bedeutung gewinnen. Denn es muss entschiedener darum gehen, den 

Willen (und auch das Wissen) der Bürger zu erforschen. Ratspolitiker sollten auf jeden Fall lernen bzw. die Fähigkeit 

pflegen, zuhören zu können. 

Die zehn wichtigen Erkenntnisse aus dem Wettbewerb werden im Folgenden in Form von "Erfolgsfaktoren", die 

bürgerorientiertes Handeln ausdrücken, vorgestellt: 

 

(Hier sollte sich die Verwaltung und auch die eine (oder andere) Partei oder (Mitglieder)  fragen, ob sie sich mit 

diesen "Erkenntnissen" überhaupt anfreunden könnten - PRO-Herten) 

 

1. Politik und Verwaltung sind verantwortlich für eine authentische Anerkennungskultur vor Ort. Hierzu gehören 

eine effektive Qualifizierung und aussagekräftige Zertifizierung von bürgerschaftlichem Engagement und bürger-

schaftlicher Mitwirkung. 

(Anmerkung PRO-HERTEN: Wer garantiert Objektivität, wenn diese Gruppen von vornherein eine subjektive Ein-

stellung entgegen gebracht wird?) 

 

2. Innerhalb der Verwaltung existiert ein Anreizsystem für bürgerorientiertes Handeln. Dieses ist nicht notwendi-

gerweise auf materielle Anreize gestützt, sondern knüpft an die Doppelrolle der Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einerseits, sowie als Bürgerinnen und Bürger der Stadt andererseits, 

an. 

 

3. Zum Beteiligen und Mitmachen finden Bürgerinnen und Bürger eine klar definierte Schnittstelle zur integrierten 

Verwaltung vor. Hierbei sind Transparenz und klare Zuständigkeiten gefordert. 

Anmerkung Pro-Herten, wo sind in Herten Ansätze der Transparenz erkennbar???) 

4. Innerhalb der Verwaltung existieren Vernetzungsstrukturen und -abläufe, die eine effektive Kommunikation zur 

Bürgerorientierung ermöglichen. 

 

5. Verwaltung und Politik eröffnen räumliche Kristallisationspunkte für Bürgerengagement. Dies bedeutet zum 

einen, Räumlichkeiten bereitzustellen - etwa durch die Öffnung von Schulen oder Rathäusern - zum anderen Stadt-

teile als Orte bürgerschaftlicher Identifikation ernst zu nehmen. 

 

6. Planungs- und Beteiligungsprozesse haben einen verlässlichen und sinnvollen zeitlichen Rahmen. Die Zeit von 

Bürgerinnen und Bürgern muss als eine kostbare Ressource geachtet werden. 

 

7. Bürgerorientierung ist Konsens innerhalb und zwischen Parteien und Verwaltung. 

(dem stimmen wir von PRO-Herten uneingeschränkt zu) 

 

8. Zuhören ist eine individuelle und institutionelle Voraussetzung bei Politik und Verwaltung. Diese Fähigkeit wird 

bewusst gepflegt und ausgebaut. 
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9. Vielfältige kreative Beteiligungsformen prägen die Zusammenarbeit von Bürgerinnen und Bürgern, Rat und Ver-

waltung. Nicht nur die Existenz der verschiedensten Beteiligungsformen ist bekannt, vielmehr werden sie auch 

systematisch angepasst und eingesetzt. (wobei in Herten wohl wie im Sinne der Kadavertreue (SPD) die Bürger 

angepasst werden müssen?!- Pro-Herten) 

 

10. Bürgerorientierung integriert Bürgerinformation mit Planungs- und Umsetzungsbeteiligung. Dies bedeutet, dass 

Bürgerinnen und Bürger in ihrem Initiativrecht ernst genommen, über die Angelegenheiten örtlicher Gemeinschaft 

informiert und an der Planung und Umsetzung örtlicher Vorhaben frühzeitig beteiligt werden. 

(bei uns wird höchstens der Investor ernst genommen - Pro-Herten) 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Niemand hatte diese Sintflut vorhergesagt 

Pro Herten zur Hochwasserkatastrophe und zur eigenen Mitverantwortung 

 

Die Flutkatastrophe ist immer noch ein akutes Problem; noch längst nicht sind alle Schäden übersehbar und das 

Elend vieler Betroffenen ist bedrückend. Dennoch werden in Öffentlichkeit, Politik und Fachwelt bereits Fragen 

nach den Ursachen und Konsequenzen diskutiert. Kaum Widerspruch findet die Einschätzung, dass die für alle 

überraschende Naturgewalt nicht buchstäblich vom Himmel fiel, sondern von Menschen mit verursacht wurde. 

Damit kehrt ein in den letzten Jahren verdrängtes und verleugnetes Problem in unser Bewußtsein zurück: die glo-

bale Klimaveränderung. 

 

Pro Herten greift damit ein nur scheinbar hunderte Kilometer von uns entfernt liegendes Thema auf. Die Zusam-

menhänge zwischen westlicher Zivilisation, ihrer Wirtschaftsweise und Industrialisierung, und globalen den Um-

weltproblemen war von der ökologischen Bewegung lange schon thematisiert und vielen Menschen bewußt ge-

macht worden.  

Speziell forderten die Umweltverbände Konsequenzen aus der Klimaveränderung ein.  Unter dem maßgeblichen 

Einfluss von Industrie und Börse konnte es geschehen, dass diese im zurückliegenden Jahrzehnt weitgehendst un-

beachtet blieben. Nur Schaden macht offenbar klug. Wir möchten in mehreren Beiträgen Zusammenhänge aufzei-

gen und Konsequenzen aus den schlimmen Ereignissen diskutieren, wobei wir v.a. auch danach fragen, was für uns 

hier in Herten daraus folgen sollte. Wir erinnern an dieser Stelle daran, dass die Stadt Herten Mitglied im 

Klimabündnis ist und werden auch nachfragen, was vor Ort an Aktivitäten und Ergebnissen zu verzeichnen ist.  

Gegenwärtig erleben wir eine überraschend große Solidarität und Hilfsbereitschaft für die Betroffenen. Die Ar-

beitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen in Herten freut sich insbesondere auch über die 

engagierte Beteiligung vieler Hertener. Diskutieren Sie mit uns unter: 

http://www.pro-herten.de/PH_disc/00000004.htm 

(mms) 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Niemand hatte diese Sintflut vorhergesagt 

Pro Herten zur Hochwasserkatastrophe und zur eigenen Mitverantwortung 

  

Einen Beleg erster Güte für unsere Behauptung, niemand habe die Hochwasserkatastrophe vorausgesehen liefert 

das Bundesministerium für Bildung und Forschung. In einer sehr sehenswerten Ausstellungsreihe unter dem Titel 

PLANET ERDE wird zum Thema Klimaänderung die Frage gestellt, ob es in Sachsen (Ort der Ausstellung) zu einer 

klimabedingten Zunahme der Elbhochwasser komme. Die Frage wird ausdrücklich verneint! 
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Wörtlich heißt es unter 9 Science Street, Klimawandel in Sachsen – und Sie mittendrin?! 

"Gibt es heute mehr und größere Überschwemmungen als früher? 

Beispiel Elbe: Der zweite Teil der Frage lässt sich mit „Nein" beantworten. Aus den Hochwassermarken 

am Schloss Pillnitz und anderen Zeugnissen geht hervor,dass sich die 

gewaltigste Überschwemmung in Sachsen im Frühjahr 1845 ereignete. Die Frage nach der 

Häufigkeit ist schwerer zu beantworten. Elbehochwässer traten in der Geschichte mal 

mehr,mal weniger zahlreich auf. Besonders häufig waren sie Ende des 17. und Mitte des 19. 

Jahrhunderts. Die Ursache für diese Schwankungen dürften regelmäßige Klimaänderungen 

sein. Eine generelle Zunahme von Überschwemmungen scheint es nicht zu geben." 

Die Ausstellung wurde in Dresden im April 2000 gezeigt. Pro-Herten zweifelt, ob die Antwort der Wissenschaftler, 

die die Ausstellung konzipierten. am heutigen Tage noch mit einem klaren NEIN beantwortet würde.  

  

Im Übrigen können wir den Besuch der Internetseiten empfehlen. Planet Erde wird im Internet präsentiert unter 

http://www.planeterde.de 

bzw. http://www.planeterde.de/Veranstaltungen/Gross/Muenchen2 

  

Pro-Herten, 26.August 2002 
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Spitzenverbände fordern Mautpflicht für alle Straßen  

http://www.staedtetag.de/10/presseecke/pressedienst/artikel/2001/11/06/168/ 

Geschrieben von Wolfram Markus (213.240.141.93) am 06/11/01 um 15:06:54: 

 

Umfrage offenbart: Lkw-Maut nur auf Autobahnen hat verheerende Auswirkungen 

 

Berlin, 6. November 2001 

Wenn die Lkw-Maut nur auf Autobahnen Gesetz wird, wird ein Teil des Schwerlastverkehrs auf andere Straßen 

ausweichen, um den zusätzlichen Kosten zu entgehen. Das ergab eine Kurzumfrage des Deutschen Städtetages 

unter 60 Städten (siehe Anlage mit ausgewählten Beispielen). Besonders gefährdet sind der Umfrage zufolge die 

Ballungsräume mit ihrem dichten Netz von Gemeindestraßen, aber auch ländliche Räume mit „Abkürzungen“ zwi-

schen den Autobahnen, autobahnparallele Bundes- und Landesstraßen sowie alle Straßen, auf denen Güternah-

verkehr abgewickelt wird. 

 

 

Anlässlich der Anhörung im Verkehrsausschuss des Bundestages zur Einführung der streckenbezogenen Schwer-

verkehrsabgabe morgen in Berlin fordern daher die kommunalen Spitzenverbände Deutscher Städtetag, Deutscher 

Landkreistag und Deutscher Städte- und Gemeindebund: Alle Straßen müssen in die Mautpflicht für schwere Lkw 

einbezogen werden. Außerdem müssen die Kommunen an den Maut-Einnahmen beteiligt werden. 

 

 

Ohne eine Lkw-Maut für alle Straßen könne die von der Bundesregierung erhoffte Verlagerung des Schwerlastver-

kehrs von der Straße auf die Schiene sowie das Binnenschiff nicht erreicht werden. Die mittlere Transportweite 

deutscher Lkw im Güterverkehr betrage nicht mehr als 80 Kilometer - eine Strecke, die kurz genug sei, um die Au-

tobahnen ohne größeren Zeitverzug zu meiden. Die kommunalen Spitzenverbände kritisierten, dass die Bundesre-

gierung den internationalen Transitverkehr auf der Straße geradezu fördere, indem sie plane, neben der Maut auf 
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Autobahnen einige Autobahnabschnitte sechsspurig auszubauen. Die Bundesregierung nehme damit eine höhere 

Verkehrsbelastung auf Bundes-, Landes- und Gemeindestraßen billigend in Kauf. 

 

 

Städte, Gemeinden und Landkreise unterstützen zwar den Ansatz der Bundesregierung, durch eine verursacherge-

rechte Weitergabe der Wegekosten zu einem ausgewogeneren Verhältnis der verschiedenen Verkehrsträger im 

Sinne einer integrierten Verkehrspolitik zu kommen. Sie können aber nicht akzeptieren, dass der Bund für seinen 

Verantwortungsbereich neue Instrumente entwickelt, die zu Lasten der anderen staatlichen Ebenen gehen. Nach 

Ansicht der kommunalen Spitzenverbände bedeutet integrative Verkehrspolitik, dass die Verkehrsträger und die 

Verkehrsnetze besser miteinander verknüpft werden müssen. Qualitätsverbesserungen für den Standort Deutsch-

land könnten nur erreicht werden, wenn auch die Autobahnzubringer und die Straßen zur Erschließung der Regio-

nen auf einem qualitativ hohen Niveau seien. Die Kommunen fordern daher in jedem Fall eine Beteiligung am Auf-

kommen der Lkw-Maut. 

 Anmerkung (jj): 

Laut Gutachten zum Wanner Logistikzentrum benutzt derzeitig 33% des Schwerlasttransitverkehrs die N/S-Achse 

Ewald-, Schützens-, Feldstraße als Stauumgehung zur A2/A43. 

Eine bedeutende zusätzliche Belastung dieser Straßen wäre die Folge der Maut-Regelung. Die Streckenverkürzung 

von der A2 nach Marl zum Chemiepark beträgt über die genannte N/S-Verbindung ca. 5,5km !! 
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Mandatsbedingte Tätigkeiten. 

 

Mit Anträgen an den Rat hatten Pro-Herten und die UWG, in Anlehnung an die derzeitigen Aktivitäten im Bundes-

tag, auch hier um mehr Transparenz bei mandatsbedingten Nebentätigkeiten der politisch Tätigen im Hertener 

Ratshaus geworben. In einer Zeit, in der viel von Schwarzgeld und Korruption die Rede ist", gibt es nur eine Antwort: 

"Transparenz." Diese Transparenz wurde uns mit teils heftigen, unqualifizierten Äußerungen der Fraktionsvorsit-

zenden der SPD und CDU, sowie die des 1. Stellv. Bürgermeister verwehrt. Der Vorgang ist nachzulesen unter 

http://www.pro-herten.de/archiv/nebentaetigkeiten.htm  Wir vertreten jedoch weiterhin die Meinung, dass 

Transparenz bei unseren politischen Entscheidungsträger unumgänglich ist. Nur so können wir Bürger politische 

Entscheidungen nachvollziehen. Deshalb haben wir versucht, alle mandatsbedingten Tätigkeiten unserer „Politi-

ker“ aus uns öffentlich zugänglichen Material herauszufiltern und auf unserer Homepage unter 

http://www.pro-herten.de/aktuell/NT_alles.pdf zu veröffentlichen. Diejenigen, die sich am heftigsten gegen eine 

„Veröffentlichung“ wehrten, sind seltsamerweise in unserer TOP- Ten- Liste  

(http://www.pro-herten.de/aktuell/topten.htm)  an der Spitze wieder zu finden. Bei der Vielzahl der Tätigkeiten, 

die der „eine“ oder „andere“ neben seinen Beruf ausübt, wäre die Frage berechtigt, ob ein 24-Stunden Tag für alle 

Tätigkeiten ausreicht?  Selbstverständlich erheben wir nicht den Anspruch, dass unsere Liste vollständig und feh-

lerlos ist. Aus diesem Grund hatten wir unsere Recherchen dem Bürgermeister zur Korrektur geschickt, die dieser 

auch freundlicherweise in Kopie an die Fraktionen weiterleitete. Korrekturen kamen einzig und allein vom Bürger-

meister – so dass wir davon ausgehen, dass der „Rest“ wohl zutrifft.  Die Änderungen bezogen auf die Herren 

Kamperdick und Gövert konnten leider noch nicht eingearbeitet werden. Wir werden uns jedoch bemühen, diese 

Aufstellung ständig aktuell zu halten. 
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Das Prosoz-Paradepferd "Powerline" wohl doch nur eine Zwischenlösung für Hertener Schulen ? 

Dazu folgende Meldung von: 

 http://www.heise.de/newsticker/data/tol-21.05.02-001/ 

RWE Powerline anscheinend vor dem Aus 

[21.05.2002 16:24 ] 

 

Anscheinend flaue Zukunftsaussichten hat das Powerline-Projekt des Energiekonzerns RWE für den Internet-Zugang 

über das Stromnetz. Gut unterrichtete Kreise berichteten gegenüber heise online, dass bis Ende Juni allen Mitar-

beitern von RWE Powerline gekündigt werden soll. Die studentischen Mitarbeiter hätten ihre blauen Briefe bereits 

erhalten, zudem seien vor einigen Wochen die Verträge mit den externen Callcentern beendet worden. Damit sei 

der technische Support der Bestandskunden nicht mehr im vollen Maße gewährleistet.   

 

Offiziell wollte der Konzern bislang keine Stellung zur Zukunft des Internet per Steckdose beziehen. Powerli-

ne-Sprecherin Sabine Bertich gab gegenüber heise online nicht einmal bekannt, wie viele Kunden die verschiede-

nen Dienste (u. a. eHome) zurzeit haben. Bereits im Dezember waren Probleme[1] bei Powerline bekannt gewor-

den. 

 

Dass der Haussegen im Unternehmen spätestens seit der Berufung von Carsten Knauer in die Geschäftsführung von 

RWE Powerline schief hängt, ist ein offenes Geheimnis. Seit Mitte Mai gibt es dort auch einen Betriebsrat. "Früher 

hatten wir für so etwas wie Betriebsratsarbeit keine Zeit, heute ist das leider notwendig", so ein Powerli-

ne-Mitarbeiter gegenüber heise online. Angeblich haben Knauers Versuche, an die Passwörter von Mitarbeitern zu 

kommen, sogar schon einmal den RWE-Datenschutzbeauftragten auf den Plan gerufen. 

 

Hinter den Kulissen verhandeln zurzeit die RWE-Powerline-Partner, also Netzbetreiber wie Mediaways (Gütersloh) 

oder der Schweizer Gerätehersteller Ascom über die Zukunft des Angebots. RWE-Konkurrent E-ON[2] hatte seine 

Powerline-Aktivitäten Ende vergangenen Jahres aufgrund von Störungsanfälligkeit der Technik eingestellt: So kön-

nen etwa Zweitgeräte wie ein laufender Staubsauger die Übertragung empfindlich stören. Erste Spekulationen über 

das Ende von RWE Powerline kam in der Wirtschaftspresse auf, nachdem das Unternehmen auf der diesjährigen 

CeBIT keine Präsenz gezeigt hatte. (tol[3]/c't) 
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Kalk in unseren Hirnen - Zu den neoliberalen Fundamenten der kommunalen Haushaltsmisere 

  

WAZ und HA interviewten den neuen Fraktionsvorsitzenden der CDU im Hertener Rat. Stefan Grave äußerte sich 

u.a. zur Frage des Haushaltsdefizits.  

  

Zitat aus der HA.:  

...  

HA: Der Rat steht vor der großen Aufgabe, einen Ausweg aus der Finanzkrise zu finden 

Grave: Die Frage ist, wie wir das erreichen. Ich denke, wir sollten durchaus über das cross-border leasing, also die 

Vermietung zum Beispiel des Kanalnetzes an amerikanische Investoren nachdenken, um dringend benötigtes Kapi-

tal zu bekommen 

HA: Ihr Vorgänger ... wollte die Stadtwerke verkaufen 

Grave: Das ist kein Thema für mich und die Fraktionsmehrheit. Die Stadtwerke arbeiten gut, sind bürgernah 

und tun viel für Herten. Ein Verkauf würde uns nur schaden und nichts an den strukturellen Problemen ändern. 
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... 

  

Auszug aus dem WAZ-Interview 

... 

WAZ: Wie wollen Sie den Haushalt konsolidieren? Fordern sie immer noch einen genehmigungsfähigen Haushalt 

für das laufende Jahr? 

Grave: Das wäre zum jetzigen Zeitpunkt illusorisch. 

WAZ: War es das nicht schon im Frühjahr? 

Grave: Im März war noch von 20 Millionen Euro für ein Geschäft mit dem Kanalnetz die Rede. Das war eine andere 

Perspektive. 

WAZ: Welche haben Sie jetzt? Wie soll zusätzliches Geld in die Kasse kommen? 

Grave: Cross-Border-Leasing kann für Herten ein Thema sein, um kurzfristig, innerhalb von sechs Monaten an Geld 

zu kommen. Eine Neuorganisation des Kanalnetzes ist nach neuesten Erkenntnissen dabei nicht einmal ausge-

schlossen. 

... 

 

PRO-HERTEN hierzu: 

  

Was Haushaltssanierung bedeutet ist inzwischen allen Handelnden und Interessierten hinlänglich bekannt. Ein 

endloses und erfolgloses Beginnen, das keine Wirkungen, sondern ausschließlich Kollateralschäden erzeugt. 

 Es gibt dabei aber eine Merkwürdigkeit zu verzeichnen: Die Akteure leugnen meist - oft wohl sogar ganz aufrichtig 

- , dass es ihnen um diese Kollateralschäden, d.h. Sozial- und Demokratieabbau, auch nur entfernt ginge - im Ge-

genteil: man wolle ja doch die Handlungsfähigkeit der kommunalen Politik zurückgewinnen. 

So weit die Illusion. Faktisch ist der  Begriff "Haushaltskonsolidierung" aber nur Arbeitstitel, unter dem die neolibe-

rale-Konterrevolution den Sozialstaat auf kommunaler Ebene Stück für Stück aufrollt.Vorab wären deshalb ganz 

andere Fragen zu klären, als sie im Interview eine Rolle spielten:  

Wer sagt denn, dass die kommunalen Haushalte überhaupt zu retten sind?  

Sind nicht die neoliberalen Randbedingungen der Politik vielmehr gerade so ausgelegt, dass die kommunalen 

Haushalte in einer Dauerkrise gehalten werden? (siehe http://www.pro-herten.de/aktuell/spielwiese.htm).  

Doch danach fragen auch die Interviewer nicht 

  

Auf globaler Ebene gibt es Parallelitäten und auch der gar nicht so gute Kapstadt-Gipfel (siehe Stellungnahme BUND) 

hat mindestens das gezeigt: hier ist das Problem ist als "Schuldenfalle" bekannt, in der nicht nur die komplette 

Dritte, sondern auch die Zweite und Teile der Ersten Welt sitzen. Auch hier verlangt der Neoliberalismus sein stän-

diges Tribut unter den gleichen Devisen: Sparsamkeit, sprich Soziallabbau,  und Privatisierung, sprich Demokratie-

abbau. Die Folgen für die betroffene Bevölkerung sind katastrophal - die Perspektive für die so handelnden Regie-

rungen aussichtslos. Wer mitspielt, gerät umso tiefer in die Falle und verstrickt sich in tiefere und immer neue 

Probleme.   

Auch auf privater Ebene gibt es ein gleiches Syndrom, immer mehr Menschen und Familien in Deutschland sind 

Opfer einer Überschuldung, aus der sie sich aus eigener Kraft nicht befreien können.  

Die Überschuldungs-Spirale führt stets nach unten. So gibt es auch weder für Staaten noch für die kommunalen 

Haushaltsdefizite den Ausweg aus eigener Kraft, solange jedenfalls, wie  diese Systeme der "Terror-Ökonomie"  (so 

Pierre Bourdieu) bestehen. 

  

Wir sollten lernen: eine denkbare Auflösung der kommunalen Defizite gelingt nicht im Befolgen der destruktiven 

Spielregeln, sondern muss jenseits dieser  Logik gesucht werden. Der neoliberale Bann, der jegliche Frage nach den 

Hintergründen der Krise unter Denkverbot stellt, muss fallen. 20 Jahre neoliberaler Propaganda sind zu entsorgen; 
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der ideologische Kalk sitzt  fest in den Hirnwindungen. 

Sparen hilft nicht und daher heißt die Botschaft: die Steuer-Einnahmen des Staates müssen endlich wieder erhöht 

werden. Spielraum dazu gibt es genug. Sowohl die privaten Einkommen und Vermögen der Reichen als auch die 

Vermögen der großen Kapitalgesellschaften können herangezogen werden. An interessanten und guten Modellen 

und Vorschlägen für eine solche alternative Politik besteht kein Mangel: von Vermögenssteuer über Lastenaus-

gleichsgesetze bis hin zur nicht nur von attac pro´pagierten Tobin-Steuer.  

  

Fazit:  

Es ist vor dem gezeigten Hintergrund kein gutes Signal, wenn der ansonsten erfreulich rational und konstruktiv 

argumentierende neue Fraktionschef der CDU in Herten die alten Destruktionsrezepte empfiehlt.  

Freilich: Grave wird schon von beiden nachfragenden Chefredakteuren auf dieses Glatteis geführt. (Wieviel Ver-

antwortung tragen eigentlich die Medien für die falsche Politik?) 

Festzuhalten ist allerdings auch, dass Grave - anders als sein Vorgänger - weiß, dass die Kapitalisierung der Stadt-

werken an den strukturellen Problemen nichts änderte. 

  

Ein durchaus positiver Denkansatz!  - Weiterdenken, empfiehlt Pro-Herten und wünscht dem gerade Gewählten 

dabei guten Erfolg.!   

  

Pro-Herten, 9.9.2002, mms 
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Vorab an WAZ / Hertener Allgemeine 

 

Pro-Herten zum Parkraumprojekt und Öffnung der Innenstadt für den Kfz-Verkehr. 

Noch nie war es so leicht, ein Planungsvorhaben der Stadtverwaltung zu durchschauen. Das „Provisorium“ der 

Parkplatzbeschaffung im Innenstadtbereich ist eine teilweise Verwirklichung des „Masterplans“ durch die Hintertür 

Leicht nicht nur deshalb, weil die Gründe, die zu dieser Verwaltungsmaßnahme führen, im Gegensatz zu den „Im-

pulsen für fußgängerfreundliche Städte und Gemeinden“– veröffentlicht vom Städte und Gemeindebund 

NRW(StGB NRW) - steht. Die Verwaltung will offensichtlich unter fadenscheinigen Gründen die fußgängerfreundli-

che Stadt zugunsten des individuellen Kfz-Verkehrs zu opfern. Der Marktplatz soll an marktfreien Tagen der Bevöl-

kerung als Parkplatz dienen. Nichts dagegen einzuwenden, aber warum muss gerade dafür die Vitustrasse geöffnet 

werde, Skulpturen und Bäume dem Verkehr weichen, die Eisdiele im Außenbereich die Stühle für die dann durch-

fahrenden Fahrzeuge in Sicherheit bringen? Eltern können dann ihre Kinder nur noch angeleint sicher durch diesen 

Bereich führen. Alternative Lösungen werden nicht angeboten! 

 

Irrwitzigerweise begründet die Stadt diese Maßnahme damit, dass sonst aufgrund fehlender Parkplätze der Einzel-

handel negativ beeinträchtigt wird. Was ist dann mit den Geschäften vom Place d’Arras bis zur Vitusstraße? Hier 

glauben wir, dass die geplante – und nach unserer Meinung in ihrer Konsequenz nicht durchdachte Auswirkung 

genau das Gegenteil bewirkt. Zu offensichtlich der Versuch, die Maßnahme „Innenstadt-Masterplan“ zu verwirkli-

chen und mit dem „Provisorium“ die sonst erforderliche Bürgerbeteiligung zu umgehen. Später wird dann darauf 

verwiesen, dass es alles schon so „gewachsen“ ist und nicht extra (nachträglich) genehmigt werden muss. Warum 

versucht sich unsere Verwaltung in eigenen fragwürdigen Planungsvorhaben, wenn sie doch auf Bewährtes zurück-

greifen kann? Der StGB NRW führt u.a. folgendes aus: “Die Innenstädte und Ortskerne gewinnen ihre Lebendigkeit 

und Attraktivität im wesentlichen durch den Fußgängerverkehr in allen seinen Facetten und Spielarten. Neben 

diesem hohen kommunalpolitischen Ziel der Belebtheit der Ortskerne ergeben sich aus dem Zu-Fuß-Gehen ganz 

http://www.pro-herten/
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konkrete Vorteile. So ist jedenfalls im Bereich der Fußwegedistanzen das Zu-Fuß-Gehen das 

• natürlichste Verkehrsmittel; es steht so gut wie jeder Person zur Verfügung  

• flexibelste Verkehrsmittel; es bedarf der geringsten Vorbereitung  

• umweltfreundlichste Verkehrsmittel; es ruft grundsätzlich keine Emissionen hervor und hat kaum Flä-

chenbedarf  

• praktischste und schnellste Verkehrsmittel, jedenfalls gegenüber dem motorisierten Individualverkehr; es 

ist keine Parkplatzsuche erforderlich und es werden keine Umwege zwischen Quellort und Kraftfahrzeug bzw. 

Parkplatz und Zielort notwendig  

• kurzweiligste Verkehrsmittel; es ermöglicht die größtmögliche Wahrnehmung der Umgebung und der 

Aufenthaltsaspekt gegenüber dem Fortbewegungsaspekt in den Vordergrund tritt  

• attraktivste Verkehrsmittel für den örtlichen Handel und die Wirtschaft, weil der Betrachtung von Schau-

fenstern, dem Eintritt in ein Ladenlokal bzw. der Einkehr in ein Bewirtungslokal keine (technischen) Hindernisse 

entgegenstehen  

• kommunikativste Verkehrsmittel, weil man nicht nur in Konfliktsituationen Kontakt mit anderen Ver-

kehrsteilnehmern hat.  

Deshalb sollten die Städte und Gemeinden im Rahmen ihrer Verkehrsplanung alles daran setzen, den Fußgänger-

verkehr umfassender und zwar mit folgenden Zielsetzungen zu integrieren: 

• Steigerung des Fußwegeanteils  

• Schaffung von Anreizen, Wege zu Fuß zurücklegen  

• Stärkung der Verkehrssicherheit für Fußgänger  

• Stärkung der Vernetzung mit den anderen Verkehrsarten des Umweltverbundes.  

Dass die Uhren bei unserer Verwaltung anders laufen, wissen wir nicht erst seit der Aussage, dass Tempo 30 die 

Straßen in Herten lauter macht. In einer unendlichen Kette von dilettantischen Entscheidungen – angefangen von 

der „Schützenstraßenlüge“ hin bis zum „Verschieben des Fennelhauses“ mit all den Seltsamkeiten reiht sich dieser 

neue Versuch in die „Planungsqualität“ der Stadt ein. Sicher muss der Verkehr bei raumbedeutenden Planungen 

berücksichtigt werden, aber nur im gleichberechtigten Verhältnis zu anderen Verkehrsteilnehmern, dem Fußgänger, 

dem Radfahrer, dem Busfahrer ….  

Pro-Herten, (Joachim Jürgens, Tel.:02366-37653) 09.Sept. 2002  
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aus: 

http://www.vistaverde.de/news/Politik/0209/16_mobilitaet.htm 

Ohne Auto: Start für erste «Europäische Woche der Mobilität» 

 

In mehr als 1000 europäischen Städten sollen in den kommenden Tagen Busse, Fahrräder und Fußgänger Vorrang 

vor dem Auto haben. EU-Kommissarin Margot Wallström gab am Montag in Brüssel den Startschuss für die erste 

«Europäische Woche der Mobilität». 

 

Brüssel (dpa) - Bis Sonntag werden sich nach den Angaben rund 100 Millionen Menschen in 35 Ländern an Aktionen 

zu einer nachhaltigen, umweltfreundlichen Verkehrspolitik beteiligen. «Wir diskutieren für unsere Kinder über die 

Zukunft der Mobilität», sagte Wallström. 

 

Die kommenden Tage stehen jeweils unter dem Motto «In die Stadt - mit Bus und Bahn, dem Fahrrad, zu Fuß». 

Nach Angaben des Veranstalters, des Klima-Bündnisses mit Sitz in Frankfurt am Main und Caracas, wird die Akti-
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onswoche am kommenden Sonntag (22. September) ihren Höhepunkt mit dem autofreien Tag haben. Daran woll-

ten sich 1300 Städte und Gemeinden beteiligen, hieß es. 

 

In Brüssel etwa werden dann nach den Angaben 160 Quadratkilometer, darunter das gesamte Stadtzentrum, für 

den Autoverkehr gesperrt. In London wird die Tower Bridge nur für Radfahrer und Fußgänger frei gegeben, in 18 

Stadtteilen der britischen Metropole soll auf Straßen und Plätzen gefeiert werden. In Madrid wird für Sonntag eine 

autofreie Zone für 850 000 Einwohner und 1500 Geschäfte eingerichtet und dafür der öffentlicher Personennah-

verkehr um 25 Prozent aufgestockt. 

 

Vor zwei Jahren hatte die EU-Kommission erstmals zum Europäischen Autofreien Tag aufgerufen. Daran hatten sich 

760 Städte beteiligt. Nach Umfragen beklagen sich Europäer zunehmend über die von Autos verursachte Luftver-

schmutzung und Lärm. Gesundheitlich betroffen sind vor allem Kinder. Trotzdem steigt der Fahrzeugbestand weiter 

an. Nach offiziellen Angaben sind mehr als die Hälfte aller Autofahrten in Europa kürzer als fünf Kilometer. 

 

Was wird in Herten unternommen ?? 

Versuch die Innenstadt wieder für dem Straßenverkehr zu öffnen? 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

EuGH-Urteil: Kommune darf Auftragsvergabe an Umweltkriterien knüpfen 

Kommunen können Umweltkriterien zur Bedingung für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen machen.  

Luxemburg/Berlin (dpa) - Zu diesem Schluss kam der Europäischen Gerichtshof (EuGH) in einem Urteil vom Diens-

tag in Luxemburg (C-513/99). Bundesumweltminister Jürgen Trittin (Grüne) begrüßte die Entscheidung als rich-

tungweisend. 

 

Hintergrund ist die Ausschreibung des Stadtrates von Helsinki für den Betrieb eines städtischen Busverkehrsdiens-

tes. Der Zuschlag sollte unter anderem vom Umweltkonzept der Bewerber abhängig gemacht werden. Der Wirt-

schaftsausschuss der finnischen Hauptstadt sprach sich nach den Angaben für einen Anbieter aus, dessen Fuhrpark 

aus mit Erdgas betrieben Bussen besteht, deren Schadstoffausstoß und Lärmpegel bestimmte Grenzwerte unter-

schreiten. Dagegen klagte ein Mitbewerber, der diese Auswahl für unangemessen und diskriminierend hielt. 

 

Die Luxemburger Richter urteilten jedoch, dass die Stadt Helsinki durchaus berechtigt sei, «ökologische Erwägun-

gen in Bezug auf den angebotenen Fuhrpark zu berücksichtigen». Der Grundsatz der Gleichbehandlung werde nicht 

dadurch verletzt, dass nur eine beschränkte Zahl von Unternehmen diese Kriterien erfüllen könnten. Bei der Aus-

schreibung solcher Aufträge müsse zwangsläufig nicht nur die Wirtschaftlichkeit im Vordergrund stehen. 

 

«Es ist wichtig, dass Busse und Bahnen bei der Umweltfreundlichkeit die Nase vorn haben», sagte Trittin. «Als Kon-

sequenz aus dem Urteil sollten die Kommunen den Verkehrsunternehmen und den Herstellern jetzt deutliche Sig-

nale geben, um die Umweltfreundlichkeit des Öffentlichen Personennahverkehrs dauerhaft zu sichern und auszu-

bauen.» 
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Pro-Herten zur Bundestagswahl 

"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.  

   Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen . . . ausgeübt."  
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Seit 1948 eröffnet Art 20.(2) des Grundgesetzes den Bürgern die demokratische Selbstbestimmung durch Wahlen 

und Abstimmungen. Die politische Praxis hat Wahlen zum bevorzugten Instrument der demokratischen Willensbil-

dung gemacht. Bis vor kurzem waren demgegenüber andere Formen der Ausübung von Staatsgewalt durch das 

Volk vernachlässigt oder vergessen.  

 Für die Kommunalpolitik räumt die Gemeindeverfassung in NRW den Bürgern seit Mitte der 90er Jahre erweiterte 

Möglichkeiten ein und auch die Landesverfassung eröffnet die Möglichkeit von    Abstimmungen. 

Pro-Herten tritt dafür ein, dass die Beteiligung der Bürger nicht auf  ganz  seltene und wenig effektive Einflussmög-

lichkeiten zwischen den  Wahlen beschränkt bleibt, sondern dass die  Verfassung entwickelt und ausgeschöpft wird 

. 

Wahlen verlieren damit keineswegs an Bedeutung; sie können durch andere Formen der Partizipation nicht ersetzt 

werden. Die Bundestagswahl am kommenden Sonntag bedeutet daher eine der wichtigsten demokratischen Mög-

lichkeiten der Einflussnahme. Der DGB-Ortsverein in Herten hat bereits dazu aufgerufen, das Wahlrechtrecht aus-

zuüben, und äußerte sich gleichzeitig besorgt über steigende Zahlen von Nichtwählern. Wir teilen diese Sorge. 

Pro-Herten schließt sich dem Appell, zur Wahl zu gehen, an und meinen: 

Rechtsextreme, rassistische und undemokratische  Parteien und Wählervereinigungen dürfen keine Chance im 

Parlament bekommen.  

  

Wer kurz vor der Stimmabgabe etwa noch offene Fragen hat, dem möchten wir einigen Adressen an die Hand ge-

ben, die wir als Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und  Bürgerinitiativen empfehlen können. Besonders 

weisen wir auf die Wahlprüfsteine der Umwelt- und Bürgerrechtsverbände hin. 

  

    Bundeszentrale für politische Bildung: 

        http://www.bpb.de/themen/1Y995C,0,0,Bundestagswahl_2002.html 

    BUND: 

        http://www.bund.net/lab/reddot2/aktuell_1694.htm 

    tansparency international 

        http://www.transparency.de/html/themen/Wahlpruefsteine/Wahlpruef0.html 

Wer eine parteipolitische Orientierungshilfe braucht, sollte den "Wahl-o-mat" nutzen, dann aber selbst auf jeden 

Fall selbst entscheiden. 

        www.wahl-o-mat.de 

  

Mit freundlichen Grüßen 

Pro-Herten-(MMS), 20. September 2002 
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Pro-Herten zur 100. Treffen des Arbeitsgemeinschaft-Asyl (AG-ASYL) 

Pro Herten veröffentlicht eine Stellungnahme des Flüchtlingsrates Herten anlässlich der 100. Zusammenkunft des 

Arbeitskreises Asyl in Herten am 18.September 2002, der die Funktion eines Beratung- und Abstimmungsgremiums 

zu allen Fragen der Flüchtlingsarbeit in Herten erfüllt (WAZ und HA berichteten). Die Arbeit des AK kann als Beispiel 

dafür gelten, wie Verwaltung, Verbände und Bürgerinitiativen in einem äußerst schwierigen Arbeitsfeld über lange 

Jahre hinweg effizient und am Gemeinwohl orientiert kooperieren. Offenbar ist dies sowohl einem guten Konzept 

als auch dem Engagement aller Beteiligten zu verdanken. Pro-Herten / mms, hhh    21.9.2002 

 

Vorbildliche Arbeit  
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Flüchtlingsrat Herten zur 100. Sitzung der AG-Asyl 

 Das Asylrecht ist eines der ältesten unter den Menschenrechten. Aber der soziale Rechtsstaat Bundesrepublik 

Deutschland kann längst nicht mehr als ein Hort dieses Menschenrechtes gelten. So gibt es in der Flüchtlingssozial-

arbeit selten Gelegenheit und Veranlassung zu einer positiven Bilanzierung. Der Flüchtlingsrat Herten hat daher 

guten Grund, die Einrichtung und die Arbeit der AG-Asyl als vorbildlich hervorzuheben.   

 Seit Änderung des Asylparagrafen im Grundgesetz (Artikel 16), in Verbindung mit einer Reihe weiterer Gesetze zu 

Beginn der 90er ist die Akzeptanz des Menschenrechts Asyl tief gesunken, die Lobby der Flüchtlinge in der Öffent-

lichkeit denkbar gering. Flüchtlinge gehören zu den schwächsten sozialen Gruppen überhaupt,    leben mit unge-

wisser Perspektive und unterliegen vielfachen Diskriminierungen und restriktiven sozial- und ausländerrechtlichen 

Bedingungen. Zwar ist die Zahl der Flüchtlinge, die in Europa und Deutschland Zuflucht finden, gesunken. Dies je-

doch ist ausschließlich der Abschottungspolitik  der Festung Europa zuzuschreiben. Weltweit hat sich das Flücht-

lingselend hingegen vervielfacht. Wir erinnern hier an das Millionenfache Flüchtlingselend in weiten Teilen Afrikas 

oder - noch unmittelbarer vor unserer Tür - an die Bürgerkriege in Jugoslawien. 

 

Wenn jetzt der Flüchtlingsrat Herten dennoch eine positive Bilanz ziehen kann, so gilt dies in engen Grenzen und 

sollte vor dem Hintergrund eines allgemein beklagenswerten Zustands der deutschen Asylpolitik verstanden wer-

den. Wir können auf die  Flüchtlingspolitik in Herten aus mehreren Gründen als positive Ausnahme verweisen. 

Ausgehend von der frühen Initiative des verstorbenen Geschäftsführers des Caritasverbande Herten, Hermann 

Schäfers ,  gibt es in dieser Stadt einige Besonderheiten zu verzeichnen:  

1. Langjährige Kooperation von Verbänden, Verwaltung und Ehrenamtlichen in der AG-Asyl. 

2. Gründung des Flüchtlingsrates Herten durch Engagierte und Mitarbeiter der Verbände. 

 

3. Verabschiedung eines von Verbänden, Flüchtlingsrat und Verwaltung erarbeiteten Betreuungskonzeptes 

durch eine   Arbeitsgruppe des Sozialausschusses. 

4. Vielfache Unterstützung flüchtlingspolitischer humanitärer Anliegen durch den Rat der Stadt Herten über 

die Fraktionsgrenzen hinweg, z.B. Resolutionen des Rates zugunsten von Bürgerkriegsflüchtlingen, Abschaffung der 

diskriminierenden Gutscheinpraxis. 

  

Bei alledem ist die Situation der Flüchtlinge natürlich auch in Herten alles andere als hinnehmbar: immer mehr 

Flüchtlinge leiden unter der doppelten Last seelischer Verletzungen durch Kriegserfahrung, Elend und Flucht einer-

seits und der schikanösen Asylpolitik hierzulande. Langjährige Ungewissheit, Einschränkung und Arbeitsverbote 

stellen unerträgliche Belastungen dar und führen in zahllosen Fällen zu Krankheit und Verzweiflung der Menschen. 

Vor allem trifft dies natürlich die Kinder, denen nach langen Jahren die Abschiebung in ihre so genannte Heimat 

droht. Dies alles liegt, wie gesagt, an den generellen politischen Bedingungen und  auch das umstrittene Zuwande-

rungsgesetz verbessert übrigens die Stellung von Flüchtlingen nicht im Geringsten, im Gegenteil. Die Flüchtlings-

bewegung in Europa fordert seit langen und vehement die Rückkehr zu humanitären, menschenrechtskonformen 

Standards im Flüchtlingsrecht.   

Insgesamt ist es dennoch gerechtfertigt, von einer guten humanitären Tradition der Flüchtlingsarbeit in Herten zu 

sprechen. Dafür ist u.a. Gründen auch die Arbeit der AG-Asyl hervorzuheben, welche gerade ihre 100. Sitzung ab-

solvierte. 

Der Flüchtlingsrat Herten dankt den Hertener Ratsmitgliedern und der Verwaltung, v.a. den langjährigen Teilneh-

mern de r  AG auf Seiten der Stadtverwaltung Herten , Herrn Iser und Herrn Sopka für ihr persönliches Engagement. 

Herten, den 21.9.2002  Johannes Gertz, Elisabeth Ziegler 
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aus: 

http://www.vistaverde.de/news/Politik/0209/23_autofrei.htm 
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Prinzenpaar auf dem Fahrrad:  

 

Autofreier Sonntag in Europa 

 

Millionen Menschen in Europa haben beim autofreien Sonntag mitgemacht und ihren Wagen zum Schutz der Um-

welt zu Hause gelassen. Regnerisches Wetter verhagelte allerdings mancherorts die Stimmung bei dem von der EU 

unterstützten Aktionstag. 

 

Brüssel (dpa) - Die Resonanz war nicht immer so groß wie erhofft: In Berlin radelten bei nasskalter Witterung nur 

1000 Teilnehmer bei einer Fahrrad- Demonstration mit. Insgesamt nahmen 1729 Städte in 40 Ländern an der Akti-

on teil, wie das Klima-Bündnis in Frankfurt bilanzierte. 

 

Aus Spanien wurde eine Rekordbeteiligung gemeldet. In Italien, wo der autofreie Sonntag besonders populär ist, 

ließen besonders viele Menschen den Wagen zu Hause. Wie in Rom stiegen sie in mehr als 70 Städten auf Fahrrä-

der oder Inline-Skates um, gingen zu Fuß oder nahmen den Bus.  

 

In Paris stellte die Stadt kostenlos 1000 Fahrräder bereit. Außerhalb der gesperrten Zonen verlief der Verkehr aller-

dings fast wie an jedem anderen Sonntag. Auch Griechenland sowie nicht zur EU gehörende Länder wie Bulgarien, 

Ungarn und Tschechien beteiligten sich an der Aktion. 

 

In Spanien machten mehr als 200 Städte beim autofreien Sonntag mit. Dies sei die höchste Zahl in Europa, sagte 

Umweltminister Jaume Matas in Granada. In Madrid hatten die Behörden das Zentrum für den Autoverkehr ge-

sperrt und zur Fußgängerzone erklärt. «Das Wichtigste bei der Aktion ist, dass die Leute sich der Problematik be-

wusst werden», sagte Matas. Es sei bekannt, dass die Spanier begeisterte Autofahrer seien. Aber diese Haltung 

ändere sich allmählich. 

 

In der Schweiz nahmen 70 Städte und Gemeinden teil, in den Niederlanden waren es 50. In Belgien stiegen Thron-

folger Prinz Philippe und seine Frau, Prinzessin Mathilde, aufs Fahrrad um. Die beiden hatten sich mit anderen 

Menschen verabredet, die gewöhnlich auf den Rücksitzen schwerer Limousinen unterwegs sind: Belgiens Ver-

kehrsministerin Isabelle Durant und EU-Umweltkommissarin Margot Wallström traten ebenfalls demonstrativ in 

die Pedale. 

 

«Der autofreie Tag bekommt immer mehr Unterstützung von den Bürgern in ganz Europa», sagte Wallström. Um-

fragen zeigten: «Rund 80 Prozent der Leute halten das für eine gute Initiative, die regelmäßig wiederholt werden 

sollte.»  

 

Erstmals war in der EU-Hauptstadt Brüssel, von wo der Ruf nach dem autofreien Sonntag ausgegangen war, das 

gesamte Stadtgebiet mit einer Fläche von rund 160 Quadratkilometern für den Autoverkehr gesperrt. Radler und 

Taxen bestimmten das Straßenbild. Mit mehr als 10.000 Ausnahmegenehmigungen und etlichen Uneinsichtigen 

war der Tag aber eher autoarm als wirklich autofrei. 

 

Vor zwei Jahren hatte die EU-Kommission erstmals zum europäischen autofreien Tag aufgerufen. Daran hatten sich 

760 Städte beteiligt. Nach Umfragen beklagen sich Europäer zunehmend über die von Autos verursachte Luftver-

schmutzung und Lärm. Gesundheitlich betroffen sind vor allem Kinder. Trotzdem steigt der Fahrzeugbestand weiter 

an. Nach offiziellen Angaben sind mehr als die Hälfte aller Autofahrten in Europa kürzer als fünf Kilometer. 
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PCL und Öffnung Innenstadt 

Als ich heute die Zeitung studierte und die Beiträge unseres Bürgermeisters in Sachen PLC 

(Power-Line-Communication) und Öffnung Innenstadt gelesen habe, wanderte mein Blick erst einmal zum Kalender. 

Wir haben doch heute den 25.9. und nicht den 11.11.: „Herr Bechtel, warten sie doch bis zu diesem Zeitpunkt, um 

die Königskrone mit der Narrenkappe zu tauschen.“  

Tatsächlich jedoch sind die Äußerungen unseres Bürgermeisters ernst, unglaublich und sicherlich nicht als profes-

sionell zu sehen und darum kommentarbedürftig. 

 

In der WAZ ist zu lesen: Noch Anfang September hatte der bei den Stadtwerken für "Powerline" zuständige Wolf-

gang Zerrahn gegenüber der WAZ erklärt, dass sowohl Stadtwerke als auch Prosoz (Vertrieb) an dem Produkt fest-

halten wollen. Der Stromriese RWE hatte zu diesem Zeitpunkt seine "Powerline"-Aktivitäten eingestellt. 

"Auch wir werden den aktiven Vertrieb von Powerline einstellen", bestätigte gestern Klaus Bechtel auf 

WAZ-Anfrage. Das Produkt, das dazu beiträgt, dass in Hertener Schulen das Internet aus der Steckdose kommt, sei 

gut, werde aber leider zerredet. Rund 70 000 Euro hat die Stadt, so Bechtel, über ihre Gesellschaften in "Powerline" 

investiert. 

Da mittlerweile alle seriösen Unternehmen die PLC-Technologie aus Vernunft- und Wirtschaftsgründen nicht weiter 

verfolgen (Siemens, RWE, E-ON etc., wissenschaftlich fundierte Stellungnahmen gegen diese Technologie wurden 

vielfach in der Fachpresse veröffentlicht), haben wir von Pro-Herten ebenfalls unsere Verwunderung ausgedrückt, 

dass Prosoz in dieses Projekt viel Kapital investiert. Aufgrund des oben erwähnten Artikel habe ich am 6. Sept. via 

Email Herrn Zerrahn meine Bedenken mitgeteilt (Auszug: „Mit Interesse habe ich Ihr Interview in der WAZ gelesen. 

Als (ehemals Nachrichten und nun)IT-Techniker (i.R.) und leidenschaftlicher Amateurfunker (somit auch hochfre-

quenzmäßig vorbelastet), kann ich nicht Ihren Ausführungen weder in technischer noch in wirtschaftlicher Hinsicht 

folgen. Ohne mich wiederholen zu wollen, erlaube ich jedoch folgendes zu bedenken: Da die 

Power-Line-Communication immer mehr, wohl auch berechtigt, gegenüber W-LAN oder Bluetooth zurückgedrängt 

wird, stellt sich mir die Frage, ob die zukünftige Wirtschaftlichkeit überhaupt gegeben ist. Keine Kommune wird – 

vernünftigerweise - ein teures PLC-Verfahren (von Prosoz) favorisieren, wenn wirtschaftliche und technisch bessere 

und ausgereifte Lösungen verfügbar sind.“) 

Das Produkt ist nicht gut, es wurde nicht zerredet, sondern zum Vorteil besserer Technologien nicht weiter verfolgt 

und die Schulen hätten langfristig mit der neueren Technologie mehr Vorteile, als eine – aus welchen seltsamen 

Gründen auch immer – technisch tote Lösung zu favorisieren. 

 In diesem Zusammenhang sollte einmal die Verantwortung des SPD-Ratsherren und Leiter Öffentlichkeitsarbeit, 

Herr Dr. Ulrich Paetzel, Herrn Klaus Bechtel als Geschäftsführer und Herrn Herbert Werner als Aufsichtratvorsit-

zender, alles auf PROSOZ bezogen, untersucht werden. Soviel zum PROSOZ-PLC.  

 

Schlimm wird es nun mit der Innenstadtöffnung für den Autoverkehr. Zitat Bechtel: "Wenn wir feststellen, dass es 

nichts bringt, können wir es zurücknehmen. Es handelt sich doch nur um einen simplen Verkehrsversuch." 

Herr Bechtel, für wie einfältig halten Sie uns Bürger? – erklären Sie doch einmal beispielsweise, wie Sie die gefällten 

Bäume in der Innenstadt bei einem negativen Ausgang Ihres Versuchs wieder ersetzen wollen. Haben Sie das Maß 

aller Dinge verloren – was kostet dieses Hirngespinst wohl uns Bürger? 

 

Merken Sie sich bitte eines Herr Bürgermeister:  nicht Sie sind das Maß aller Dinge in Herten, sondern in erster Linie 

die Bürger und vertretungsweise die gewählten Politiker. Wenn Sie demgegenüber glauben, Sie könnten sich gegen 

Ausschussmehrheiten durchsetzen, dann sollten Sie lieber Ihren Stuhl im Rathaus mit dem Sulky des Pferdes mit 

Namen „Herten“ tauschen und möglichst im Galopp die Stadt verlassen. 
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Pro-Herten weist darauf hin: 

http://www.regtp.de/ 

Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post informiert 

 

Informationen zu (0)190 - 0 - Dialer 

   

Was sind Dialer?  

Im Internet werden verschiedene Dienstleistungen angeboten, die über sog. Dialer-Programme aufgerufen und 

später über die Telefonrechnung abgerechnet werden. Diese Dialer-Programme müssen zunächst heruntergeladen 

werden und bewirken, dass die aktuelle Browserverbindung getrennt und eine wesentlich teurere Verbindung über 

den Service (0)190 aufgebaut wird. Der Abbau der aktuellen Internetverbindung und unmittelbar anschließende 

Aufbau eines Internetzugangs über eine teuere Verbindung können sich unbemerkt abspielen, so dass der Nutzer 

den Eindruck hat, er hätte die ursprüngliche Internet-Verbindung nicht unterbrochen und würde über das Internet 

die gewünschten Daten ohne weitere Kosten erhalten. 

 

Einige dieser Programme trennen die Internetverbindung nicht automatisch, wenn der Kunde das Informationsan-

gebot verlässt. Einige dieser Programme deaktivieren sich auch nicht automatisch, sondern vermitteln auch später 

einen Zugang zum Internet über die hochpreisige 0190er Rufnummer.  

 

Rechtliche Bewertung 

 

Im Service (0)190 stellen die Telekommunikationsanbieter nicht nur die Netzinfrastruktur zur Herstellung von Tele-

fonverbindungen bereit, sondern sie übernehmen zusätzlich das Inkasso für Dienstleistungen, die über das Telefon 

abgerufen werden können. Die gleichzeitige Inanspruchnahme von zwei verschiedenen Leistungen (Übertragungs-

leistung der Netzbetreiber und Informationsleistung des Dienste-Anbieters) bedingt, dass der Anrufer für die Ver-

bindung mehr bezahlen muss als für eine übliche Telefonverbindung. Von den Gesamteinnahmen wird nach Abzug 

des Anteils für die Übertragungsleistung anschließend der Inkassoanteil an den Anbieter weitergeleitet. Der Inkas-

soanteil ist abhängig von der Forderung des Diensteanbieters und bestimmt somit die Höhe des Anrufer-Tarifs. 

 

Die inhaltliche Verantwortung für sog. Telefon- oder Sprachmehrwertdienste (zugänglich u.a. über (0)190er Ruf-

nummern) trifft nach § 5 Abs. 1 und 3 Teledienstegesetz (TDG) grundsätzlich nur den Diensteanbieter, nicht den die 

Verbindung zwischen dem Anrufer und dem Diensteanbieter herstellenden Netzbetreiber. 

 

Die Rufnummernverwaltung ist eine hoheitliche Aufgabe des Bundes und fällt in die Zuständigkeit der Regulie-

rungsbehörde für Telekommunikation und Post (Reg TP). 

 

Rufnummern aus dem Bereich (0)190 werden von der Regulierungsbehörde in 1000er Blöcken an Netzbetreiber 

zugeteilt. Die "Vorläufigen Regeln für die befristete Zuteilung von noch freien Rufnummern aus dem Teilbereich 

(0)190 für "Premium Rate"-Dienste", Vfg 303/1997 vom 17.12.97 (BMPT-Amtsbl. 34/97) weisen dabei nur den 

Rufnummern (0)190-1 bis (0)190-9 feste Tarifstrukturen zu. Die Rufnummer (0)190-0 sieht dagegen bewusst keinen 

fest vorgegebenen Tarif vor, sondern ermöglicht es dem jeweiligen Dienste-Anbieter, die seiner Leistung angemes-

sen erscheinende Tarifierung frei vorzunehmen. 

 

Dies soll die Entwicklung innovativer Geschäftsmodelle ermöglichen, die nicht in die starren Vorgaben der Tarifstu-
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fen der Rufnummern (0)190-1 bis (0)190-9 passen. Je nach angebotener Dienstleistung können für Geschäftsmo-

delle dabei niedrigere oder höhere Tarife gewählt werden. Ob eine Tarifierung angemessen ist oder eine Dienst-

leistung den Markterwartungen entspricht, soll und kann dabei allein von den Verbrauchern beurteilt werden. 

 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die Einwahl in das Internet auch durch Viren, Trojanische Pferde 

oder ähnliches ausgelöst wird. Die Klärung solcher Fälle obliegt den Strafverfolgungsbehörden. 

 

Eingriffsmöglichkeiten der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post 

 

Die Regulierungsbehörde hat keine gesetzlichen Möglichkeiten, die über (0)190er Rufnummern erbrachten Dienst-

leistungen zu beeinflussen.  

 

Die Regulierung dient der ökonomischen, diskriminierungs- und störungsfreien Nutzung der Ressourcen sowie der 

Überprüfung von telekommunikationsrechtlichen Vorschriften, Verordnungen oder Verleihungsbedingungen.  

 

Die strittigen Entgelte, die auf die Nutzung von Dialer-Programmen zurückzuführen sind, unterfallen nicht dem 

Telekommunikationsrecht, da der Internetnutzer mit dem Herunterladen dieser Wahlsoftware ein vertragliches 

Einverständnis zur Bereitstellung dieser Dienstleistung mittels Mehrwertdiensterufnummer gegeben hat. Auftre-

tende Probleme können daher nur im Rahmen der Vertragsbeziehungen zwischen den Kunden und den Anbietern 

von Telekommunikationsdienstleistungen zivilrechtlich geklärt werden.  

 

Um diese Ansprüche beim Diensteanbieter geltend zu machen, muss der Verbraucher dessen Name und Anschrift 

vom Netzbetreiber erfragen. Den Netzbetreiber, bei dem eine (0)190-Rufnummer eingerichtet ist, erkennt man 

anhand der ersten drei Ziffern nach der (0)190. Eine Liste der Netzbetreiber findet man auf der Internetseite der 

Regulierungsbehörde unter www.regtp.de (Regulierung Telekommunikation, Rufnummernverwaltung). Der Netz-

betreiber kann den Diensteanbieter benennen, dem er die entsprechende Rufnummer zugeteilt hat, wenn der 

Verbraucher glaubhaft darlegt, dass er zivilrechtliche Ansprüche geltend machen will. 

 

Handlungsmöglichkeiten für den Verbraucher 

 

Die unfreiwillige Anwahl hochtarifierter Dienste von einem Teilnehmeranschluss zu verhindern, ist Sache des Inha-

bers des Teilnehmeranschlusses (vgl. Urteil des Berliner Landgerichts Az.: 18.O.63/01). 

 

Sobald der Dialer bemerkt worden ist, sollte sich der Verbraucher nicht mehr ins Internet einwählen. Der Beweissi-

cherung für weitere rechtliche Schritte sollte absolute Priorität eingeräumt werden. Erst dann sollten die Pro-

gramme aus allen Systemen entfernt werden. Dazu sollte ggf. professionelle Hilfe in Anspruch genommen werden.  

 

Als Schutzmaßnahme kann man empfehlen, sich beim Surfen im Internet vorzusehen und die Zugänge zu hochprei-

sigen Informationsdiensten (0190) zu sperren.  

 

Neben rein mechanischen Telefonsperren steht dem Verbraucher dabei der Sperrungsanspruch nach § 13 Abs. 2 

TKV zur Seite. Danach kann er die Anwahl einzelner Rufnummernbereiche durch seinen Netzbetreiber sperren 

lassen. Dazu richtet sein Teilnehmernetzbetreiber eine feste Sperre für die beauftragten Rufnummernbereiche ein.  

 

Auch ISDN Anlagen lassen das Sperren einzelner Rufnummern bzw. ganzer Rufnummernblöcke zu. 

 

Ist eine Rufnummernsperre nicht gewollt, gibt es verschiedene Möglichkeiten, Vorsichtsmaßnahmen auf dem PC 
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vorzunehmen. Ein "Internet-Browser" lässt sich auf verschiedene Sicherheitsstufen einstellen, so dass z. B. fremden 

Computern der Zugriff auf den eigenen Rechner verwehrt oder erschwert wird.  

 

Des weiteren kann ein (0)190-Warner helfen. Diese Programme analysieren sämtliche DFÜ Verbindungen und 

speichern relevante Daten wie Rufnummer und Einwahlzeitpunkt in eine Log-Datei. Sobald eine (0)190-Vorwahl 

erkannt wird, wird eine Meldung ausgegeben, die dem Benutzer die Möglichkeit bietet, die kritische Verbindung 

sofort zu trennen. Absoluten Schutz können aber auch die (0)190-Warner nicht bieten. 

 

Informationen zum Umgang mit dem PC und dem Zugang zum Internet erhalten Sie in der entsprechenden Fachli-

teratur, den Print-Medien oder in den Publikationen der Zeitschrift "Stiftung Warentest". Die Bundesregierung 

stellt eine kostenlose Sicherheits-CD gegen Einsendung eines an sich selbst adressierten Rückumschlags (DIN C 5 

frankiert mit 1,53 Euro) zur Verfügung. Ihre Anforderung richten Sie bitte an das 

 

Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 

Referat III 2.1 

Postfach 200 363  

53133 Bonn 

 

Sofern sich der Nutzer getäuscht fühlt, sollte er sich hinsichtlich der Rückforderung des Entgeltes an den Dienste-

anbieter wenden. Gegebenenfalls kann auch eine Anzeige bei der Polizei sinnvoll sein. 

 

Weitergehende Informationen zu der Dialer-Problematik findet der Nutzer unter der Rubrik „Verbraucherinforma-

tionen“ auf der Internet-Site des Vereins Freiwillige Selbstkontrolle Telefonmehrwertdienste (FST) - 

http://www.fst-ev.org -, der sich zur Aufgabe gemacht hat, Regeln und Schutzmechanismen bei den verschiedenen 

Anbietern durchzusetzen. Zur Wahrnehmung dieser Aufgabe bildet der Verein eine unabhängige Beschwerdestelle 

gemäß § 7 seiner Satzung.  

 

Der FST führt aus, dass oft der Nutzer erst nach Erhalt der Telefonrechnung mit den Kosten seines Handelns kon-

frontiert wird. Da er diese Nutzung zu vertreten hat, muss er diese ihm oft unerklärlich entstandenen Verbin-

dungsentgelte bezahlen. Wegen der besonderen Problematik bei diesen Programmen aus dem Internet hat der FST 

als erste Institution eindeutige Regeln in seinem Verhaltenskodex festgeschrieben.  

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Cross border leasing 

 

Eine Idee hat Konjunktur: cross-border-leasing. Hinter dem Begriff verbirgt sich ein Projekt, das Eigentümlichkeiten 

des amerikanischen Steuerrechtes ausschöpfen möchte. Befürworter versprechen uns, dass damit Steuervorteile 

amerikanischer Investoren  in die öffentlichen Kassen der klammen Kommunen geleitet würden und damit ein 

Beitrag zur "Sanierung" der Haushalte geleistet werden könnte. Man wird freilich nicht übersehen können, dass 

diese Projekte sich im Rahmen einer breiter angelegten Strategie der Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen 

und Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge bewegen.  

  

Wahrend Stefan Grave - neuer Fraktionschef der CDU in Herten - dem Gedanken einer Umsetzung in Herten nahe 

steht, warnt Ulrich Paetzel, SPD-Stadtverordneter, vor einer Verschlechterung der Qualitätsstandards der aus der 

öffentlichen Zuständigkeit entlassenen Dienste. Die Überlegungen in Herten beziehen sich auf das in städtischer 
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Hand befindliche Abwassernetz. 

  

Pro-Herten möchte zu dieser Diskussion beitragen: Auf unseren Internet-Seiten machten wir bereits mit einen Bei-

trag bekannt, der die rechtlichen Rahmenbedingungen des cross-border-leasing thematisiert und auf diverse Prob-

leme dieser Privatisierungsvariante hinweist. 

http://www.pro-herten.de/aus_dem_www.htm#Regulatorische%20Aspekte%20beim%20US-Cross-Border-Leasing 

 

Wenn seit Jahren Privatisierungen kommunaler und staatlicher Aufgabenbereiche nicht nur in Herten, sondern in 

allen Städten der Republik und darüber hinaus stattfinden, dann geht es vielleicht nicht nur um eine Maßnahme 

der "Haushaltssicherung" und um die "Sanierung der kommunalen Finanzen"  in Zeiten des ökonomischen Struk-

turwandels. 

Es scheint vielmehr sinnvoll, einmal nach den politischen, ökonomischen und ideologischen Ursachen dieses um-

fassenden Trends zu fragen.  

Wir werden auf diese Aspekten in den folgenden Newslettern  eingehen.  

Pro-Herten, 27.September 2002 

mms/jj  

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Mehr Gewicht für Umwelt und Natur - Forderungen der Umweltverbände für die Koalitionsver-
handlungen 

 

Pro-Herten, die Arbeitsgemeinschaft der Umweltverbände und Bürgerinitiativen in Herten, dokumentiert Presse-

mitteillungen der Umweltverbände zu den laufenden Koalitionsvereinbarungen. 

Darin formulieren die Verbände Ihre Anforderungen an eine ökologisch verantwortungsvolle Politik für die nächs-

ten vier Jahre und  unterstreichen die Bedeutung ökologischer Reformen. Ein Blick in die Dokumente zeigt, dass 

hier die selben Probleme thematisiert sind, welche uns auf kommunaler Ebene beschäftigen.  

  

So setzt der NABU einen Schwerpunkt auf die siedlungspolitischen Rahmenbedingungen, mit denen auf Bundes-

ebene Reform-Spielräume für die kommunale  Ebene eröffnet werden - oder eben nicht und fordert: "In Deutsch-

land gehen täglich 130 Hektar für neue Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrsflächen verloren. Hier muss dringend ein 

konkretes Umsteuern einsetzen". 

<http://www.nabu.de/m01/m01_12/> 

  

 Der BUND verlangt in einer "Checkliste", neben vielem anderem, "Lärm-Sanierungsprogramme "  für Straßen oder 

die Förderung "attraktiver Innenstädte mit geringerer Flächeninanspruchnahme durch Kfz"!   

<http://www.bund.net/lab/reddot2/pdf/checkliste.pdf> 

  

  

Kommentar: Das Thema Umweltschutz hat nicht gerade Rückenwind: das zeigt nicht nur das Geschehen in Herten.  

Sollten die Verbände sich mit Ihren guten Argumenten durchsetzen, dann  wäre den vor Ort aktiven Umweltschüt-

zern jedoch ein gutes Stück Überzeugungsarbeit abgenommen.  

  

(mms) Pro-Herten, 29. September 2002  
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Prosoz PLC via WLAN, Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Warum steht PRO-Herten dem Prosoz-PLC-Verfahren für Schulen skeptisch gegenüber 

Aufsatz von Joachim Jürgens ( weitere Fragen bezüglich dieser Technologie bzw. PC-Bereich können via Email, 

mailto:newsletter@pro-herten.de gestellt werden) 

Im Weiteren wird das PC-Netzwerk mit der Abkürzung LAN bezeichnet – aus dem Englischen Local Area Network = 

Lokales Netzwerk. .Der Begriff Wireless LAN bedeutet grob übersetzt „drahtloses lokales Netzwerk 

Netzwerke machen vieles leichter,  mehrere PCs haben Zugriff auf dieselben Daten, können gemeinsam einen Dru-

cker nutzen, miteinander kommunizieren und können sich einem Anschluss fürs Internet teilen. Der Materialauf-

wand ist heute kaum der Rede wert: Eine Netzwerkadapter pro PC, ein oder mehrere Kabel, eventuell eine Vertei-

lerstation genannt „HUB“ kommt von Radnarbe – fertig ist das eigene Netzwerk. Das Kabel kann man sich übrigens 

heute auch schon weitgehenst sparen. Man spricht dann vom Wireless LAN, kurz WLAN genannt. 

Vorteile und Nutzen vom WLAN 

Der Hauptnutzen eines drahtlosen Netzwerks ist zweifellos das fehlende Kabelgewirr. Keinen Drahtverhau mehr, 

der quer durch den Raum läuft und die Hausfrau beim Saugen auf die Barrikaden treibt. Eine aufwändige statische 

Installation entfällt. 

Beim Wireless LAN ist eben alles anders: Die Rechner, die sich im selben Netzwerk befinden, stellen automatisch 

eine Verbindung untereinander her. Es kann gemeinsam das Internet genutzt werden, einen Drucker für alle, ein 

Internetzugriff für alle. 

Damit wären auch schon neben der Kabelfreiheit weitere Hauptvorteile eines drahtlosen Netzwerks genannt. 

Das ist auch der Hauptgrund, warum sich solche Technologie in Schulen aufgrund der einfachen Installation anbie-

tet: Das Verlegen der Kabel entfällt, wie auch das Montieren dieser Stolperfallen an Wänden entlang. Außerdem 

gibt es Orte, die mit Netzwerkkabel nur mit größtem Aufwand erreichbar sind. Stellen Sie sich eine mehrstöckige 

Schule vor: Quer durch alle Stockwerke Kabel verlegen? Wie umständlich. Das geht mit WLAN viel einfacher und 

spart Nerven und Zeit. 

Für den Netzwerk-Verwalter, dem so genannten Administrator  stellt ein drahtloses Netzwerk auch eine gute Al-

ternative dar: statt Strippen zu ziehen, installiert er softwaremäßig einfach einen Zugangspunkt, dem Access Point, 

bindet ihn ins bestehende Netzwerk ein und versorgt den neuen PC mit einem Drahtlos-Adapter. Und schon ist der 

Neue drin im Netz. 

Die Technologie 

Die Stadt-Tochter Prosoz in Zusammenarbeit mit den Hertener Stadtwerken setzten für die Inhaus- Lösung des 

WLAN auf das so genannte PLC (Power-Line-Communication). Dieses Verfahren sollte die Lösung für „Schulen ans 

Netz“ Bundesweit werden – Der Geschäftsführer Prosoz, Bürgermeister Bechtel, ist (war) einer der größten Ver-

fechter (z.B. auf der Hannovermesse) für diese Lösung. 

Pro-Herten distanzierte sich zu einen Frühen Zeitpunkt von dieser Technologie und machte dieses auch in mehre-

ren Veröffentlichungen deutlich. 

Um die Gründe zu verstehen, warum sich Pro-Herten gegen diese Technologie wendet, werden wir diese Technolo-

gie ein wenig näher betrachten: 

Was ist Powerline? 

"Powerline" bezeichnet die Nutzung der Niederspannungsnetze (Haus-Strom-Netz) für die Übertragung von Daten. 

Der Datenaustausch via Stromleitung ist im Prinzip nichts Neues. Schon seit den 20er Jahren nutzen Energieversor-

gungsunternehmen von Daten. So werden Stadtlaternen über diese Technologie an bzw. ausgeschaltet. Der 

Stromleitung wird ein andersfrequente Signal (huckepack) überlagert. Auch in Privathaushalten hat das Prinzip in 

den 80er Jahren mit der Einführung des Babyphons bereits Einzug gehalten. Seitdem ist die Technik auch einer 

breiteren Öffentlichkeit bekannt. Dieses analoge System ist aber wegen seiner Störungsanfälligkeit und mangeln-

den Abhörsicherheit für kaum mehr als Babygeschrei geeignet. 

Das Niederspannungsnetz ist ein ausgesprochen schwieriger Übertragungskanal. Und die Technik war lange Zeit 
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nicht ausgereift genug, um bei mehreren Teilnehmern und gleichzeitigen Anwendungen, wie Staubsaugen, und 

analogen Datenübertragung, Störgeräusche und Systemausfälle zu verhindern. Schon ein eingeschalteter Mixer mit 

seinem funkenden Motor kann erhebliche Rückwirkungen verursachen. Erst mit der Einführung digitaler Übertra-

gungsverfahren innerhalb der modernen Nachrichtentechnik sind diese Probleme nunmehr lösbar. 

Mit der PLC-Technologie können Distanzen von ca. 300m für die "letzte Meile" beziehungsweise ca. 50m in Ge-

bäuden überbrückt werden. 

Beim Powerline-System werden zusätzlich zur Netzfrequenz von 50Hz weitere Frequenzen geschaltet, über die 

dann Sprache und Daten übertragen werden können. Dazu steht der Frequenzbereich von 150kHz bis 30 MHz 

(Kurzwellenbereich)zur Verfügung. Die hochdatenratigen Systeme benötigen die Frequenzen bis hin zu 30MHz.  

Diese „Kurzwellen-Frequenzen werden aber über nicht abgeschirmte Stromleitungen (wie z.B. Koaxkabel oder 

Datenkabel) übertragen und stören somit zwangsläufig als „Sendeantenne“  Dienste, die im Kurzwellenbereich 

arbeiten. Bis zu einer Entfernung von 50m vom Datenträger „Kabel“ sind diese Störungen so gravierend, so melde-

ten  Frequenznutzer wie Luftverkehr (Flugnavigation) Amateurfunker etc. meldeten  massiven Widerstand gegen 

diese Technologie an. 

Um diese PLC nutzen zu können, waren Anpassungsgeräte nötig, die den 50Hertz Strom von den  hochfrequenten 

Daten trennen. Hier spricht man, zwar nicht ganz korrekt, vom Modem. Diese Modem werden noch zum Preis von 

ca. 160 € angeboten. Jeder PC benötigt zur Teilnahme ans Netz dieses „Modem“. Die „Daten“ bezieht der PC via 

dem „Modem“ über dem Netzanschluss, Datengeschwindigkeiten zwischen 3 Mbit/sec bis 10 Mbit/sec.  sind mög-

lich (2 bis 10 Millionen Datenwechsel/ Sekunde) Die Unzuverlässigkeit durch störende Geräte im Stromkreis konn-

ten nicht vollständig verhindert werden. Es gibt (und wird auch nicht) für PLC keinen einheitlichen Standart. 

Hierzu eine interessante Pressemeldung CQDL 10/2002 S718: 

RWE stellt Powerline-Angebot ein: Ein Sprecher begründete den Stopp mit den verschärften Nutzungsbedingungen 

des Kurzwellenspektrums seit dem 11. Sept. 2001. Seit den Terroranschlägen müssen Frequenzen für sicherheits-

relevante Dienste freigehalten werden!  

WLAN nach der Norm  802.11b 

ist hingegen ist schon weltweit recht verbreitet, obwohl es „nur“ mit 11 Millionen Bit pro Sekunde Daten sendet 

und empfängt. Dafür überbrückt man mit 802.11b rund 300 Meter im Freien und 90 bis 100 Meter in Räumen. 

Diese WLAN Technologie ist ohne Zweifel auf dem Weg zum Massenmarkt. Die Technologie, die in Unternehmen 

ebenso einsetzbar ist wie in Kleinbüros und Privathaushalten, eignet sich auch zur Erweiterung fest verdrahteter 

LANs und ermöglicht größere Mobilität. Günstige Wachstumsaussichten bescheinigt eine neue Analyse (Studie zur 

2,4- und 5-GHz-WLAN-Technologie erschienen http://www.golem.de/0105/13908.html).   

Der Gesamtumsatz mit 2,4- und 5-GHz-Systemen soll von 946 Millionen US-Dollar im Jahr 2000 auf 4,76 Milliarden 

US-Dollar im Jahr 2005 ansteigen. 

Hierzu folgende Meldung: 

Intel: 2005 hat jedes zweite Notebook WLAN Quelle: (jow/c't) 

Schon 2005 werde jedes zweite Notebook einen drahtlosen Netzwerkzugang haben, prophezeit Intels Marketing 

Manager für Asien und den pazifischen Raum Jerry Kao laut einem Bericht des asiatischen News-Dienstes DigiTimes. 

Vor allem im Corporate-Bereich würden immer mehr Firmen ihre Mitarbeiter mit Notebooks ausstatten, die per 

WLAN ans interne Netz angebunden sind, so Kao. Laut einer IDC-Studie würde der Notebook-Markt von derzeit 

etwa 25 Millionen Geräten pro Jahr mit einem Wachstum von über 20 Prozent jährlich deutlich stärker wachsen als 

der Markt für Desktop-PCs und in 2005 etwa 45 Millionen Geräte betragen.  

 

Zunehmende Miniaturisierung, niedrigerer Stromverbrauch, sinkende Preise und ein breiteres Angebot sollen dazu 

beitragen, dass sich der Markt allmählich stärker etabliert.  

So beträgt der Preis für einen einzelnen externen WLAN- Adapter derzeitig ca. 60,- € (50% geringer als das 

PLC-Modem) Auch ist schon dieses Modul nicht nur bei den Laptops der neueren Generation, sondern auch bei 

dem „normalen“ PC heute standardmäßig enthalten. So wird ein TOP-PC vom Discounter PLUS incl. WLAN- Adapter 
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komplett für 999,-€ angeboten (1.Okt.2002)  

Nicht nur die Wirtschaftlichkeit überzeugt gegenüber PLC, sondern gerade die innovative Technik (WLAN arbeitet in 

einem eigens dafür  begrenzten, reservierten und genehmigten Frequenzbereich von ca. 5,5 GHz –Hier arbeiten u.a. 

Radargeräte). Störungen gegenüber anderen Funkdiensten sind ausgeschlossen. Die Abhörsicherheit ist infolge 

besonderer Verschlüsselung größer. Die „gefährliche“ Strahlung ist um ein vielfaches geringer als die eines Handys, 

vergleichbar mit der automatischen Zentralverriegelung eines Autos! 

Fazit:  

Funkgestützte Netze sind auf dem Vormarsch  

Inzwischen zeichnet sich allerdings ab, dass die PLC-Techniken, auch begründet, dass die einstigen Befürworter z.B. 

Siemens, RWE, E-ON, aus beschriebenen Gründe diese Technologie nicht weiter verfolgen. 

Funklösungen wie Wireless LANs (WLAN) oder der Kurzstrecken-Funktechnik Bluetooth im Home- Networking- 

Bereich werden ein gewichtiges Wort mitsprechen werden. Aus Kosten und Störungsgründen wird PLC keine Zu-

kunft mehr eingeräumt. PROSOZ soll, wenn sie sich in diesem Bereich einen Marktanteil sichern will, schnell auf 

diese Technologier setzen. Nur, wie der Geschäftsführer von Prosoz, Bürgermeister Bechtel behauptet, wurde das 

„PLC-Produkt“ nicht schlechtgeredet, sonder vernunftmäßig, wie nun nachvollziehbar, fallengelassen. 

Joachim Jürgens,30.9.2002, Pro-Herten 

 

Diesen Aufsatz können Sie im Downloadbereich unserer Homepage als PDF-Dokument herunterladen. 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Pro-Herten stellt ab sofort (ohne Gewähr) die neuen Hausnummern "Gertrudenau" unter folgenden Link: 

http://www.pro-herten.de/images/gertrudenau.pdf zur Verfügung ! 

Der Plan ist als PDF-Datei vergrößerbar 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

In den letzten Jahren wächst der Druck auf die Politik beträchtlich. Forderung nach mehr Bürgernähe, Qualität und 

Kosteneffizienz in der öffentlichen Verwaltung werden laut, so dass sich viele Städte und Gemeinden gezwungen 

sehen, die Wünschen ihrer "Kunden" (Investoren?) zu berücksichtigen. In der sogenannten Verwaltungsreformen 

ist jedoch die Bürgernähe von zentraler Bedeutung. 

Nicht nur die Darstellung des Beamten in "muffigen" Amtsstuben hat lange Tradition. Auch die Bemühungen um 

eine Verbesserung der öffentlichen Verwaltung sind alt. Manch ein in der Verwaltung Ergrauter lächelt müde be-

züglich neu gebrauchten Termini und Innovationsempfehlungen und bemerkt nur noch: "Fast alles schon mal da 

gewesen" (Jörger 1995: 2). Skeptiker sehen daher Verwaltungsreformen so wie in Abbildung eins dargestellt: h o f f 

n u n g s l o s. (Wir, Pro-Herten noch nicht!) 

 

Ist vielleicht auch das "Peter-Prinzip" eine Erklärung? 

Mehr dazu auf unserem Link: 

http://www.pro-herten.de/archiv/peter_prinzip.pdf 

 

einen schönen Wochenbeginn wünscht Pro-Herten und JJ 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Seine, vom Bürgermeister Bechtel uns bekannt gegebenen Nebentätigkeiten 

 

1. Wahl von Vertretern der Stadt Herten in den Verwaltungsrat der Gesellschaft zur Förderung des Struktur-

http://www.pro-herten.de/images/gertrudenau.pdf
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wandels im Kreis RE GmbH 

2. Verwaltungsrat VBHG Verband bergbaugeschädigten Haus- und Grundeigentümer 

3. Verwaltungsrat der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGST) 

4. Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Recklinghausen 

5. Aufsichtsratvorsitzender Hertener Stadtwerke 

6. Prosoz, Geschäftsführer 

7. Präsidium des Städte- und Gemeindebundes NRW 

8. Gesellschafterversammlung HTVG (HuFa) 

9. Benennung von städt. Mitarb. für die Mitglidervers. Der Zukunftaktion Kohlegebiete (ZAK) e.V. 

10. Beirat Gelsenwasser 

11. Aufsichtsrat Vestisch Märkische Wohnungsbaugesellschaft (VMW will u.a. strittiges Wiesenstraßenprojekt 

bebauen!) 

 

Ohne Gewähr und weiteren Kommentar 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Tempo 30 

JUSO und Junge Union streiten sich über Tempo 30/Tempo 40 Zonen flächendeckend. 

Wir, Pro-Herten sind der Meinung, dass Verkehr sich wie Wasser verhält. 

Der Verkehr sucht sich seinen Weg. Punktuelle Verkehrsberuhigungen, wie die bestehende 30km/h Zoneneintei-

lung, konzentriert den Verkehr auf wenige Straßen, wo 50km/h gefahren werden kann. So werden die mehr belas-

tet, die bereits hohe Belastungen zu verkraften haben. Siehe Feld-/Schützen- Ewaldstraße, Kaiserstraße etc. 

Warum nicht grundsätzlich Tempo 30 als innerstädtische Regelgeschwindigkeit! 

Hat das Auto mehr Rechte als der Mensch?  

Zum Thema Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit weisen wir auf die Veröffentlichung des Verkehrsclub Deutschland 

(VCD) hin, den wir unter : http://www.pro-herten.de/aktuell/tempo30.htm   

veröffentlicht haben Pro-Herten; jj 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Bei sinkender Bevölkerung werden die Städte zu groß, - was ist zu tun? 

Pro Herten bezieht Stellung zu den Thesen von Prof. Volker Eichener, Leiter des Instituts für Wohnungswesen, Im-

mobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung (InWIS) an der Ruhruniversität Bochum: 

 

Angesichts rapide sinkender Einwohnerzahlen empfiehlt Eichener den Abriss maroder Stadtviertel um drohenden 

Verslumungstendenzen entgegenzuwirken. So könne auch der notwendige Raum für städtebaulich positivere Nut-

zungen entstehen. 

 

Norbert Johrend, Pressesprecher der Stadt Herten, widerspricht dem - jedenfalls in Bezug auf Herten -, indem er 

auf stabilere Bevölkerungsentwicklung Hertens hinweist. Und die Wohnungswirtschaftsunternehmen Viterra sowie 

VMW weisen auf relativ geringe Leerstände im eigenen Wohnungsbestand hin. 

 

Fällt Herten also aus dem generellen Trend im Ruhrgebiet? Gibt es hier keine Wohnungsleerstände? Sind in Herten 

also “keine Stadtviertel abzureißen? Die Aussagen von Johrend und die der Wohnungsunternehmen müssen relati-

http://www.pro-herten.de/aktuell/tempo30.htm
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viert werden. 

Die vollständige Stellungnahme unter: 

http://www.pro-herten.de/aktuell/einwohnerminus.htm 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

Sie ließen grenzenlosen Optimismus walten . . . 

(Anmerkungen zum Umgang mit Differenzen - mms) 

In einer Zeitschrift des ded (Deutscher Entwicklungsdienst) finden wir interessante Überlegungen zum Thema "Le-

ben in der Stadt". Die Ausgabe Februar/März 2000 ist diesem Thema gewidmet, Berichte und Essays handeln von 

globalen Problemen und Verwerfungen, die auf die entscheidenden Differenzen von Macht und Ressourcen ver-

weisen.  

Warum greift Pro-Herten auf ein Magazin des ded zurück?  

Wir meinen: der globalisierte Blick hilft uns, auch eigene Probleme besser zu verstehen, dazu unser Beitrag unter: 

http://www.pro-herten.de/seite1.htm 

 

Newsletter von www.pro-herten.de 

 

gefunden im Internet und sicherlich auch für Herten anwendbar: 

Politik, Bürgerschaft und Verwaltung-ein dynamisches Dreiecksverhältnis? 

von Thomas Jablonski, Bremen 

 

Die klassische Rollenverteilung zwischen den drei Akteursgruppen in den Kommunen ist in Bewegung gekommen. 

Die Abwälzung von Lasten auf die Kommunen, der Zusammenbruch ganzer Wirtschaftszweige und andere Ent-

wicklungen haben zu einer zunehmenden, teilweise dramatischen Ressourcenknappheit in den Kommunen geführt. 

Parallel dazu vollzieht  sich ein gesellschaftlicher Wertewandel, der zu einem neuen Selbstbewusstsein von Bür-

ger/innen gegenüber der Institution Staat führt: Auf der einen Seite in gesättigten Märkten, auch im Dienstleis-

tungssektor, als Kunde umworben und auf der anderen Seite Bittsteller bei der Verwaltung, der oft viel  Zeit opfern 

muss um »Standardprodukte« konsumieren zu dürfen, die gar nicht zu seiner Lebenssituation passen – so stellte 

und stellt sich manchmal noch heute die Situation von Bürger/innen dar. Das hat dazu geführt, dass auch von der 

Verwaltung besserer Service und mehr Mitwirkungsmöglichkeiten erwartet werden. 

 

Die gesamte Arbeit können Sie unter "gefunden im Internet" nachlesen -  

 

http://www.pro-herten.de/gefunden_im_www.htm#Politik,%20Bürgerschaft%20und%20Verwaltung%20-%20ein%

20dynamisches%20Dreiecksverhältnis lesen. 

Newsletter von www.pro-herten.de 

Bill Clinton und seine Frau sind im Urlaub in Arkansas unterwegs.  

Sie halten an einer kleinen Tankstelle. Der Tankwart sagt plötzlich:  

"Hi, Hillary! Erkennst du mich nicht mehr? Wir sind im ersten College-Jahr miteinander gegangen!"  

Hillary erkennt ihren alten Boyfriend, und die beiden plaudern über alte Zeiten.  

Später, als die beiden wieder im Auto sitzen, sagt Bill:  

"Na, Darling, du bist sicher glücklich, dass du diesen Tankwart nicht geheiratet hast.  

Hättest du ihn genommen, wärst du jetzt nicht die Frau des Präsidenten der Vereinigten Staaten!"  

http://www.pro-herten.de/gefunden_im_www.htm#Politik,%20Bürgerschaft%20und%20Verwaltung%20-%20ein%20dynamisches%20Dreiecksverhältnis
http://www.pro-herten.de/gefunden_im_www.htm#Politik,%20Bürgerschaft%20und%20Verwaltung%20-%20ein%20dynamisches%20Dreiecksverhältnis
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"Falsch", sagt Hillary.  

"Hätte ich ihn genommen, wäre er jetzt der Präsident der Vereinigten Staaten!" 

  

Auch wir von Pro-Herten schnappen mal kurz andere Luft,um  gegen Ende der nächsten Woche wieder "nerven" zu 

können. 

mit freundlichen Grüßen 

 

Pro-Herten 

 

Aufgrund unserer Meldung an die Presse  

(siehe http://www.pro-herten.de/kbtoc.htm) 

wurde recherchiert und folgendes herausgefunden: 

 

WAZ 

Rettungswagen verliert Minuten wegen neuer Hausnummern 

Minutenlang irrte am Donnerstag Abend der Rettungswagen der Feuerwehr durch die Bismarckstraße, bevor er 

seinen Einsatzort finden konnte. Es galt, eine 52-Jährige mit Verdacht auf Herzinfarkt ins Krankenhaus einzuliefern. 

Am Telefon war die alte Hausnummer - die WAZ berichtete über die unangekündigte Änderung der Hausnummern 

durch die Viterra - angegeben worden: Die Feuerwehr vermutete gegenüber der WAZ, dass der Anrufer selbst die 

neue Nummer nicht wusste. Da es bereits stark dämmerte, waren nur noch die neuen Nummern an der Bismarck-

straße lesbar; so kam es zu der Suche. sira 

02.06.2002      

Hertener Allgemeine    

Beim Notarzt-Einsatz gab es Irritationen   

Die unangekündigte Änderung der Hausnummern in der Scherlebecker Zechensiedlung Gertrudenau hat zu Prob-

lemen bei einem Notarzt-Einsatz geführt. 

Der Vorfall ereignete sich am späten Donnerstagabend. Wie Oberbrandmeister Jörg Stier auf unsere Anfrage bestä-

tigte, gab es einen Notruf aus der Bismarckstraße: Verdacht auf Herzinfarkt, jede Minute zählte. Da an den Häusern 

neben den alten Hausnummern die neuen Hausnummern angebracht worden waren, kam es zu Irritationen, als der 

Rettungswagen eintraf und die richtige Adresse suchte. Beim Notruf war aus Gewohnheit die alte Nummer genannt 

worden. Stier: "Es ging wertvolle Zeit verloren." -sp  

Hertener Allgemeine - 02. 06. 2002   

mfg jj 

 

Bei sinkender Bevölkerung werden die Städte zu groß, - was ist zu tun? 

 

Pro Herten bezieht Stellung zu den Thesen von Prof. Volker Eichener, Leiter des Instituts für Wohnungswesen, Im-

mobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung (InWIS) an der Ruhruniversität Bochum: 

Angesichts rapide sinkender Einwohnerzahlen empfiehlt Eichener den Abriss maroder Stadtviertel um drohenden 

Verslumungstendenzen entgegenzuwirken. So könne auch der notwendige Raum für städtebaulich positivere Nut-

zungen entstehen. 

Norbert Johrend, Pressesprecher der Stadt Herten, widerspricht dem - jedenfalls in Bezug auf Herten -, indem er 

auf stabilere Bevölkerungsentwicklung Hertens hinweist. Und die Wohnungswirtschaftsunternehmen Viterra sowie 

VMW weisen auf relativ geringe Leerstände im eigenen Wohnungsbestand hin. 
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Fällt Herten also aus dem generellen Trend im Ruhrgebiet? Gibt es hier keine Wohnungsleerstände? Sind in Herten 

also “keine Stadtviertel abzureißen? Die Aussagen von Johrend und die der Wohnungsunternehmen müssen relati-

viert werden. 

Klicken Sie hier den Link um zu unserer Stellungsnahme zu kommen 

 

http://www.pro-herten.de/aktuell/einwohnerminus.htm 

NATURSCHUTZBUND ( NABU): Hunde gehören an die Leine!!!  

 

Im gesamten Bereich des Schlossparks und des Schlosswaldes sind Hunde anzuleinen. In den nächsten Wochen soll 

die Jagd auf Füchse im Schlosswald beginnen. Der Grund liegt in der Vermutung, dass sich der Fuchsbandwurm 

auch bei uns verbreitet hat. Also, wenn Ihr Hund frei durch den Wald läuft, was ohnehin verboten ist, besteht die 

Möglichkeit, dass er sich und später über den Hautkontakt auch den Besitzer infiziert. Auch ist das Anleinen allen 

Spaziergängern gegenüber nur fair, denn nicht wenige Mitmenschen fürchten sich vor Hunden.  

Wenn Sie diesen Newsletter zukünftig nicht mehr beziehen wollen, klicken Sie auf den folgenden Link: 

http://www.pro-herten.de/cgi-std/newsletter.pl?action=unsubscribe&email=dk3rr@jidv.de 

 

Naturschützer geben Bechtel einen Korb 

Nabu und BUND sind sauer auf Klaus Bechtel. Erst am 2. Juli wollte der Bürgermeister mit den Naturschützern über 

Siedlungspolitik reden. Zuvor sollte der Rat ein Wohnbauflächenkonzept absegnen. Die Verbände sagten den Ter-

min ab. 

In einer gemeinsamen Pressemitteilung erläutern Naturschutzbund (Nabu) und Bund für Umwelt- und Naturschutz 

Deutschland (BUND) ihren Ärger. Danach hätten die Verbände am 9. Januar Ratsfraktionen und Bürgermeister eine 

grundsätzliche Stellungnahme zur Siedlungspolitik in Herten vorgelegt. Der Rat selbst habe immerhin entschieden, 

Siedlungspolitik mit den Bürgern zu beraten und zu entwickeln. 

 

Bechtel habe einen kuzfristigen Termin versprochen. Nun sei das für den 12. Juni (!) vorgesehene Treffen gar auf 

den 2. Juli verschoben worden. Zuvor sollte sollte der Rat ein Wohnbauflächenkonzept beschließen. "Dann er-

scheint es uns zwecklos und zu spät Grundsätzliches zur Siedlungspolitik zu diskutieren. Wir sagen den Termin ab 

und fordern den Bürgermeister auf, das Konzept nicht im Rat zu verabschieden, sondern erst mit den Bürgern zu 

beraten und zu entwicklen." 

 

11.06.2002      

PRO-HERTEN dokumentiert nachfolgend aus der Sozialkonfernz Herne: 

„Wege aus Armut und Arbeitslosigkeit“ vom 15.3.2002  

ein Thesenpapier zur Stadtentwicklung, welches anlässlich eines Vortrages im Forum „Stadtentwicklung“ von Dr. 

Arnold Voss (Raumplaner, Lehrbeauftragter an der Uni Essen) vorgelegt wurde. 

 

Wir dokumentieren diese Thesen deshalb, weil sie stadtentwicklungspolitisch für die Beurteilung der sozialen Lage 

in Herten von Bedeutung sind.  

Auch in Herten gilt nämlich:  

"Armutsverursachten Ghettoisierungen muss energisch entgegengewirkt werden. " 

Hingegen stellen A. Voss´ Thesen hinsichtlich der Akzeptanz ethnischer Ghettoisierungsentwicklungen immer noch 

eine politische Herausforderung dar. PRO-HERTEN teilt indessen auch diese Auffassung von A.Voss.  
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http://www.pro-herten.de/aktuell/voss_thesen.htm 

 

In der Gründungsphase von Pro-Herten/AGUBI gab es eine Siedlungspolitische Erklärung, die von den örtlichen 

Umwelt-Organisationen BUND und NABU gemeinsam formuliert wurde. 

Sie richtete sich an Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit in Herten 

 

http://www.pro-herten.de/aktuell/bund_nabu010102.htm 

 

 

Wenn Sie diesen Newsletter zukünftig nicht mehr beziehen wollen, klicken Sie auf den folgenden Link: 

http://www.pro-herten.de/cgi-std/newsletter.pl?action=unsubscribe&email=dk3rr@jidv.de 

 

 Pro-Herten(AGUBI) 

zur städtischen -Checkliste- für die Stadtentwicklung 

 

Wir dokumentieren nachstehend eine von der Stadtverwaltung Herten vorgelegte Checkliste, welche - wie die 

Verwaltung sagt - die zu berücksichtigenden Qualitätskriterien für die Wohnflächenentwicklung darstellt. Die 

Checkliste wurde in der Sitzung vom 26.6.2002 durch den Rat der Stadt Herten so akzeptiert. 

Gleichzeitig brachte der Rat bei wenigen Gegenstimmen das von den Pro-Herten scharf kritisierte Wohnflächen-

konzept auf den Weg. 

Anhand der städtischen Qualitätsliste soll diese Kritik kurz erläutert werden. Vorweg gesagt sei dazu, dass sich 

diese Liste zusammen mit der vorgenommenen stadtentwicklungspolitische Richtungsentscheidung auf eine Reihe 

falscher sozialpolitischer Voraussetzungen und bevölkerungspolitischer Erwartungen stützt, insbesondere: 

Eine Fehleinschätzung des Wohnflächenbedarfes in Herten, verursacht durch die Vorstellung der Stabilisierbarkeit 

der Einwohnerzahl Hertens.  

Die Verkennung der sozialen und ökologischen Polarisierung in Herten mit der Folge einer fortgesetzt falschen 

Prioritätensetzung hinsichtlich der Zielgruppen und der stadtentwicklungspolitischen Instrumente.  

Den vollständigen Text, sowie die Checkliste der Stadtverwaltung als Abschrift finden Sie unter: 

 

http://www.pro-herten.de/aktuell/Pro_URBAN.htm 


